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Entschuldigung 

In der letzten Ausgabe der ‘blätter des 
iz3w’ unterlief uns ein arges Mißge- 
schick. Im Beitrag zur CFA-Währungs- 
zone veröffentlichten wir eine Afrika- 
karte, die Marokko unter Einschluß der 
Westsahara abbildete. Die Hektik des 
Layouts und die Freude ‘genau die rich- 
tige” Karte (zum Thema CFA-Zone) 
gefunden zu haben, führten zur Aus- 
wahl dieser Landkarte. Erst mehrere 
Leserzuschriften machten uns auf die 
Unachtsamkeit aufmerksam. 
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Möchtest DU Lateinamerika mal 

ganz anders kennenlernen ?? 

z.B. durch Mitarbeit in Projekten 
unserer Partnerorganisationen in 
CHILE, MEXIKO, NICARAGUA und 
COSTA RICA ?! Incl. Vor- und Nach- 
bereitungsseminaren |! 

INFOS: IJGD, Tempelhofer Damm 2, 
12101 Berlin, Tel. 030/7852048. 


Mexiko 


Aufstand für die Verfassung 


Thesen zum 


„Ejercito Zapatista‘ 


in Chiapas 


Der von Niemandem erwartete Aufstand 
im Süden von Mexiko hat die politische 
Landschaft nachhaltig erschüttert. Der 
Regierung ist es nicht gelungen, die “Zapa- 
tistische Befreiungsarmee” (EZLN) poli- 
tisch und militärisch auszuschalten. Im 
Gegenteil, sie ist in der Defensive, da mit 
den Aktionen der Guerilla die drastischen 
sozialen Unterschiede in Chiapas auf der 
politischen Tagesordnung Mexikos stehen. 
Was in der hiesigen Berichterstattung kaum 
versucht wurde, sind die Fragen zu Her- 
kunft und Zielsetzung der EZLN über den 
Vergleich mit anderen Guerillaorganisatio- 
nen in Lateinamerika zu beantworten. Die- 
ser Ansatz geht Jorge G. Castaneda in dem 
folgenden Artikel nach. 


Im folgenden möchte ich einige vor- 
läufige Überlegungen über die neue 
mexikanische Guerilla und über einen 
möglichen Ausgang des gegenwärti- 
gen Dramas anstellen. Meine Überle- 
gungen beruhen nicht auf irgendeiner 
Kenntnis des Ejercito Zapatista 
(EZLN), sie beruhen lediglich auf Ana- 
logien, Erfahrungswerten und logi- 
schen Schlüssen; auf Erkenntnissen, 
die ich durch langjährige Beobach- 
tung anderer Guerillabewegungen in 
einem anderen politischen Kontext 
und in anderen Ländern gewonnen 


habe. 


er Kommandante Marcos - der mit 
|)“ grünen Augen, dem blonden 

Haar, der weißen Haut und der 
Begabung für Fremdsprachen - ist der "Kom- 
mandante Cero”. Auf den Punkt gebracht: 
Marcos repräsentiert nicht die Führung der 
Guerilla; er ist nur wie Eden Pastora, in dem 
Moment, als die Sandinistische Befreiungs- 
front am 22. August 1978 den Nationalpa- 
last in Managua besetzte, der sichtbare Aus- 
druck der Guerilla. Ein charismatisches und 
redegewandes Gesicht einer Führung, zu 
der er nicht gehört, und die unsichtbar 
bleibt. Als der berühmte “Commandante 


& 


Viele weiblichen Mayakämpferinnen der zapatistischen Befreiungsarmee sind an den Kämpfen beteiligt. 


Cero” auf dem Weg zum Flugplatz sein Hal- 
stuch vom Gesicht nahm, wurde klar, was 
allgemein vermutet wurde: Er konnte nicht 
zur Führung der FSLN gehören, denn keine 
politisch - militärische Führung im Unter- 
grund würde auf diese Weise die Identität 
ihrer führenden Köpfe preisgeben. 

Marcos ist ein Frontkommandant; er ist 
weder ein Chef noch ein Gesprächspartner 
mit dem man verhandeln kann. Wenn die 
Guerilla. Marcos zu Manuel Camacho!' 
schickt, dann tut sie das, um Wirkung in den 
Medien zu erzielen, nicht um Verträge zu 
schließen. 


Die Führung der EZLN 


Es ist anzunehmen, wenn man aus ande- 
ren lateinamerikanischen Beispielen lernen 
will, daß die wirkliche Führung der Guerilla 


Foto: Herby Sachs/transparent 


zumindest zwei Charakteristika aufweist. 

Erstens: Ein Teil der Führung hält sich in 
Chiapas auf und hat sicherlich aktiv, auch 
an den unmittelbaren Kämpfen, an den 
Aktionen Anfang Januar teilgenommen. 
Ohne ein solches Engagement könnte sich 
eine Führung kaum gegenüber ihrer eigenen 
Basis legitimieren: Die Legende des 26. Juli 
beginnt damit, daß Fidel Castro in der Sierra 
Maestra auf die Soldaten Batistas schießt. 
Ein weiterer Teil der Führung der EZLN 
befindet sich in einer anderen Region von 
Chiapas oder Mexikos in Sicherheit. Keine 
politisch-militärische Organisation, die eini- 
germaßen auf ihre Aufgabe vorbereitet ist - 
und diese hat deutlich gezeigt, daß sie gut 
vorbereitet ist - würde die Gesamtheit ihrer 
Führung dem Risiko eines Verrats, eines 
Unfalls oder eines gegnerischen Schlages 
aussetzen. 

Zweitens: Was auch immer die Massen- 
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medien oder die mexikanische Regierung 
behaupten. Sicher ist, daß ein bedeutender 
Teil der wirklichen Führung indianischen 
Ursprungs ist. Anders wäre die Herausbil- 
dung einer so breiten, überzeugten und 
sichtbaren indianischen Basis nicht denk- 
bar. Sie muß über eine Führung verfügen, 
die sie repräsentiert und Vertrauen einflöst. 
Gewiß besteht ein beträchtlicher Teil, viel- 
leicht sogar die Mehrheit der Führung, aus 
Weißen oder Ladinos, aber ohne eine 
Führung in der die wichtigen Ethnien der 
Region vertreten sind, wäre der Aufstand des 
ersten Januar nicht möglich gewesen. Falls 
es in nächster Zukunft zu einer Zusammen- 
kunft zwischen den Behörden und der Gue- 
rilla kommt, deutet alles darauf hin, daß für 
die Guerilla wirkliche Repräsentanten der 
Indianer am Verhandlungstisch sitzen wer- 
den. 


Warum gibt es so 
wenig Waffen? 


Es ist schon wiederholt gesagt worden, 
daß diese Guerilla im Augenblick über mehr 
Menschen als Waffen verfügt. Das ist nicht 
immer so: In verschiedenen Situationen des 
Krieges in El Salvador mußte zum Beispiel 
die FMLN einen Teil der Waffen, die sie 
erhielt, verstecken, es gab andere Situatio- 
nen, wo sie weniger Waffen hatte als Kämp- 
fer, die bewaffnet werden wollten. Die gua- 
temaltekische Guerilla hatte von Ende der 
70er Jahre bis 1981 wesentlich mehr Men- 
schen als Gewehre. Nach den brutalen 
Offensiven der verbrannten Erde, die befeh- 
ligt von Efrain Rios Montt 1982/83 began- 
nen, sah sie sich gezwungen, große Mengen 
von Waffen und Gerät zu vergraben. Die 
guatemaltekische Guerilla verfügt bis heute 
über eine große Anzahl von Waffenver- 
stecken in Chiapas. Die Tatsache, daß sie 
diese Waffen offensichtlich nicht den Zapa- 
tisten zur Verfügung gestellt hat, ist ein wei- 
terer Beleg ihrer altbekannten unterwürfigen 
Haltung gegenüber der mexikanischen 
Regierung. Sie unterstützt offensichtlich 
nicht die EZLN. 

Die Holzgewehre, die bei gefangenen 
oder toten Guerilleros gefunden wurden, 
haben weder die Funktion die Indianer in 
die Irre zu führen und sie Glauben zu 
machen, es handle sich um wirkliche Waf- 
fen noch soll damit der Feind getäuscht wer- 
den. Sie dienen dazu, einem Kämpfer beizu- 
bringen, wie er seine Waffe tragen soll, wie 
man zielt, sich fallen läßt, wieder aufsteht 
und sich mit einer Waffe bewegt, solange bis 
es ihm gelingt, einem gefallenen Soldaten 
ein echtes Gewehr zu entwenden oder eines 
aus einem eroberten Waffenarsenal der 
Armee zu erhalten. Aus dem Vorhandensein 
von unbewaffneten Kämpfern läßt sich ein 
einfacher Schluß ziehen. Es handelt sich um 
eine Guerilla, die, wenn sie keine Irrtümer 
begeht (bisher hat sie keine begangen) und 
falls sie über Geld und Logistik verfügt (darü- 
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ber ist nichts bekannt, aber es ist wahr- 
scheinlich) weiter wachsen wird. Zumindest 
wenn sie nicht physisch dezimiert wird. Bis- 
her läßt sich das weder aus der Zahl der 
Toten noch der Gefangenen schließen. 
Zudem dürften sich keine Anhänger von ihr 
abwenden. Der Erfolg den die Guerilla in 
Chiapas bis heute erzielt hat, ist das beste 
Argument für einen bewaffneten Kampf, das 
seit vielen Jahren in ganz Lateinamerika zu 
hören war. Unter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen arbeitet die Zeit für die Guerilla; dar- 
an mag es liegen, daß sie möglicherweise 
keine Eile an den Tag legt, um mit ernsthaf- 
ten Verhandlungen zu beginnen. 


Die Forderungen und die Frage 
nach der Durchsetzung 


Die politische Linie von Ejercito Zapati- 
sta ist für Lateinamerika praktisch völlig neu- 
artig. Ihr liegt die Rationalität einer Bewe- 
gung zugrunde, die nur dem oberflächli- 
chen Betrachter irrational erscheint. Laut der 
bemerkenswerten Erklärung, die am 11. 
Januar in ”La Jornada” (Zeitung in Mexico, 
d.Red.) erschien, lohnt sich ausführlich zu 
zitieren: ”Die bittere Armut unserer Lands- 
leute hat eine wesentliche Ursache: Das 
Nichtvorhandensein von Freiheit und 
Demokratie. Die Respektierung der Frei- 
heitsrechte und des demokratischen Volks- 
willens ist unserer Meinung nach die ent- 
scheidende Ausgangsbedingung, damit die 
wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedin- 
gungen der Entrechteten in unserem Land 
verbessert werden können. Aus diesem 
Grund haben wir nicht nur die Verbesserung 
der Lebensbedingungen des mexikanischen 
Volks auf unsere Fahnen geschrieben, son- 
dern erheben genauso die Forderung nach 
politischer Freiheit und Demokratie (...) frei- 
en sauberen Wahlen im ganzen Land und 
für die Regierungsorgane auf allen Ebenen.” 

Man kann den Guerilleros glauben oder 
auch nicht, und man kann diesen Sätzen 
andere gegenüberstellen. Aber wenn man 
diese Stellungnahme in Verbindung bringt 
mit Argumenten, die dem Hörensagen nach 
denjenigen Leuten entgegengehalten wur- 
den, die, wie es heißt, mit den Zapatistas vor 
ihrem Aufstand diskutiert und versucht 
haben, sie davon abzubringen, den bewaff- 
neten Kampf aufzunehmen, zeigt sich eine 
kohärente Argumentationslinie. Als den 
Guerilleros vorgehalten wurde, daß das 
Ende des Krieges in El Salvador zeige, daß in 
der heutigen Welt der Weg des bewaffneten 
Kampfs zur Erfolglosigkeit verdammt sei, 
sollen die späteren Aufständischen geant- 
wortet haben, daß man aus der salvadoriani- 
schen Erfahrung den ganz gegensätzlichen 
Schluß ziehen müsse. Die FMLN habe in El 
Salvador dank ihres bewaffneten Kampfs 
etwas erreicht, was vorher in Jahrzehnten 
niemand erreichen konnte: Weder habe sie 
die Macht ergreifen können noch die sozia- 
listische Revolution verwirklicht, wohl aber 


habe sie grundlegende politische Reformen, 
wie saubere Wahlen und einen Rechtsstaat 
erreicht, ein Ende der Gewalt und der Unter- 
drückung des einfachen Volks, einige wirt- 
schaftliche und soziale Reformen, einsch- 
ließlich des Beginns einer Landverteilung 
und Säuberung der Armee und Sicherheits- 
organe. Die mexikanischen Kollegen der 
salvadorianischen Aufständischen erklärten 
weiter das Ziel ihres Aufstands sei weder die 
Machtergreifung noch der militärische Sieg 
über die mexikanische Regierung, ihre Auf- 
gabe sei vielmehr "der bewaffnte Arm des 
Volks zu sein”, der “mit dem knatternden 
Maschinengewehr” erreicht, was Intellektu- 
elle und politische Führer, Bürgerinitiativen 
und Beobachter, Mittelsmänner und Radika- 
le allein nicht erreichen können. Vielleicht 
haben sie damit sogar recht. 


Die Parallelen zur M19 


Es gab in jüngerer Zeit in Lateinamerika 
nur eine vergleichbare Bewegung, das ist die 
kolumbianische M19, die 1973 als Reaktion 
auf den unverschämten Wahlbetrug bei den 
Wahlen vom 19. April 1970 gegründet wur- 
de. Aufgrund ihrer Herkunft war die M19 
immer das was nach Auskunft von Joel Orte- 
ga die EZLN heute ist: der bewaffnete Refor- 
mismus. Aufgrund vielschichtiger Faktoren - 
dem Vorhandensein mehrerer Guerillaorga- 
nisationen, der endemischen Gewalt in 
Kolumbien, der Drogenmafia usw. - war der 
Prozeß der Befriedung in Kolumbien außer- 
gewöhnlich schwierig, langwierig und blu- 
tig. Aber mit der M19 waren die Verhand- 
lungen als solche nicht besonders schwierig: 
Die Bedingungen, die die M19 stellte damit 
sie die Waffen niederlegen würde, waren für 
sich betrachtet recht bescheiden: Demokra- 
tie, Durchsetzung der bürgerlichen Freihei- 
ten, Amnestie und Schutz vor Verfolgung für 
diejenigen Guerilleros, die ihre Waffen 
abgegeben hatten. Das Blutopfer war unge- 
heur groß, aber die Wiedereingliederung 
der M19 in das politische Leben Kolumbiens 
war erfolgreich. Der Reformismus, den 
Antonio Navarro (derzeitiger Cher der M19, 
d.Red.) gegenwärtig an den Tag legt, ist 
nicht das Ergebnis einer zentristiischen Wen- 
de, seine Wurzeln liegen vielmehr am 
Beginn der Bewegung. 

Für den Beauftragten für Frieden und Ver- 
söhnung Manuel Camacho könnte es nütz- 
lich sein, sich mit dem Ex-Präsidenten von 
Kolumbien Belisario Betancur zu unterhal- 
ten, der 1982 die Verhandlungen mit der 
M19 begonnen hat, auch wenn es ihm nicht 
vergönnt war, sie persönlich zum Erfolg zu 
führen. 


Die Reaktionen der 
mexikanischen Regierung 


Ähnlich wie es zwei verschiedene 
Erklärungen für den anscheinenden Kurs- 
wechsel der mexikanischen Regierung gibt, 


gibt es auch zwei Wege für Verhandlungen. 
Die erste Erklärung der mexikanischen 
Regierung gegenüber der Guerilla stellt die 
Rolle des Staatspräsidenten in den Mittel- 
punkt: Demnach hätte Carlos Salinas begrif- 
fen, daß er auf dem Holzweg war, daß seine 
Regierung auf diesem Weg von Blut und 
Eisen scheitern würde. Daher habe er eine 
bewußte strategische Entscheidung getrof- 
fen, das Steuer herumzuwerfen und habe 
sich dementsprechend seine Leute, seine 
Machtmittel und seinen politischen Diskurs 
ausgesucht. Wenn es wirklich so sein sollte, 
müßten wir uns alle beglückwünschen und 
könnten sicher sein, daß auf dem jetzt einge- 
schlagenen Weg weitergegangen wird. 

Die zweite Erklärung ist weniger beruhi- 
gend. Sie geht davon aus, daß der Regierung 
der Kurswechsel gegen ihren Willen aufge- 
zwungen worden sei. Es handle sich also um 
eine Kurskorrektur aufgrund von internem 
Druck, der aber nicht vom Präsidenten aus- 
geht. Diese Hypothese ist der Meinung, daß 
das Risiko für einen neuen Kurswechsel groß 
ist: Der harte Flügel der Regierung, an des- 
sen Spitze der Präsident selbst steht, warte 
nur auf den geeigneten Moment, um zur 
harten Linie zurückzukehren. Diese Mög- 
lichkeit kann man nicht ausschließen. Die 
ständigen und allgegenwärtigen Provokatio- 
nen (der Angriff auf Cencos, der Fernsehka- 


Vor dem besetzten Rathaus in San Christobal de las Gasas/Chiapas am 1. Jan 1994. 
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nal sechster Juli) und die Drohungen, wie sie 
gegen die Menschenrechtsaktivisten Sergio 
Aguayo und Victor Clark Alfaro ausgestoßen 
werden, finden möglicherweise in dieser 
Spannung ihre Erklärung. 


Das Einfache und das 
Schwierige 


Für den Regierungsbeauftragten Cama- 
cho könnte es vielleicht auch nützlich sein, 
in anderer Hinsicht über den kolumbiani- 
schen Präzidenzfall nachzudenken. Es ist 
einfach, mit einer reformistischen Guerilla 
zu verhandeln. Sie verlangt nichts Unmögli- 
ches. Zugleich ist es aber auch schwieriger, 
einen solchen Verhandlungspartner zu 
haben, denn ihr Forderungskatalog ist viel- 
fältiger: Demokratie, Menschenrechte, freie 
Wahlen usw. 

Auch für die Verhandlungen gibt es zwei 
unterschiedliche Wege. Der eine ist, die 


Verhandlungen für den jetzigen Zeitpunkt 


auf Chiapas zu begrenzen: Den Konflikt dort 
zu lösen, um sich dann um den Rest zu küm- 
mern. Diese Option hat den Vorteil, daß sie 
dem Verhandlungsführer erlaubt, sich auf 
einen begrenzten Bereich zu beschränken 
und sich nicht auf ein Gebiet vorzuwagen, 
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daß scheinbar mit seinem Auftrag nichts zu 
tun hat: Wählerverzeichnisse, Wahlmodi, 
Massenmedien, Wahlkampffinanzierung, 
inländische und ausländische Wahlbeob- 
achter für die Wahlen im August. Sich dar- 
auf einzulassen bedeutet, sich aufs Glatteis 
zu begeben und sich zu übernehmen. 


Aber der Versuch, das Problem in Chia- 
pas von dem Problem der Demokratisierung 


des ganzen Landes zu trennen, ist auch nicht 
einfach; dieses Vorgehen ist auch nicht 
anstrebenswert. Für die Guerilla bietet es 
sich an, den Beginn von Verhandlungen jed- 
weder Art hinauszuzögern, auf jeden Fall 
den Beginn ernsthafter Verhandungen, 
solange bis sie eine größere militärische 
Schlagkraft bewiesen hat. Eine Form, das zu 
erreichen, wäre, das Schwergewicht auf ihre 
Forderung zu legen, die zugleich die 
abstrakteste und präziseste ist: freie Wahlen. 
In diesem Fall wäre es illusorisch Chiapas 
und Mexiko auseinanderhalten zu wollen 
oder es wäre eindeutig böswillig. Wenn, wie 
ich glaube, die Aufgabe des Regierungsbe- 
auftragten darin bestehen muß, eine gerech- 
te und tragfähige Lösung zu finden und nicht 
nur etwas anzustreben, was kurzfristig poli- 
tisch zu verwirklichen ist und auch nicht 
eine Staatsräson zu vertreten, die falsch ver- 
standen und eng ausgelegt ist, dann muß sei- 
ne Verhandlungsbefugnis umfassend sein. 
Sein Verhandlungsgegenstand kann nichts 
anderes sein als das, was für ganz Mexiko 
auf der Tagesordnung steht:die Demokratie, 
und sei sie auch mit Waffengewalt erzwun- 
gen. 


Jorge G. Castaneda 
Übersetzung: CN 


Aus: Proceso, Nr.898, 17. Januar 1994 


Anmerkung: 

1) Manuel Camacho ist Chef der Vermittlungsdelegati- 
on der mexikanischen Regierung. Schon 1985 machte 
er auf sich aufmerksam als er den Unruhen, die nach 
den Zerstörungen des Erdbebens und der damit einher- 
gehenden Untätigkeit der Regierung aufkamen, die 
Spitze nehmen konnte. 


Pressemappe zum Aufstand 
in Chiapas 


Enthalten sind Artikel und Hintergrund- 
berichte aus diversen Publikationen 
{Situation.der Indigenas, Mexikoswirt- 
schaftliche und politische Lage, Inter- 
views mit 'Commandante Marcos’ etc.) 
sowie einige Mailbox-Infos. Die 
Zusammenstellung wird ständig.aktua- 
lisiert.  Die.derzeitig 70: Seiten stärke 
Kopiensammlüng kostet '8,- DM plus 
Porto, zu: bestellen beim ‘iz3w’. Wir 
können auch spezifische Anfragen zu 
einzelnen: Artikeln. ioder. Aspekten des 
Aufstands. beim Versand berücksichti- 
gen (Tel. 0761-74003). 
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Özgür Gün 


Türkei 


dem 


macht jeden Tag 


weiter 


Die türkischen Sicherheitskräfte 
haben ihren Beitrag zum internatio- 
nalen Tag der Menschenrechte vorbe- 
reitet: Busse der “Schnellen Eingreif- 
truppe” fahren vor dem. Istanbuler 
Büro der Tageszeitung “Özgür Gün- 
dem“ auf. Mehrere hundert Zivilbe- 
amte dringen in die Räume der Redak- 
tion ein und nehmen alle 107 anwe- 
senden Personen fest. Sie werden zur 
Anti-Terror-Abteilung des Polizeiprä- 
sidiums im Istanbuler Stadtteil Gayre- 
tepe gebracht, dessen berüchtigtes 
Folterzentrum sich im Keller, sechs 
Stockwerke unter der Erde, befindet. 


m folgenden Tag, am 11. Dezember 
A» überfällt die Polizei auch die 

Büros der Özgür Gündem in Izmir, 
Adana, Van, Diyarbakir, Batman und Cizre 
und nimmt noch einmal 48 Personen fest. In 
allen Städten werden die Redaktionen von 
"Sicherheitskräften” besetzt, verwüstet und 
die Archive mit wichtigen Recherchedos- 
siers leergeräumt. Am 12. Januar 1994 wie- 
derholen die Sicherheitskräfte den Überfall 
auf das Gündem-Büro in Diyarbakir. 


Özgür Gündem, die als einzige Tageszei- 
tung in der Türkei konsequent Menschen- 
rechtsverletzungen in allen Teilen des Lan- 
des aufdeckt, sich für eine politische Lösung 
der Kurdenfrage einsetzt und in ihren Spal- 
ten auch die PKK/ERNK als Kriegspartei zu 
Wort kommen läßt, ist Regierung und 
Armeeführung ein gewaltiger Dorn im Auge. 
"Die Zeitung muß sofort geschlossen wer- 
den”, ist das "ceterum censeo” jeder Sitzung 
des Nationalen Sicherheitsrates. Doch bis- 
lang haben weder die mehr als 200 Strafver- 
fahren, in denen gegen Herausgeber und 
RedakteurInnen Jahrhunderte an Gefängs- 
nisstrafen verhängt bzw. gefordert wurden, 
noch die Ermordung von 16 RedakteurInnen 
und VerkäuferInnen von Özgür Gündem die 
Zeitung zum Schweigen bringen können.' 
"Was nützt es denn, wenn wir die Zeitung 
jeden Tag erneut verbieten und beschlag- 


nahmen lassen und am nächsten Tag 
erscheint sie doch wieder. Da müssen wir 
doch irgendetwas finden”, begründet 
gegenüber uns deutschen JournalistInnen 
der Generalstaatsanwalt des Staatssicher- 
heitsgerichts Nr. 1 in Istanbul die Polizeiak- 
tion. Ziel der Maßnahme sei es, “endlich 
nachzuweisen, daß die Özgür Gündem 
Sprachrohr der PKK sei”. 


Doch was als Einschüchterung gedacht 
war, ruft eine enorme Solidarisierung her- 
vor: Namhafte JournalistInnen gründen ein 
Solidaritätskömitee, um die Zeitung weiter- 
zuführen, der Schriftsteller Yasar Kemal 
stellt sich demonstrativ vor das von Polizei 
besetzte Zeitungsgebäude und teilt seine 
Unterstützung mit, Journalistenorganisatio- 
nen bis hin zum staatsergebenen Presserat 
protestieren. Zwei demokratische Zeitungen 
(Cumhuriyet und Aydinlik) bieten an, Özgür 
Gündem in ihren Betrieben zu erstellen, 
Rechtsanwältinnen, Menschenrechtsverei- 
ne und GewerkschafterInnen finden sich 
ein. Als nach zwei Tagen die meisten der in 
Istanbul Festgenommenen freigelassen wer- 
den, wird mit den Unterstützerlnnen eine 
Notredaktion gebildet, die bereits am Mon- 
tag die erste Ausgabe produziert. 


Während der ganzen Woche reißen die 
Solidaritätsbesuche nicht ab: Schriftsteller- 
Innen, GewerkschafterInnen, Politiker- 
Innen; alle paar Stunden ertönen von der 
Straße rhythmisches Klatschen und Parolen 
wie "die freie Presse läßt sich nicht zum 
Schweigen bringen”; Gewerkschaftsgrup- 
pen, Stadtteilgruppen der DEP (Demokratie- 
Partei) und andere demonstrieren ihre Soli- 
darität. 


Erst nach Ablauf von 13 Tagen werden 
schließlich landesweit die meisten der noch 
Inhaftierten freigelassen. Insgesamt neun 
Personen, darunter die Chefredakteurin 
Gurbetelli Ersöz, der Betriebsleiter sowie die 
Justitiarin der Zeitung werden unter absur- 
den Anschuldigungen in Untersuchungshaft 
genommen. Die Freigelassenen berichten 
übereinstimmend über schwere Folterun- 
gen. Die Fragen während der Verhöre ziel- 


ten wiederum darauf, eine Verbindung zwi- 
schen der Zeitung und der PKK ”nachzuwei- 
sen”: "Warum arbeitest du bei der Zeitung ?” 
; "Hat die PKK dir befohlen, bei der Zeitung 
zu arbeiten?”; "Wer von euch ist PKK-Mit- 
glied?” Den Gefolterten sollten in erster 
Linie belastende Aussagen gegen leitende 
RedakteurInnen abgepreßt werden. 


nicht die erste Begegnung mit der Poli- 

zei. Die Palette der Einschüchterungs- 
maßnahmen reicht von Drohanrufen in den 
Privatwohnungen über blitzartige Festnah- 
men auf offener Straße bis hin zu Mordan- 
schlägen, denen im Verlauf des jahres 1993 
vor allem Verkäufer von Gündem zum 
Opfer gefallen sind. Zuletzt ein 14jähriger 
Straßenverkäufer in Hatay, der Anfang 
Dezember mit durchgeschnittener Kehle 
aufgefunden wurde. 


F ür viele der MitarbeiterInnen war dies 


Zur Aktion vom 10. Dezember wurde 
die türkische Polizei offenbar durch das Vor- 
gehen Innenminister Kanthers gegen kurdi- 
sche Vereine in der BRD inspiriert. Jeden- 
falls setzt der erwähnte Generalstaatsanwalt 
uns JournalistInnen gegenüber sein feierlich- 
stes Gesicht auf, um "auf diesem Wege den 
Regierenden in Deutschland im Namen der 
türkischen Nation meinen innersten Dank 
für ihre couragierten Maßnahmen auszu- 
sprechen. (...) Gemeinsam werden wir den 
Sumpf trocken legen.” 


Bislang konnte das von der Armee- 
führung vorgegebene Ziel einer raschen 
Schließung der Zeitung durch effektive Soli- 
darität verhindert werden. MitarbeiterInnen 
und UnterstützerInnen sind sich einig, daß 
die Zeitung unter allen Umständen weiter- 
geführt werden soll. In der zugespitzten poli- 
tischen Situation der Türkei ist Özgür Gün- 
dem unersetzlich für Linke, Menschen- 
rechtsvereine und alle, die sich gegen den 
türkischen Chauvinismus und für eine politi- 
sche Lösung der kurdischen Frage engagie- 
ren, da Gündem als einzige Tageszeitung 
den Mut hat, Nachrichten und Diskussionen 
zu diesen Themen unzensiert zu veröffentli- 
chen. 

Nora Mielke 


In der BRD haben sich mehrere Initiativen 
zur Unterstützung von Ozgür Gündem gebil- 
det. Kontakt über: Özgür-Gündem-Europaver- 
tretung, Behcet Avsar, Sachsenring 29-31, 
50677 Köln, Tel. 0221/31 10 27/8 


Anmerkung: 

1) Özgür Gündem wird täglich vom Staatssicherheits- 
gericht verboten. Da die Verbotsverfügung erst nach- 
mittags an die zuständigen Stellen geht, ist zum Zeit- 
punkt der Beschlagnahmung die Tagesauflage zum 
großen Teil schon verkauft. Auf der Grundlage der Ver- 
botsverfügung sind bislang über 250 Strafverfahren ein- 
geleitet worden, die mit der Verhängung drastischer 
Gefängnisstrafen sowie Verfügungen zur Schließung 
der Zeitung für einen Zeitraum von 3-8 Wochen ende- 
ten. Bislang ist es nicht zur Schließung gekommen, da 
gegen jede Verbotsverordnung Berufung eingelegt wur- 
de, über die noch nicht entschieden ist. 
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Algerien 


Die soziale Lage hat sich unter dem neuen Regime noch verschärft. 


Zwischen der algerischen Regierung 
und den islamistischen bewaffneten 
Gruppierungen tobt seit 1992 ein 
Krieg, der nach offiziellen Angaben 
bereits etwa 3000 Tote auf beiden 
Seiten gefordert hat. Der Regierung 
ist es bisher nicht gelungen, die 
bewaffneten islamistischen Bewegun- 
gen zu zerschlagen. Seit März 1993 
stehen insbesonders Intellektuelle auf 
deren Todeslisten. Pikanterweise han- 
delt es sich bei den Opfern oft um 
Menschen, deren politische Positio- 
nen auch dem alten FLN-Regime ein 
Dorn im Auge sind. (Da die National- 
konferenz am 25./26. Januar genau 
auf unseren Layout-Termin fiel, konn- 
ten deren Ergebnisse nicht mehr aus- 
gewertet werden.) 


ie bewaffneten islamistischen Grup- 
pen, von denen man annimmt, daß 
sie nicht mehr zentral gesteuert wer- 
den, haben ihre Strategien mehrmals, den 
Entwicklungen entsprechend, angepaßt. 
Ihre Angriffe galten in der ersten Phase vor 
allem Armee- und Polizeiangehörigen 
sowie hohen Staatsbeamten. Parallel dazu 
wurden verschiedene Sabotageakte auf die 
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industrielle Infrastruktur des Landes verübt. 
Mit dem Bombenanschlag auf den Flugha- 
fen von Algier am 26. August 1992 (neun 
Tote und über 120 Verletzte) zeichnet sich 
eine Wende in der Strategie der Islamisten 
ab. Zum erstenmal sind Tote auch in der 
Zivilbevölkerung zu beklagen. Die Mord- 
welle, die seit März 1993 die Intellektuellen 
Algeriens trifft, scheint nun einer neuen 
systematisch verfolgten Terrorstrategie der 
Islamisten zu folgen. 

Die Täter setzen auf die “Mediatisierung” 
ihrer Aktionen: Man muß “Namen töten”, 
heißt es. Für die Islamisten ist der Tod eines 
Schriftstellers wie Tahar Djaout soviel wert 
wie der Tod von 1000 Polizisten. Je bekann- 
ter das Opfer, desto größer ist das Echo in 
den nationalen und internationalen Medien. 
Mit solchen Anschlägen wachsen sie in den 
Augen der Öffentlichkeit zu einer Kraft an, 
die ihre Gegner überall treffen und beseiti- 
gen kann. Auch Form und Inhalte ihrer 
Drohbriefe werden in diesem Sinne verfaßt. 
Diese neue Phase ist für die Islamisten umso 
effektiver, als soiche Morde mit einem ver- 
gleichsweise geringen Risiko verbunden 
sind. Im Gegensatz zu Soldaten, Polizisten 
oder Politikern verfügen Intellektuelle über 
keinen Schutz. Es ist daher zu erwarten, daß 
die Bedrohung der Intellektuellen weiter 
anhält. 


Die Islamisten sind aber nicht die einzige 
Bedrohung für die “Gedankenfreiheit” in 
Algerien. Seit der Unterbrechung der Legis- 
lativwahlen im Dezember 1991 regiert ein 
fünfköpfiger ”Hoher Staatsrat” (HCE) das 
Land. Der Vorsitz des am 14. Januar 1992 
gegründeten HCE wurde einer Persönlich- 
keit anvertraut, deren demokratische Gesin- 
nung außer Zweifel stand: Mohamed Bou- 
diaf. Boudiaf war Mitbegründer der Natio- 
nalen Befreiungspartei (FLN), politischer 
Verantwortlicher des Aufstandes von 1954 
und Vize-Präsident der provisorischen 
Regierung Algeriens (GPRA). Er verließ 1964 
aus Protest gegen den nach der Unabhängig- 
keit Algeriens eingeschlagenen autoritären 
Weg das Land, zunächst nach Europa, dann 
nach Marokko, wo er bis zu seiner Rückkehr 
lebte. Er wurde am 29. Juni 1992 ermordet. 


Die Regierung Abdeslam: 


Annäherung an islamistische 
Thesen 


Vor allem seit dem Tod seines Vorsitzen- 
den Mohamed Boudiaf versucht das stark 
umstrittene Führungsgremium ein Stück 
Legitimität zurückzuerobern, indem es The- 
men aufgreift und Maßnahmen beschließt, 


die der bei den letzten Wahlen klar geäußer- 
ten Empfänglichkeit der Algerier für den Isla- 
mismus Rechnung tragen: So wird die 
Gewinnung und Einbindung einiger FIS-Dis- 
sidenten wie Sassi Lamouri (Religiöse Ange- 
legenheiten) oder Said Guechi (Arbeit und 
Berufsausbildung) in die Regierungsgeschäf- 
te als Versuch gedeutet, die islamistische 
Protestbewegung in die Regierungsbahn zu 
lenken und die Regierung islamisch zu legi- 
timieren. Andere Beispiele sind etwa die 
Ankündigung, daß Schüler, die bisher ab der 
vierten Klasse Französisch-Unterricht beka- 
men, es nun zu Gunsten des Englischen 
abwählen können. Ähnlich zu verstehen 
sind andere Maßnahmen, wie etwa die Ein- 
führung von “Volksküchen” - nach islami- 
stischem Muster -, die Einstellung von fünf- 
zigImamen und Theologen, die aus Ägypten 
eingeflogen wurden, die Fernsehübertra- 
gung des Aufrufes zum Gebet (adhan), das 
Verbot eines anti-islamistischen Pamphlets 
(Le FIS de la Haine von R. Boudjedra) oder 
der quasi-offiziell ausgeübte Druck auf 
Geschäfte und Hotels, auf den traditionellen 
Weihnachtskuchen und die Sylvesterpartys 
zu verzichten. Diese Positionen häuften sich 
insbesonders während der Amtszeit des letz- 
ten Regierungschefs B. Abdeslam (Juli 92 - 
Aug.93), die von einer dirigistischen 
"Kriegswirtschaft”, einem autoritären Dis- 
kurs und einer starken Wiederkehr des Ara- 
bo-Islamismus geprägt ist. Eingebettet ist 
diese Politik in eine von Mitgliedern der 
Regierung gestartete umfassende Kampagne 
gegen die Demokraten, die von den Islami- 
sten als “Laizistische Kommunisten“ 
bezeichnet und von Abdeslam selbst als ver- 
werfliche “laizistische Assimilationisten” - 
also quasi als Landesverräter - angeprangert 
werden, die der Hizb Franga (“Partei Frank- 
reichs”) angehören. So fragt sich ferner der 
vorherige Innenminister M. Hardi in einem 
Interview mit der unabhängigen Tageszei- 
tung al- Watan (21.-22.3.1993), "wie gewis- 
se Parteien den Bürgern die Idee der Tren- 
nung zwischen Religion und Staat beibrin- 
gen wollen” und schließt daraus, daß - wie 
bei dem bewaffneten Terrorismus - “ein 
intellektueller Terrorismus einer laizisti- 
schen Minderheit gegen die Mehrheit der 
Bevölkerung mit dem Ziel ausgeübt [wird], 
die Regierung zu zwingen, einen nicht 
mehrheitsfähigen Standpunkt zu vertreten”, 


Demokraten zwischen 
Hammer und Amboß 


Mit dieser Strategie versucht die alte Garde 
der FLN ihre Gegner - Islamisten und Demo- 
kraten - als Extremisten darzustellen, um für 
sich selbst die Rolle des überparteilichen 
Schlichters zu beanspruchen und zugleich 
als die einzige “vernünftige” Alternative auf- 
treten zu können. Sie macht sich dabei isla- 
mistische Thesen zu eigen, die in den mei- 
sten gebildeten frankophonen Algeriern ein 
trojanisches Pferd der Franzosen sehen. Die- 


Algerien 


ser betont populistisch- nationalistische Dis- 
kurs könnte, glaubt die Regierung, den 
ersehnten Stimmungsumbruch bei der 
Bevölkerung einleiten. 

Mit dieser Strategie, deren Erfolg bezwei- 
felt werden darf, gibt die Regierung Alge- 
rier zum Abschuß frei, die sich ein republi- 
kanisches und säkulares Algerien wün- 
schen, die Abschaffung des von dem islami- 
schen Gesetz inspirierten “Code de la Famil- 
le” (Familiengesetz) fordern und die Vertei- 
digung oder zumindest Anerkennung der 
berberischen Kultur als Teil eines politisch 
und kulturell pluralistischen Algeriens 
anstreben. Werte der Öffnung und der 
Modernität, die von den Islamisten als 
“westlich” verworfen werden. 

Keine Frage: Intellektuelle stehen in der 
Schußlinie der Islamisten. Der größte Teil 
der Ermordeten waren frankophone Ärzte, 
Wissenschaftler, Journalisten, Schriftsteller 
oder Gewerkschafter, die eben die Zukunft 
Algeriens in einem offenen und demokrati- 
schen Staatsmodell sahen. Die Opfer waren 
zwar ipso facto gegen den islamischen Staat, 
aber zugleich Gegner des alten FLN-Regi- 
mes, in dem sie die Wurzel des Übels 
erkannten: “Le FLN est le pere du FIS” lautet 
ein in diesen Kreisen beliebter Spruch. Da 
aber Bekennerschreiben sehr selten sind 
und konkrete Hinweise oder Beweise über 
eine direkte Verstrickung der Islamisten oft 
fehlen, weiß niemand, woher die Schläge 
kommen. Die Verwirrung ist in der letzten 
Zeit umso größer, als die Opfer aus allen 
Schichten der Bevölkerung kommen. 

Auffallend ist aber, daß Mitglieder der 
FLN-Nomenklatura nicht auf den Todesli- 
sten zu finden sind und auch nicht bedroht 
werden. Inzwischen sind weite Kreise der 
Bevölkerung überzeugt, daß die Islamisten 
nicht allein für alle Attentate verantwortlich 
gemacht werden können. Die Mafia der 
alten Seilschaften, die an ihren Priviligien 
festhält und am florierenden Trabendo 
(Schwarzmarkt) saftig kassiert, wird ver- 
dächtigt, im Hintergrund die Fäden zu zie- 
hen. Sie hätte viele Gründe, eine Glasnost- 
Politik zu befürchten, die ja unvermeidlich 
in die Offenlegung ihrer Machenschaften 
münden würde. Daß der Mord am ehemali- 
gen Präsidenten Boudiaf am 29. Juni 1992 
immer noch nicht geklärt ist, wird oft als 
Beweis dafür angeführt, daß die Drahtzieher 
des Attentats in sehr hohen Kreisen der 
Macht verkehren. 

Entführungen und Ermordung betreffen 
seit Dezember 1993 verstärkt auch Auslän- 
der. Die Islamisten mißbrauchen sie, um 
den Staat international zu isolieren. Eine 
Strategie, die sich sehr schnell als besonders 
wirksam erwiesen hat, denn knapp zwei 
Wochen nach dem Ablauf des Ultimatums 
mit der Aufforderung an alle in Algerien 
lebenden Ausländer, bis zum 1. Dezember 
1993 das Land zu verlassen, sind bereits tau- 
sende ausländische Bürger verschiedener 
Nationalitäten der Bedrohung fluchtartig 
gewichen. Insgesamt sind in den vergange- 
nen Wochen über zwanzig Ausländer ver- 


mutlich von islamistischen Gruppen ermor- 
det worden. 


Die Unruhen erreichen 
die Kabylei 


Auch bisher relativ sichere Gebiete wie 
das Imazighenland (Berber) der Kabylen gilt 
nun nicht mehr als “la Suisse de l’Algerie“. 
Seit einigen Monaten versuchen die von den 
Sicherheitskräften verfolgten bewaffneten 
islamistischen Gruppen dort Fuß zu fassen. 
Das Gebirge der Region könnte ihnen nicht 
nur als ein strategisch wichtiges Rückzugs- 
gebiet, sondern auch als Waffenreservoir 
dienen. Die Ermordung eines Universitäts- 
professors in Tizi-Ouzou, der Hauptstadt der 
Kabylei, am 30. September 1993 und vor 
allem Angriffe auf kabylische Dörfer, um 
Jagdwaffen und Proviant zu erbeuten, sind 
Warnsignale, die nicht unterschätzt werden 
sollten. 

Daß die Ereignisse vor allem dort drama- 
tische Folgen haben können, ist augen- 
scheinlich unwichtigen Zeitungsmeldungen 
zu entnehmen. Laut Bericht der seriösen und 
meist gut informierten Zeitung Le Monde 
(2.11.1993) hätte die Gendarmerie den dort 
nach diesen Ereignissen gegründeten 
“Selbstverteidungskomitees” Waffen ange- 
boten: ”10 bis 12 Kalachnikovs pro Dorf”! 
Bisher sind die Dorfbewohner darauf nicht 
eingegangen. Aber wie lange noch? 

Schon die Tatsache, daß die ohnehin 
stark auf ihre Partikularismen beharrenden 
Kabylen die Nowendigkeit empfinden, 
“Bügerwehren” zu bilden, um sich selbst 
und ihre Dörfer zu schützen, und aus die- 
sem Grund ihre Jagdwaffen nicht an die 
Gendarmerie abgeben wollen, istein weite- 
rer Schritt, der ein mehr oder weniger latent 
vorhandenes Selbstbestimmungsdenken der 
Kabylen bestärken kann. Schon sprechen 
einige Medien von “Prämissen eines Bürger- 
krieges” oder von einer "Autonomie der 
Kabylen”. Die Gefahr einer Entfachung der 
Kämpfe ist umso größer, als die Kabylei die 
einzige Region Algeriens ist, wo die FIS und 
die Islamisten bisher keine Erfolge verbu- 
chen konnten. Im Gegenteil, das gesamte 
Gebiet stimmte für die laizistisch-berberisch 
orientierten Parteien, die mit ihren Gesell- 
schaftsprojekten eindeutig in Opposition zu 
den Islamisten stehen. 


Die Nachfolge 
des Hohen Staatsrates 


Das Mandat des seit Januar 1992 regie- 
renden Hohen Staatsrates (HCE) wurde um 
einen Monat ”bis spätestens Ende Januar 
1994” verlängert. Der HCE wird vor allem 
seit der Ermordung seines Vorsitzenden 
Boudiaf von allen Seiten angefochten: Feh- 
lende Entwicklungsstrategie, Phantasielosig- 
keit in der Krisenverwaltung, Repressionspo- 
litik und vor allem die nach wie vor an den 
Machthebeln präsente, nur etwas retuschier- 
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te FLN-Garde brachten ihm die Ablehnung 
der Islamisten, aber auch der Demokraten, 
ein. Klare Konzepte sind mit der neuen 
Regierung des R. Malek - dem sechsten Pre- 
mierminister seit 1988! - auch nicht in Sicht. 
Seit Oktober 1993 versucht eine vom 
HCE neu berufene achtköpfige Commission 
du Dialogue National (CDN) einen Kompro- 
miß zwischen den beteiligten Parteien zu 
erreichen, um eine Einigung über das künfti- 
ge "Gesellschaftsprojekt”, die Form, die 
Länge sowie die Modalitäten der nächsten 
Übergangsphase zu erzielen. Dazu wird am 
25. und 26. Januar 1994 eine große "Con- 
ference de transition” anberaumt, die Ver- 
treter der konsultierten Parteien und ver- 
schiedener Gesellschaftsgruppen um einen 
“runden Tisch” zusammenbringen soll. 
Sollte diese Konferenz ihre Ziele errei- 
chen, könnte die Staatsführung einem ande- 
ren Kollektivgremium anvertraut werden, 
das während einer Übergangsphase, die 
zwischen 6 Monaten und drei Jahren dauern 
könnte, das Oberkommando der Streitkräfte 
übernimmt und eine Regierung ernennt. Als 
Ersatz für das Parlament könnte ein “Natio- 
nalrat” aus Vertretern zugelassener Parteien 
gebildet werden, der Präsidium und Regie- 
rung bis zu den nächsten Legislativ- und 
/oder Präsidentschaftswahlen “beraten” soll. 


Die nicht-islamistische 
Opposition 


Beobachter geben dieser Alternative, 
trotz des weit gesteckten Rahmens, keine 
großen Erfolgschancen, da das Mißtrauen 
und der Mißmut gegenüber der Regierung 
damit kaum zerstreut werden können. 
Wichtiges Hindernis ist die hoffnungslos 
zersplitterte nicht-islamistische Opposition. 
Die sogenannten Reconciliateurs, die 
unmißverständlich die Unterbrechung des 
Wahlprozesses verurteilt hatten, möchten 
die verbotene FIS rehabilitieren und sie in 
den Dialog einbeziehen. Dazu gehören vor 
allem die Front der Sozialistischen Kräfte 
(FFS) des Befreiungskampfhelden Hocine 
Ait-Ahmed, aber auch die weniger bedeu- 
tende Bewegung für Demokratie in Algerien 
{MDA) des ehemaligen Präsidenten Ben Bel- 
la. Eine radikale Verfolgung und Ausschal- 
tung der islamistischen Gruppen fordern 
hingegen die sogenannten Eradicteurs, die 
jeden Dialog mit der FIS und den Islamisten 
ablehnen und sich als Verfechter moderner 
und repubjikanischer Werte sehen. Sie sind 
überzeugt, daß ein islamischer Staat den 
Bürgerkrieg mit stch ziehen wird. Bekannte- 
ster Vertreter dieser Tendenz ist der neue 
politische Hoffnüngsträger der algerischen 
Demokraten, Dr. Said Saadi, Vorsitzender 
des laizistisch-berberi$ch orientierten Ras- 
semblement pour la Culture et la Democra- 
tie (RCD) und Initiator der gerade in Algier 
abgehaltenen Etats &öneraux des Patriotes 
Republicains, "die am 25.11. 1993 mit der 
Geburt der 
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“Mouvement des Patriotes 


Algerien 


“Retten wir unser Algerien vor der Barbarei 


Republicains” (MPR) und seiner Wahl an die 
Spitze der neuen Bewegung gekrönt wur- 
den. Die neue Bewegung soll wie das vom 
ermordeten Präsidenten Boudiaf gestiftete 
Rassemblement Patriotique National (RPN) 
die angeschlagenen Demokraten wieder in 
die Reihe bringen, mit dem Ziel, eine 
Machtergreifung der Islamisten zu verhin- 
dern. 


Risse in der islamistischen 
Bewegung 


Die Islamisten lehnen ihrerseits Konzepte 
wie “Demokratie” grundsätzlich als Kofr 
(“Frevel”) ab und bilden mittlerweile 
nebulöse Splittergruppierungen, die offen- 
bar in eigener Regie handeln. Die militante- 
sten von ihnen wie die Bewaffnete Islamisti- 
sche Bewegung (MIA) und vor allem die GIA 
haben sich inzwischen von dem von der FIS 
gegründeten Conseil superieur des forces 
armees islamiques ("Hohen Rat der islami- 
schen Streitkräfte”) emanzipiert. Sie wollen 
nicht verhandeln, sondern mit Waffenge- 
walt den islamischen Staat aufbauen. In 
einer mit dem 16. November 1993 datierten 
Erklärung an die französische Presseagentur 
AFP in Algier bekräftigt die GIA, daß die 
"Mudjahidin” die Entscheidung in ihren 
Händen hätten. Sie seien bewaffnet und 
“jehnen jeden Dialog und jede Versöhnung 
mit der regierenden Macht ab”. Die GIA 
beteuert ferner, daß sie nicht der "militäri- 
sche Flügel der FIS” sei, sondern eine “unab- 
hängige Gruppe” . Ihre “militärischen” Füh- 
rer erheben daher den Anspruch, nun die 
“legitimen Volksvertreter” zu sein, und 
erkennen die Macht der “historischen” Leit- 


". Demonstration 1993 gegen die Attentate der Islamisten. 


figuren der FIS nicht mehr an, die zum größ- 
ten Teil seit 1992 in Algerien verhaftet sind 
oder im Exil leben. 

Auch zwischen den bewaffneten Grup- 
pen kommt es mittlerweile zu Zerwürfnis- 
sen. Gruppen oder Personen, die unter 
bestimmten Umständen zum Dialog mit der 
Regierung bereit wären, werden als “Verrä- 
ter” behandelt und ermordet. Beobachter 
vermuten bereits einen sich anbahnenden 
"Krieg der Häuptlinge”. Allein am 
22.11.1993 wären, nach Berichten der 
Medien, in den ersten größeren innerislami- 
stischen Kämpfen dieser Art 27 Tote zu 
beklagen. Die FIS muß befürchten. daß die 
radikalen bewaffneten Gruppen ihr unter 
den eigenen Anhängern das Wasser abgra- 
ben wird. Eine Radikalisierung ihrer Positio- 
nen ist daher deutlich zu verspüren: In 
einem Interview distanzierte sich am 17.12. 
1993 der nach Deutschland geflüchtete 
Sprecher der verbotenen FIS, Rabah Kebir 
zwar von den Attentaten gegen die Auslän- 
der, äußerte jedoch gleichzeitig sein Ver- 
ständnis dafür, daß die Präsenz “ausländi- 
scher Verbündeter“ des Regimes in Algerien 
als “unerwünscht” empfunden werden 
könnte und rief in einer am 22.12.1993 
abgegebenen Pressemitteilung zur Bewah- 
rung der Einheit in den islamistischen Rei- 
hen und zur Fortsetzung der militärischen 
Aktionen gegen die Regierung auf. 


Der unmögliche Dialog 


Die Islamisten, die in Algerien einen 
Gottesstaat errichten und die Scharia ein- 
führen wollen, bleiben auf jeden Fall eine 
entscheidende Größe, die bisher - zumin- 
dest offiziell - nicht in die Verhandlungen 


einbezogen werden. Sie weiter zu ignorie- 
ren oder zu unterschätzen käme einer 
Milchmädchenrechnung gleich, denn mit 
militärischen Mitteln allein wird die Krise in 
Algerien nach wie vor kaum zu lösen sein. 
Damit es zu einer Lösung kommt - etwa in 
Gestalt eines historischen Kompromisses 
zwischen Muslimen und Demokraten -, 
müssen aber auch die Islamisten von ihrem 
Dogma abrücken und anstelle eines “Algeri- 
ens der Frommen” ein “Algerien der Bürger“ 
akzeptieren. Können aber die Islamisten 
einen einheitlichen Standpunkt vertreten 
und einen Dialog unter diesen Bedingungen 
überhaupt annehmen? Die jüngsten Ent- 
wicklungen sprechen eher dagegen. 
Während die ”gemäßigten“ aber weniger 
repräsentativen islamistischen Parteien wie 
die HAMAS und die ENNAHDA von Anfang 
an an den Gesprächen teilnehmen, blieb 
bisher die FIS ausgeschlossen. Inzwischen 
hat die neue Armeeführung offenbar 
erkannt, daß sie auf Dauer die Unterstüt- 
zung “gemäßigter” FIS- Mitglieder braucht, 
um den Terrorismus einzudämmen. Sie kün- 
digte am 9. Dezember 1993 an, daß sie 
bereit wäre, ”ehemalige, in terroristische 
Aktivitäten nicht verstrickte Mitglieder der 
verbotenen FIS als Individuen zu der Konfe- 
renz des nationalen Dialogs einzuladen”. 
Die Antwort ließ nicht lange auf sich warten. 
Offenbar gestärkt von diesem Gesprächsan- 
gebot versucht die FIS, die anderen islamisti- 
schen Parteien zu überbieten, indem sie 
eigene Bedingungen zur Teilnahme an die- 
ser Konferenz stellt: Befreiung aller Gefan- 
genen, Annulierung der Bestimmungen, die 
nach 1988 verabschiedet worden sind, Bil- 
dung eines unabhängigen Komitees, beste- 
hend aus Vertretern der “vom Volk gewähl- 
ten Parteien” (FIS, FLN und FFS); Aburtei- 
lung der Machthaber samt ihres Repressi- 
onsapparates und schließlich Beginn der 
Verhandlungen in einem neutralen Land. 
Sehr harte Forderungen, deren Erfüllung 
einer bedingungslosen Kapitulation der jet- 
zigen Regierung gleichkäme. Die Fronten 
scheinen also verhärtet zu sein, und auf bei- 
den Seiten wird offenbar auf Konfrontations- 
kurs gesteuert. Auf der einen Seite will die 
_RCD - mit ihr viele Demokraten - nicht an 
der Konferenz teilnehmen, wenn die FIS dar- 
an beteiligt wird, während die Reconcilia- 
teurs wie die FFS und die FLN nur daran teil- 
nehmen wollen, wenn die FIS vertreten ist, 
die politischen Gefangenen befreit werden 
und der Ausnahmezustand aufgehoben 
wird. Inzwischen fordern die zwei noch 
legalen Islamisten-Parteien HAMAS und 
ENNAHDA sogar die Beteiligung bewaffne- 
ter Gruppen am Dialog. Vor diesem Hinter- 
grund bekommt der ersehnte Konsens 
immer mehr die Konturen eines Trugbildes. 


Armee und Demokraten: 
Die unbehagliche Allianz 


Das scheinbar vorprogrammierte Schei- 
tern der geplanten “Versöhnungskonferenz” 


Algerien 


vor dem Hintergrund der seit 1992 herr- 
schenden chaotischen Verhältnisse in Alge- 
rien bekräftigt die Überzeugung vieler Beo- 
bachter, daß die etablierten Parteien und die 
zivile Gesellschaft offensichtlich unfähig 
sind, die politische Krise zu lösen. Damit 
wird nach Ende des Mandats des HCE ein 
"Verfassungsvakuum” geschaffen, das den 
Weg für eine viel erwähnte Alternative 
ebnen würde: Verlängerung des Ausnahme- 
zustands und direkte Übernahme der Macht 
in sämtlichen Bereichen des Lebens durch 
die zur Zeit einzige starke und strukturierte 
Kraft in Algerien: die Armee. Der seit Juli 
1993 neu amtierende Verteidigungsminister 
hat am 25.10.1993 in einem Interview an 
die algerische Tageszeitung Le Matin erneut 
bekräftigt, daß die algerischen Streitkräfte 
nur dann eine politische Kompromißlösung 
tragen würden, wenn sie sich im Rahmen 
eines “modernen, pluralistischen und repu- 
blikanisch organisierten Staatsmodells” 
bewegt. Äußerungen, die von breiten Teilen 
der westlichen Medien als unglaubwürdig 
betrachtet werden, da sie in der algerischen 
Armee meistens nur eine Junta blutrünstiger 
Generäle sehen. Das Bild ist zu einfach. 
Sicherlich, es gibt noch viele Armeean- 
gehörige, die in Korruptions- und/oder 
Machtmißbrauchsaffären verwickelt sind 
und die kein Interesse an einer Demokrati- 
sierung des Landes hätten. Doch seit Ende 
der 80er Jahre vollzieht die Armee eine 
ideologische Umorientierung, die vor allem 
seit der Verabschiedung der Verfassung am 
23.2.1989 ihren Ausdruck in dem Austritt 
aus dem ZK der FLN-Partei und in dem 
Rückzug in die Kasernen findet. Seitdem 
konnten viele höhere Offiziere in den Vor- 
dergrund rücken, die, so al-Watan 
(4.07.1993), "nicht nur dazu beigetragen 
haben, der Armee einen professionellen 
Charakter zu verleihen, sondern auch die 
Sanierungs- und Verjüngungskur innerhalb 
der Streitkräfte initiiert hatten”. In diesem 
Zusammenhang wurden z.B. der ehemalige 
starke Mann der algerischen Armee, Gene- 
ral-Major Benloucif und andere Offiziere 
hohen Ranges wegen Veruntreuung öffentli- 
cher Gelder vor Gericht gestellt und am 
10.2.1993 zu 15 Jahre Haftstrafe verurteilt. 
Zu diesen “Armee-Legalisten” gehören 
der General-Major Mohamed Touati und 


der General Ahmed Senhadji, beide Mitglie- 
der der CDN. Sie wurden im Juli 1993 als 
erste Generäle zu diesem Grad erhoben, die 
erst nach der Unabhängigkeit des Landes 
rekrutiert wurden, und also nicht der alten 
Garde der Nationalen Befreiungsarmee 
(ALN) angehören. Der neue Verteidigungs- 
minister (52 Jahre), der aus Protest gegen die 
Mißwirtschaft des damaligen Präsidenten 
Chadli Bendjedid die Armee 1989 verlassen 
hatte, gilt in den algerischen Medien als 
“Dissident” der Chadli-ÄAra und soll, wie der 
aktuelle Generalstabschef General Moha- 
med Lamari (53 Jahre), maßgeblich an der 


Absetzung des letzten FLN-Präsidenten 
beteiligt? gewesen sein (al-Watan 
4.07.1993). 


Die neuen Mitglieder der algerischen 
Armeeführung, die sich betont als Gegner 
des radikalen Islam und Verfechter demo- 
kratisch-republikanischer Werte geben, 
betrachten die Intervention der Armee als 
äußerstes, aber notwendiges Mittel, um den 
in der Verfassung verankerten republikani- 
schen Charakter des Landes zu schützen. 
Mit der erteilten Absage der FIS-Führung an 
die “Versöhnungskonferenz” vergrößert sich 
also die Wahrscheinlicheit einer völligen 
Machtübernahme durch die Armee. Dabei 
würden die Militärs sogar Rückendeckung 
weiter Teile der allerdings gespaltenen 
demokratischen Opposition erhalten. 

Doch diese potentielle Allianz zwischen 
Armee und Demokraten, die sicherlich aus 
Überzeugung von Teilen der Armee getra- 
gen wird, bedeutet nicht, daß die algeri- 
schen Streitkräfte geschlossen hinter dem 
demokratisch-republikanischen Zukunfts- 
projekt stehen. Die in der algerischen Presse 
oftmals dokumentierten Fälle von Meuterei 
und Fahnenflucht zeugen von einer vor 
allem unter den Mannschaften durchaus 
verbreiteten Sympathie für islamistische 
Thesen. Trotz Reformen und Sanierungen 
wird die Armee den Verdacht nicht los, daß 
das Engagement von Teilen des Militärs 


Mat. 


weniger dem Erhalt der Demokratie als viel- 
mehr der Rettung der eigenen Privilegien 
dienen und eine Rückkehr zum autoritären, 
repressiven Staat einleiten könnte. In jedem 
Fall sind Flügelkämpfe zwischen fortschritt- 
lich-demokratischen und konservativ-kor- 
rupten Kräften zu erwarten. 

Algerien hat noch einen langen Weg vor 
sich bis zum Frieden. Das Land steckt in 
einer zu tiefen und vielschichtigen Krise, als 
daß der Ablauf der Amtszeit des regierenden 
Hohen Staatsrates daran viel ändern würde. 

Mohamed Tilmatine 


Anmerkungen 

1. Wochenzeitung Rupture Nr. 18 (11-17.5.) und Nr. 8 
(2.-8.3.1993) 

2. Hebdo Libere Nr. 139, 24.-30.11.1993, 5.9 

3. Darunter 3 Generäle: Mohamed Touati, Tayeb Der- 
radji und Ahmed Senhadji. 

4. Le Monde vom 23.11.93. 

5. Rabah Kebir in einer Pressekonferenz am 17.12.93 in 
Bonn 
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Palästina 


Alles verändern 


um nichts 


zu verändern? 


Wirtschaftliche und soziale Aspekte 
des Friedensprozesses 


Mit folgendem Beitrag setzen die 
“blätter” die Artikelserie zum Abkom- 
men zwischen Israel und der PLO fort. 
Im Unterschied zu den AutorInnen 
der vorangegangenen Artikel (Heft 
193 und 194) erblickt der israelische 


Autor Efraim Davidi, der für die 


Tageszeitung “Davar” über Wirt- 
schaftsthemen berichtet, im Osloer 
Abkommen durchaus einen histori- 
schen Durchbruch. Pessimistisch ist 
der Autor hingegen in puncto wirt- 
schaftliche Perspektiven für Palästina: 
das koloniale Gefälle zwischen der 
israelischen und der palästinensischen 
Ökonomie, Produkt einer 27jährigen 
Abhängigkeit, wird durch das Abkom- 
men nicht aufgehoben. 


m 13.September 1993 haben Yitzhak 
Ak der israelische Premiermini- 

ster und Yassir Arafat, der Präsident 
der PLO einen Vertrag unterschrieben, den 
wir aus folgendem Grund als ‘historisch’ 
ansehen können: zum ersten Mal seit der 
Schaffung des Staates Israel im Jahre 1948 
und seit der Entscheidung der Vereinten 
Nationen, Palästina in einen jüdischen’ 
Staat und einen ‘arabischen’ Staat zu teilen 
(1947), erkennt die israelische Regierung die 
palästinensische Befreiungsbewegung an 
und beide Seiten verpflichten sich, auf der 
Basis der Anerkennung der nationalen Rech- 
te der Palästinenser eine friedliche Lösung 
des Konflikt zu suchen. 

Jenseits aller Schwierigkeiten, die bei den 
Verhandlungen der Kontrahenten aufge- 
taucht sind oder noch auftauchen werden, 
markiert dieser Vertrag einen qualitativen 
Wandel in den konfliktiven Beziehungen 
der beiden Völker. 

Sowohl in Israel als auch in Palästina ist 
viel geschrieben worden über die Opfer die- 
ses blutigen und langandauernden Konflikts. 
Die ökonomischen und sozialen Auswir- 
kungen des Konflikts auf die israelische und 
palästinensische Gesellschaft sind jedoch 
viel seltener untersucht worden.' Vielleicht 
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hat die Grausamkeit der Fakten das Bedürf- 
nis in den Hintergrund treten lassen, die 
Situation im Nahen Osten aus einem mehr 
auf die Gesellschaft bezogenen Blickwinkel 
zu betrachten, statt immer nur eine lange 
Reihe von Kriegen, blutigen bewaffneten 
Zusammenstößen und diplomatischen 
Manövern aufzuzählen. 

Ohne Zweifel hat dieser generationenal- 
te Konflikt tiefe Spuren im gesellschaftlichen 
und politischen Leben hinterlassen. Um zu 
zeigen, welcher Art diese gesellschaftlichen 
Folgen sind , möchte ich eine Passage aus 
einem Brief zitieren, den Marx im April 
1870 geschrieben hat: 

“Alle industriellen und kommerziellen 
Zentren Englands besitzen jetzt eine Arbei- 
terklasse, die in zwei feindliche Lager 
gespalten ist, englische proletarians und iri- 
sche proletarians. Der gewöhnliche engli- 
sche Arbeiter haßt den irischen Arbeiter als 
einen Konkurrenten, welcher den standard 
of life herabdrückt. Er fühlt sich ihm gegen- 
über als Glied der herrschenden Nation und 
macht sich eben deswegen zum Werkzeug 
seiner Aristokraten und Kapitalisten gegen 
Irland, befestigt damit deren Herrschaft über 
sich selbst. Er hegt religiöse, soziale und 
nationale Vorurteile gegen ihn. (...) Der 
Irländer pays him back with interest in his 
own money (zahlt ihm in gleicher Münze 
zurück, Anm.in MEW). Er sieht zugleich in 
dem englischen Arbeiter den Mitschuldigen 
und das stupide Werkzeug der englischen 
Herrschaft in Irland. Dieser Antagonismus 
wird künstlich wachgehalten und gesteigert 
durch die Presse, die Kanzel, die Witzblät- 
ter, kurz, alle den herrschenden Klassen zu 
Gebot stehenden Mittel. Dieser Antagonis- 
mus (...) ist das Geheimnis der Machterhal- 
tung der Kapitalistenklasse.“ 

Und Marx zieht in einem späteren 
Abschnitt folgende Konsequenz: „Die spezi- 
elle Aufgabe (...) ist, das Bewußtsein in der 
englischen Arbeiterklasse wachzurufen, daß 
die nationale Emanzipation Irlands für sie 
keine question of abstract justice or humani- 
tarian sentiment ist, sondern the first conditi- 
on of their own social emancipation.” 

Es genügt, die Worte England und Irland 
durch Israel und Palästina zu ersetzen und 


schon haben wir eine lebhafte Beschreibung 
dessen, was sich seit beinahe einer Genera- 
tion in dieser Zone des Nahen Ostens 
abspielt. 

Zumindest auf der israelischen Seite wird 
es schwierig werden, die militaristischen, 
chauvinistischen, rassistischen und frauen- 
feindlichen Züge zu beseitigen, die diese 
langen Jahre des Konflikts der Gesellschaft 
aufgedrückt haben. Ohne Zweifel jedoch 
wäre ohne den Vertrag, der im September in 
Washington unterzeichnet wurde, eine sol- 
che Veränderung zum Besseren gar nicht 
denkbar. 


Drei Gründe für die 
veränderte Lage 


Ich möchte die neue Situation beschrei- 
ben, die sich nach der Unterzeichnung des 
Vertrags zwischen Israel und der PLO erge- 
ben hat. Die Ausgangsfrage ist: aus welchem 
Grund ist es den Palästinensern gelungen, 


Werden in den palästinensischen Gebieten schon 
bald die Schlote rauchen?... 


die harte Haltung der verschiedenen israeli- 
schen Regierungen in der Frage der Aner- 
kennung ihrer nationalen Rechte aufzuwei- 
chen? Die Antwort besteht aus einem einzi- 
gen Wort: ‘Intifada’. Dieses arabische Wort 
beschreibt die Entwicklung des palästinensi- 
schen Volksaufstands, der im Dezember 
1987 in den von Israel besetzten Gebieten 
begonnen hat. Die Intifada hat in den ver- 
gangenen sechs Jahren verschiedene For- 
men angenommen: Massenhafte Demon- 
strationen, Generalstreiks, den Boykott isra- 
elischer Produkte, terroristische Aktionen, 
Versuche, neben den Institutionen der 
Okkupanten eine ‘Parallelmacht’ zu schaf- 
fen. 

Die Intifada hat de facto ein ‘Machtvaku- 
um’ geschaffen, was die israelische Okkupa- 
tion betrifft. Ein Machtvakuum, das schnell 
von nationalistischen Kräften eingenommen 
wurde, die schon vorher existiert hatten und 
die durch eine lange Reihe von Institutionen 
repräsentiert wurden: Universitäten und 
Schulen, Zeitungen, Gewerkschaften, politi- 
sche Organisationen im Untergrund oder in 
der Halblegalität, Frauenverbände, Mo- 
scheen und Kirchen. Der Direktor des For- 
schungszentrums der Birzeit-Universität, Ali 
Jarabawi, der die Auswirkungen der Intifada 
auf die palästinensische Gesellschaft unter- 
sucht hat, kam zu dem Schluß, daß die Inti- 
fada zu einer Stärkung der ’nationalen Eli- 
ten’ in den besetzten Gebieten geführt hat 
und zu einer Annäherung dieser Eliten an 
die Führung der PLO. Ein Prozeß, der sich 
gleichzeitig entwickelte mit der massenhaf- 
ten Partiziption von Bewohnern der Flücht- 
lingslager und der Dörfer innerhalb der 
besetzten Gebiete, besonders von Jugendli- 
chen, Arbeitern, Arbeitspendlern nach Isra- 
el, Unterbeschäftigten und Arbeitslosen. 


Das Machtvakuum führte schnell zu 
einer ‘strategischen Machtlosigkeit‘ der 
Okkupationsmacht, die nur noch als 'takti- 
sche Kolonialmacht’ auftreten konnte. Es 
gelang den Okkupationskräften nicht, eine 
Strategie zu entwickeln, mit der sie ihre 
Herrschaft über die Gebiete hätten aufrech- 
terhalten können und die über die bloße 
Verstärkung der ökonomischen Abhängig- 
keit und der massiven Repression hinausge- 
gangen wäre. Das hat zu der doppelten Tak- 
tik von ’Zuckerbrot und Peitsche’ geführt, 
die sich aber im Laufe der Zeit in eine einzi- 
ge Politik verwandelt hat: die der Peitsche. 
In wenigen Worten: Während des letzten 
Jahres wurden die besetzten Gebiete unbe- 
herrschbar und in ökonomischer Hinsicht 
bis zu einem gewissen Grade autark. 

Dieser Mangel an politischer Flexibilität 
und die Fortsetzung der ‘Intifada’ mit den 
unterschiedlichsten Mitteln führte zu ‘Ermü- 
dungserscheinungen’ in der israelischen 
Gesellschaft, die sich in verschiedener Wei- 
se manifestierten. Eine davon ist, daß der 
Strom israelischer Siedler in die besetzten 
Gebiete nachließ, besonders aus bestimm- 
ten Sektoren der jüdischen Kleinbourgeoi- 
sie. Die hatten sich jahrelang von der Mög- 


Palästina 


...oder werden sie auf ihre Rolle als Absatzmarkt für 
israelische Industrieprodukte festgeschrieben? 


lichkeit blenden lassen, in dem Gebiet, das 
von Israel offiziell als Judäa und Samaria 
bezeichnet wird, ein Haus und ein Grund- 
stück zum Preis einer Eigentumswohnung in 
Tel Aviv erwerben zu können. 

Die Bourgeoisie sucht schon seit fast drei 
Jahren nach Alternativen zur bloßen Fort- 
setzung der Okkupation. Die beiden wich- 
tigsten politischen Formationen der Bourge- 
oisie (Likud auf der Rechten und Avoda, die 
Arbeitspartei) sahen sich gezwungen, dem 
Beginn der Verhandlungen mit der PLO 
zuzustimmen und, was die Arbeitspartei 
betrifft, einen Vertrag zu unterzeichnen, der 
die ‘nationalen Rechte des palästinensi- 
schen Volkes’ anerkennt. 

Diese ‘Ermüdung’ hat dazu geführt, daß 
in den letzten Jahren Dutzende von Kon- 
gressen und Debatten stattgefunden haben 
“über die Zukunft der ökonomischen Bezie- 
hungen zwischen ‘den Gebieten‘ und Isra- 
el”, wie sie der Unternehmerverband oder 
die Union der Handelskammern - die wich- 
tigsten Unternehmerorganisationen - ver- 
schämt bezeichnen. 

Schon im Februar 1993, lange bevor die 
Geheimverhandlungen zwischen Vertretern 
der israelischen Regierung und der PLO in 
Oslo begannen, erklärte der damalige Präsi- 
dent des Unternehmerverbandes, Dov Laut- 
man*:”Uns macht es nichts aus, wenn ein 
palästinensischer Staat geschaffen wird.“’ 
Auf diese Weise brachte er eine Meinung 
zum Ausdruck, die bis heute in Regierungs- 
kreisen ‘tabu’ ist. 

Der dritte Beweggrund für Veränderung 
ist paradoxer Weise die Globalisierung des 
Kapitalismus. Israel ist ein Land, das von den 
westlichen kapitalistischen Staaten privile- 
giert wird. Zwar wurde die Gründung des 
Staates Israels von vielen Ländern mit Skep- 
sis betrachtet (besonders von Großbritanni- 
en, das am Ende des Zweiten Weltkriegs die 
vorherrschende imperialistische Macht im 
Nahen Osten war und von den USA, der 


damals aufstrebenden Macht der Region. Sie 
sahen in dem neuen Staat eine lokale Muta- 
tion der ‘roten Gefahr’). Im Lauf der Jahre 
wurde diese Sichtweise modifiziert und 
zwar so deutlich, daß Israel am Ende der 
achtziger Jahre das einzige Land der Peri- 
pherie war, das sowohl eine Freihandelszo- 
ne mit den USA als auch Vorzugsabkommen 
mit der EG hatte. Die allmähliche Auflösung 
der Sowjetunion führte dazu, daß das nord- 
amerikanische Imperium seine Politik im 
Nahen Osten modifizierte und sich einer 
neuen Politik verschrieb, die darauf abzielt, 
die palästinensische Nationalbewegung zu 
vereinnahmen ohne gleichzeitig Garantien 
zu geben, daß die USA aktiv zur Realisie- 
rung der nationalen Forderungen der Palä- 
stinenser beitragen: die Schaffung eines 
unabhängigen Staats in den besetzten 
Gebieten. 

Die Abhängigkeit Israels von den USA 
führt dazu, daß jede Veränderung der 
außenpolitischen Strategie in Washington 
früher oder später und nach größeren oder 
weniger großen Widerständen sowohl am 
Sitz der großen Firmen in Tel Aviv als auch 
in den Ministerien in Jerusalem übernom- 
men wird. Der Fall des ‘Reichs des Bösen’ 
(um den Ex-Präsidenten Reagan zu zitieren), 
hat dazu geführt, daß viele ‘Unterteufel’, die 
ihre strategischen Optionen an die früheren 
sowjetischen Direktiven gekoppelt hatten, 
diese Positionen jetzt revidieren und (ver- 
geblich?) versuchen, sich an Washington 
anzunähern. Das trifft zu für das syrische 
Regime und für die PLO-Führung. Was die 
Regimes in Irak und Libyen angeht, die ihre 
Politik nicht mit der Geschwindigkeit verän- 
dert haben, die die Regierung in Washington 
wünschte, so ist ihr Schicksal bekannt. 


Eine vereinigte kapitalistische 
Okonomie? 


Israel hat ein kapitalistisches Wirtschafts- 
system, das zugleich fortgeschritten, abhän- 
gig und deformiert ist. Wenn wir die Eintei- 
lung der Länder der Dritten Welt von Samir 
Amin übernehmen, befindet sich Israel 
zweifellos unter denjenigen Ländern, die er 
als ‘konkurrenzfähig’ bezeichnet. Was 
Palästina (die besetzten Gebiete) betrifft, 
entspricht ihre Wirtschaft der vierten Stufe 
dieser Klassifizierung, der untersten. Schlim- 
mer noch, die palästinensische Ökonomie 
ist nicht ‘peripher‘ gegenüber dem kapitali- 
stischen Weltmarkt, sie ist ‘peripher’gegen- 
über dem israelischen Markt. De facto 
haben sich die besetzten Gebiete im Laufe 
der Jahre in eine simple israelische Kolonie 
verwandelt, die reichlich Arbeitskräfte und 
billige Landwirtschaftsgüter bereitstellt und 
die sich in den zweitgrößten Abnehmer für 
israelische Industrieprodukte nach den USA 
verwandelt hat und damit weit vor vielen 
westeuropäischen Ländern liegt. 

Es ist wichtig diese Punkte klarzustellen, 
denn die Dynamik des Friedensprozesses, 
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der im September 1993 begann, wird 
bestimmt von den wirtschaftlichen Bezie- 
hungen, die zwischen den beiden Vertrags- 
partnern bestehen. Es gibt keinen Zweifel, 
daß das Ungleichgewicht der beiden Öko- 
nomien in der Zukunft entscheidende Aus- 
wirkungen haben wird. Die israelischen 
Wirtschaftswissenschaftler behaupten, daß 
das Bruttosozialprodukt Israels dreißigmal 
so groß ist wie das der besetzten Gebiete (sie 
sprechen von 60 Milliarden Dollar 1992 
gegenüber wenig mehr als 2 Milliarden 
Dollar - von denen 500 Millionen von den 
Löhnen palästinensischer Arbeiter in Israel 
beigesteuert werden). Oder mit anderen 
Worten: ‘das gesamte palästinensische 
Exportvolumen erreicht kaum den Umfang 
der Produktion eines einzigen Nahrungsmit- 
telkonzern in Israel: „Elite”, der 150 Millio- 
nen Dollar umsetzt.” 


Wenn wir Israel als eine abhängige, fort- 
geschrittene und deformierte Ökonomie 
bezeichnen, dann ist die Wirtschaft der 
besetzten Gebiete vorkapitalistisch, abhän- 
gig, rückständig und deformiert. Die langen 
Jahre der israelischen Besetzung waren eine 
Zeit, in der der israelische Kapitalismus mit 
militärischer Gewalt jede Art kapitalistischer 
Entwicklung in den besetzten Gebieten ver- 
hindert hat.’ Das ging sogar soweit, daß ein 
palästinensischer Unternehmer, der irgend 
eine Art von Firma gründen wollte, gegenü- 
ber den Militärbehörden der Besatzungs- 
macht nachweisen mußte, daß ’seine Pro- 
duktion nicht mit der israelischen Produkti- 
on konkurrieren würde’. Man mußte zu die- 
sem Zweck ein schriftliches Gutachten vor- 
legen. Hinzu kamen die Beschlagnahmun- 
gen von Landbesitz, die Erhebung deftiger 
Steuern auf agrarische Exporte in Richtung 
Israel, die Limitierung der Zahl palästinensi- 
scher Arbeiter in Israel usw. Dies sind die 
wichtigsten Gründe dafür, daß die besetzten 
Gebiete rückständig und auf dem Niveau 
eines aufgezwungenen Vorkapitalismus ge- 
blieben sind, der nur dem israelischen Kapi- 
talismus nutzt. 

Während dieser langen Jahre hat es sogar 
eine Rückentwicklung der palästinensi- 
schen Industrie gegeben, die nur im Schutz 
der Intifada eine bescheidene Blüte erlebt 
hat - infolge des massenhaften Boykotts von 
israelischen Produkten. Aber diese beschei- 
denen Fortschritte der letzten Jahre sind 
nicht vergleichbar mit der industriellen Ent- 
wicklung in Israel im selben Zeitraum. 

Versuchen wir, diese Entwicklung mit der 
in anderen arabischen Ländern zu verglei- 
chen.” Nach Daten der Nahost-Abteilung 
der Weltbank betrug das Bruttoinlandspro- 
dukt der drei arabischen Länder Jordanien, 
Syrien und Irak im Jahr 1977 27,4 Milliarden 
Dollar. Das Bruttoinlandsprodukt Israels 
betrug etwas mehr als 10 Milliarden Dollar. 
1992 betrug das Bruttoinlandsprodukt dieser 
drei Länder 27,7 Milliarden Dollar" und das 
Israels ungefähr 67 Milliarden Dollar. 

Es handelt sich nicht nur um ein ’Wirt- 
schaftswunder’ oder eine sehr gute Einfü- 


14 blätter des iz3w, Nr. 195, Februar'94 


Palästina 


gung in die kapitalistischen Märkte. Die 
koloniale Besetzung der Gebiete ist ein Teil 
dieses Wirtschaftswunders. “In der neuen 
Situation, die nach der Unterzeichnung des 
Vertrags in Washington eingetreten ist, kön- 
nen wir uns nicht den Luxus erlauben, zwei 
Millionen Konsumenten in der Westbank 
und Gaza beiseite zu lassen”, sagte in einer 
Debatte im November 1993 Professor Shlo- 
mo Ben-Ami, der das Wirtschaftsprojekt 
'"Salam 2000’ (Frieden 2000) leitet.'' Diese 
Bemerkung ist nicht zufällig. In der zweiten 
Hälfte des Jahres ’93 faßte eine Meinung in 
der israelischen Bourgeoisie Fuß, die besagt, 
“wir müssen alles verändern, um nichts zu 
verändern”. Mit anderen Worten, angesichts 
der Unmöglichkeit, mittel- oder langfristig 
einen palästinensischen Staat in den besetz- 
ten Gebieten verhindern zu können, ist es 
nötig, sich an die Situation anzupassen und 
innerhalb der neuen Spielregeln dafür zu 
sorgen, daß diejenigen, die bisher immer die 
Gewinner waren, das auch weiterhin sein 
werden. 

Der hypothetische Fall, daß die besetzten 
Gebiete sich der kolonialen Produktion und 
Ausbeutung verweigern, wäre ein schwerer 
Schlag für eine Reihe israelischer Geschäfts- 
leute. Bereiche wie die Importeure, Hote- 
liers, Inhaber von Baufirmen und Fabrikan- 
ten würden einen wichtigen Markt verlieren 
und extrem billige Arbeitskräfte. Angesichts 
der Tatsache, daß der gesetzlich festgelegte 
monatliche Mindestlohn in Israel heute auf 
etwa 1.400 Schekel festgelegt ist (etwa 470 
Dollar) und der Mindestlohn, der in den 
Tarifverträgen zwischen Unternehmern und 
palästinensischen Gewerkschaften festge- 
legt wurde, 600 Schekel beträgt (etwa 200 
Dollar) und daß es im Gaza-Streifen Textil- 
arbeiterinnen gibt, die für nur 300 Schekel 
(etwa 100 Dollar) arbeiten, begreift man, 
daß es für diese Bereiche äußerst wichtig ist, 
daß diese billigen Arbeitskräfte weiterhin 
nach Israel kommen und daß Israelis in den 
besetzten Gebieten Betriebe aufmachen 
können, notfalls in Zusammenarbeit mit 
Palästinensern. 


Wie den genannten Besorgnissen israeli- 
scher Geschäftsleute zu begegnen wäre, hat 
Lautman, der Ex-Präsident des Unterneh- 
merverbandes, selbst gegeben: bei ver- 
schiedenen Gelegenheiten sprach er von 
einem NAFTA-Vertrag zwischen Israelis und 
Palästinensern - ohne dabei auf Einzelheiten 
einzugehen, was ein solcher Vertrag für isra- 
elische und palästinensische Arbeiter 
bedeuten würde. Wenn man davon ausgeht, 
daß auf der einen Seite ein zumindest im 
lokalen Maßstab mächtiger Staat steht und 
auf der anderen Seite eine "palästinensische 
Selbstregierung’ mit einer "Autonomie’, die 
nichteinmal eine minimale Arbeitsgesetzge- 
bung garantiert, erkennt man leicht, daß ein 
solcher Vertrag für die palästinensische Seite 
eine große Gefahr bedeuten könnte. 


. Ephraim Davidi 
Übersetzung aus dem Spanischen: cn 


Anmerkungen: 


1) Von den wenigen Publikationen die sich dieser Auf- 
gabe gewidmet haben, sind ganz wenige ins Englische 
übersetzt worden, z.B.: Adel Samara: “Die Industriali- 
sierung westlich des Jordans, 1992, * Al-Mashrig”-Ver- 
lag, Westjerusalem. 

2) Karl Marx, Brief an Sigfrid Meyer vom 9.April 1870, 
in: MEW, Band 32, 5.668 f. 

3) Vergleiche den Artikel von Ali Jarbawi: “Palästinensi- 
sche Eliten in den besetzten Gebieten: Stabilität und 
Wandel durch die Intifada”, in: “Intifada - Palestine at 
the Crossroads”. 

4) Dov Lautman ist einer der Besitzer des wichtigen 
Textilkonzerns “Delta”, dessen Produktion ın die USA 
und nach Europa exportiert wird. “Delta” setzt kleine 
palästinensische Betriebe in den besetzten Gebieten als 
Subunternehmer in der Produktion ein. 

5) Nachricht aus *Davar”, 17.2.93. 

6) Samir Amin schrieb zu diesem Thema: ”Der Maßstab 
für den Erfolg eines Landes der Peripherie, das sich 
nach dem zweiten Weltkrieg industrialisiert hat, ist - 
angesichts der Globalisierung des Kapitalismus - die 
Fähigkeit, auf dem Weltmarkt ”konkurrenzfähig” zu 
sein. Unter diesem Gesichtspunkt können wir die Län- 
der in vier Kategorien einteilen: A) diejenigen, die 
bereits eine bis zu einem gewissen Grad wettbewerbs- 
fähige Industrie besaßen, oder die das mit geringfügigen 
Anpassungsmaßnahmen oder ohne Anstrengungen 
erreichten (die Länder Ostasiens, sowohl die kommuni- 
stiichen wie die kapitalistischen und die großen la- 
teinamerikanischen Länder in unterschiediichem 
Grad); B) die Länder , die sich industrialisierten, aber 
keine Wettbewerbsfähigkeit erreichten (Südafrika 
gehört zu dieser Gruppe, außerdem die industrialisier- 
ten arabischen Länder wie Ägypten und Algerien); C) 
die Länder, die in einer vorindustriellen Etappe verharr- 
ten, aber denen es gelungen ist, bestimmte “traditionel- 
le’ Produkte zu fördern: Landwirtschaft, Exporte von 
Bodenschätzen oder Erdöl und die aus diesem Grund 
als wohlhabend erscheinen (Elfenbeinküste, die Erdöl 
exportierenden Golfstaaten und Gabun); D) schließlich 
die Länder, die bei dem Versuch gescheitert sind, ihre 
traditionellen Exporte (der Vorkriegszeit) zu steigern - 
(die Mehrheit der afrikanischen Staaten gehört zu dieser 
Gruppe”. Diese Klassifizierung ist der Juniausgabe 
1993 von “Monthly Review”, Seite 3 entnommen. 

7) So äußerte sich der palästinensische Industrielle 
Daniel Issa bei einem Treffen mit israelischen Industri- 
ellen im Juni 1992. ”Elite” ist eine große Firma, die 
Schokolade, Kaffee und Süßigkeiten herstellt. 

8) Vergl. Efraim (Asher) Davidi "Israel’s Economy Stra- 
tegy for Palestinian Independence”. Der Artikel er- 
schien in der September/Oktoberausgabe von “Middle 
East Report”, Washington, Seiten 24 ff. 

9) Siehe den Artikel in der Tageszeitung ‘Jediot Acharo- 
not’ vom 30. November 1993, unter dem provokanten 
Titel: “Ein wirtschaftlicher Riese gegenüber den Zwer- 
gen des Nahen Ostens”. Eine der Schlußfolgerungen 
des Artikels lautet, daß "für Israel von der ‘östlichen 
Koalition’, die von Syrien, Jordanien und vom Irak 
gebildet wird, keinerlei Gefahr ausgeht. Die wirtschaft- 
lichen Schwächen dieser Länder sind so groß, daß sie 
sich in den letzten Jahren, verglichen mit dem israeli- 
schen Riesen, zu Zwergen entwickelt haben. So sieht 
die Situation heute aus, und es ist nicht zu erwarten, 
daß sie sich bis zum Jahr 2015 verändert”. 

10) In dem Artikel wird weiter ausgeführt: “Man muß 
die Inflation berücksichtigen und die Tatsache, daß in 
den vergangenen 15 Jahren die Bevölkerung dieser Län- 
der um 50 Prozent gewachsen ist. 

11) Professor Shlomo Ben Ami, Ex-Botschatfter Israels in 
Spanien, ein einflußreiches Mitglied der Arbeitspartei 
und Lehrstuhlinhaber an der Universität von Tel Aviv ist 
Vorsitzender des ökonomischen Projekts, in dem spani- 
sche Investitoren (die Banesto-Bank, die mit der Mor- 
gan-Bank liiert ist), israelische (der Koor-Konzern), 
marokkanische (der O.N.A.-Konzern König Hassans) 
sowie ein ungenannter palästinensischer Investor 
(wahrscheinlich die PLO) verbunden sind, Dieses Kon- 
sortium wurde mit einem Kapital von 60 Mio Dollar 
gebildet. Jeder der vier Teilnehmer steuert ein Viertel 
dieser Summe bei, um unter Zuhilfenahme israelischen 
know-hows ökonomische Infrastrukturen in den besetz- 
ten Gebieten zu schaffen. 


Soziale Bewegungen in Westasien 


Vorwort 


er Zusammenbruch des sozialisti- 
'B) schen Staatssystems in Osteuropa 

ist auch für Westasien nicht ohne 
Auswirkungen geblieben. Zum einen 
ermöglichte der Wegfall der Bipolarität im 
internationalen Kräfteverhältnis den USA 
und der EU einen leichteren Zugriff auf die 
Region, wie im zweiten Golfkrieg nach- 
drücklich demonstriert. (Dieser Zugriff 
erfolgt natürlich selektiv, auf bestimmte Res- 
sourcen wie das Öl oder auf ausgewählte 
Sektoren der jeweiligen Gesellschaften. 
Inwieweit auch immer größere Teile der 
Bevölkerung Westasiens in Zukunft ähnlich 
wie heute in Afrika im Zuge der kapitalisti- 
schen Entwicklung und des die Produktion 
rationalisierenden technologischen Fort- 
schritts keinen Gebrauchswert mehr für den 
Profit haben und vom Weltmarkt zwanghaft 
als “überflüssige” Bevölkerung abgekoppelt 
werden, bleibt abzuwarten.) 


Zum anderen sahen sich die klassischen 
Linksparteien durch die Niederlage des 
Sozialismus gleichfalls in ihren Grundfesten 
erschüttert. Die soziale Frage, traditioneller 
Wirkungsbereich der Marxisten-Leninisten 
und anderer linker Kräfte, wird zunehmend 
die Domäne der islamisch-fundamentalisti- 
schen Parteien. Sie wurde innerhalb der Lin- 
ken zu oft in einer antiimperialistischen 
Grundhaltung, die sozialen Hierarchien 
innerhalb der eigenen Gesellschaft keine 
Bedeutung schenkte, zum Verschwinden 
gebracht. Oder sie diente den Propagan- 
dainteressen jener Gruppierungen, die als 
verlängerter Arm der Sowjetunion deren 
Interessen in der Region durchzusetzen ver- 
suchten. Die moskauhörigen kommunisti- 
schen Parteien in den arabischen Ländern 
oder auch Nasser fuhren zeitweilig diesen 
Kurs. Ob die Krise der traditionellen Linken 
zu ihrem Verschwinden (d.h. Verbürgerli- 
chung oder Festhalten an autoritär-etatisti- 
schen Konzepten) führt, oder ob sie mit neu- 
en Wegen wieder Böden unter die Füße zu 
bekommen vermag, ist eine Frage, die sich 
für die kurdische PKK (noch) nicht stellt. 
Denn sie ist z.Zt. die einzige der klassisch 
linken Parteien, die über eine Massenbasis 
verfügt. Jan Keetman und Udo Wolter unter- 
suchen die soziale Programmatik der PKK. 

Nach dem Scheitern des Panarabismus als 
antiimperialistische Kraft und der Krise des 
Sozialismus nehmen die islamischen Funda- 
mentalisten inzwischen auch im Bereich 


sozialer Konflikte eine hegemoniale Stellung 
innerhalb der Opposition ein. Inwieweit der 
Islamismus als “soziale Bewegung” zu 
bezeichnen ist, wer seine sozialen Träger 
sind und welche sozialen Inhalte er vertritt, 
untersucht Jörn Schulz anhand der islamisti- 
schen Bewegung in Ägypten, deren Erfolg 
oder Mißerfolg, so seine These, eng an die 
soziale Lage der Bevölkerung gekoppelt ist. 
Die Geschichte sozialer (Klassen-)Kämpfe 
im Iran, das will ein weiterer Beitrag zeigen, 
verlief dagegen weitgehend unabhängig von 
linken oder islamistischen Ideologiebildun- 
gen und folgte stattdessen seinen eigenen 
Bewegungsgesetzen. Die Geschichte der 
Arbeiterbewegung und der subproletarisier- 
ten Schichten in den Vorstädten Teherans im 
Widerstand gegen den Schah und die neuen 
islamistischen Machthaber erzählt Bernhard 
Hammer. 

Ob eine soziale Diskriminierung entlang 
ethnischer Kategorien auch das Bewußtsein 
des Widerstandes in diese Denkformen 
lenkt, ist die Frage, der Birgit Schäbler 
anhand eines Aufstandes in einem drusi- 
schen Dorf in Syrien nachgeht, der weitge- 
hend unbemerkt von der Öffentlichkeit im 
Frühjahr diesen Jahres stattfand. 


Eine bedeutende Protest- und Widerstands- 
form, die nicht in traditioneller Weise durch 
sozialistische Parteien oder Organisationen 
kanalisiert ist, verkörpert die Menschen- 
rechtsbewegung. Heidi Wedel veranschau- 
licht am Beispiel des Menschenrechtsver- 
eins in Istanbul, wie sich dieser Typ neuer 
sozialer Bewegung seinen Platz in der türki- 
schen Gesellschaft erstritten hat. 

Das Scheitern linker Befreiungskonzepte 
und das “Ende der Geschichte“ ändern 
nichts an der Tatsache, daß nach wie vor 
Unterdrückung und Ausbeutung, soziale 
und politische Ungleichheit die wesentli- 
chen Charakteristika des kapitalistischen 
Weltsystems darstellen. Ebenfalls gleichblei- 
bend ist der Widerstand gegen solche Hier- 
archien, wenn er auch nicht mehr in große 
revolutionäre Theorien eingebunden ist 
(war er es je mit der Entschiedenheit, wie 
hier gerne angenommen wurde?). 

Der Blick der Internationalismusbewegung 
auf das Weltgeschehen bedarf aber einer 
Korrektur: Nicht mehr nur die Großorgani- 
sationen und der Staat, um dessen Macht 
letztendlich auch die Revolutionäre zu 
kämpfen hätten, sondern auch andere For- 


Re 


men sozialer Transformation, die auf der 
Basis der Bedrohung des materiellen Aus- 
kommens und der Identität durch Ausbeu- 
tung und Unterdrückung oder eines morali- 
schen Bewußtseins und eines ausgeprägten 
Gefühls für (Un-)Gerechtigkeit Menschen 
mobilisieren, sind wichtige (vielleicht wich- 
tigere) Momente emanzipatorischer Prozes- 
se. Dabei sollten die Möglichkeiten der 
beteiligten Akteure nicht überbewertet wer- 
den. Gleichzeitig darf nicht vergessen wer- 
den, daß das Politikverständnis dieser sozia- 
len Bewegungen mit klassisch linken Vor- 
stellungen oft nichts, mit (metropolentypi- 
schen) “Erlösungs“-Erwartungen nie etwas 
am Hut haben. Mittel, Ziele und Folgen 
sozialer Bewegungen sind weitgehend 
systemimmanent, selbst wenn sie sich 
zuweilen antisystemisch äußern. 


tatt "den großen Entwürfen mit dem 
Schlüssel zur perfekten Organisation, 


zur absoluten Theorie und zur endgül- 
tigen Gesellschaft” (Huidobro) nachzuja- 
gen, möge man sich die bescheidene und 
nüchterne Analyse des Wesens sozialer 
Kämpfe von Lutz Taufer durch den Kopf 
gehen lassen: “Die Menschen mögen in 
revolutionären Zeiten nach Moral und Ideal 
handeln, ansonsten prüfen sie einen politi- 
schen Prozeß danach, ob er ihr Leben besser 
oder schlechter macht.“ 
Die Redaktion 


P.S.: Im Frühjahr 1994 wird das iz3w ein 
Buch mit dem Titel: “Alles ändert sich die 
ganze Zeit”. Soziale Bewegung(en) im 
“Nahen Osten” herausgeben. Neben der 
islamistischen, der klassisch-linken und den 
neuen sozialen Bewegungen wird der Frau- 
enbewegung als bedeutende soziale Gegen- 
macht gegen den Fundamentalismus und 
anderer Spielarten ihrer Unterdrückung und 
Ausbeutung in diesem Buch besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet. Aus organisatori- 
schen Gründen konnte in den Themen- 
schwerpunkt dieses Heftes noch kein Bei- 
trag zu diesem Thema Eingang finden. 
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Soziale Bewegungen in Westasien 


Islam des Reichtums - 


Islam der Revolution 


Islamismus, Staat und Gesellschaft in Ägypten 


Wenn die islamistische Bewegung 
Ägyptens in die Schlagzeilen kommt, 
geht es meist um spektakuläre 
Anschläge auf TouristInnen und hohe 
Funktionsträger des Regimes. Zuwei- 
len erscheint aber auch ein anderes 
Bild des Islamismus in den Medien: 
das des islamistischen “Sozialarbei- 
ters”, der in den Armenvierteln Nah- 
rungsmittel und Kleidung verteilt 
oder medizinische Hilfe leistet. Jeden- 
falls ist mittlerweile weitgehend 
unumstritten, daß der Erfolg der isla- 
mistischen Bewegung soziale Ursa- 
chen hat. Islamismus bedeutet des- 
halb auch keineswegs Rück- oder 
Wiederkehr von Religiosität und 
Frömmigkeit. Vielmehr strebt er die 
Politisierung des Islams an, die nicht 
nur die Gesellschaft, sondern das 
gesamte politische und soziale System 
durchdringen und prägen soll. Was 
aber macht die Anziehungskraft der 
islamischen Lösung (al-hall al-islami) 
aus? 


ie islamistische Bewegung führt die 
BD Krise auf die 

Abkehr vom Weg Gottes zurück, die 
Lösung besteht folglich darin, diesen Weg, 
die Scharia (Gesetz und Ethik des Islam), 
wieder zu beschreiten. Die Anweisungen 
hierfür werden in Koran und Sunna (der 
Überlieferung von Worten und Taten des 
Propheten) gesucht, wobei die islamistische 
Bewegung auf wortwörtlicher Geltung kora- 
nischer Vorschriften und eindeutig belegter 
Anweisungen des Propheten besteht. Dieser 
Bezug auf die Fundamente des Glaubens ist 
eine Reaktion auf den uralten Widerspruch 
zwischen den religiösen Idealen und der 
Realität der Klassengesellschaft. Doch die 
Fundamente geben unterschiedliche Ant- 
worten, je nachdem, aus welchem sozialen 
Interesse heraus man sie befragt. Und auch 
die Fragen selbst ändern sich mit den gesell- 
schaftlichen Herausforderungen.' 
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Revolutionärer und 
reformistischer Islamismus 


Als der erst 22jährige Lehrer Hassan al- 
Banna 1928 die Muslimbruderschaft grün- 
dete, war Ägypten formal unabhängig, fak- 
tisch aber noch britische Kolonie. Die Kolo- 
nialherrschaft hatte das Land einer eigen- 
ständigen Entwicklungsmöglichkeit beraubt, 
die erzwungene Weltmarktintegration führ- 
te zur Verarmung weiter Bevölkerungs- 
schichten und zur Entstehung einer neuen, 
westlich orientierten Oberschicht. Die tradi- 
tionelle Gesellschaftstruktur zerbröckelte 
und mit ihr waren auch die traditionellen 
Werte in Frage gestellt. 

In dieser Situation wurde die Muslimbru- 
derschaft zur bedeutendsten Massenbewe- 
gung Ägyptens. Al-Banna, der die bis heute 
gültigen islamistischen Prinzipien ent- 
wickelte, propagierte als Antwort auf diese 
Entwicklung die Rückkehr zum Islam. Damit 
war nicht gemeint: Rückkehr zur Tradition; 
das Althergebrachte hatte seine Unfähigkeit 
zur Genüge bewiesen. Orientierungspunkt 
war vielmehr der ”reine” Islam der Frühzeit, 
deren idealtisiert)e Ordnung auf der neuen 
Grundlage einer technologischen Zivilisati- 
on verwirklicht werden sollte. 


In diesem Sinne war die islamistische 
Bewegung von Anfang an eine Modernisie- 
rungsbewegung, deren aktivistischen Kern 
Angehörige der westlich gebildeten Mittel- 
schichten stellten. Sie wollten sich weder 
mit der Kolonialherrschaft noch mit der 
sozialen Misere abfinden. Die “Rückkehr 
zum Islam” sollte die Gesellschaft befähi- 
gen, beide Probleme zu überwinden. 

Nach 1967 setzte in Ägypten eine Ent- 
wicklung ein, die meist als Re-Islamisierung 
bezeichnet wird, aber eher eine Re-Politisie- 
rung der Religion darstellt. Auch Nasser hat- 
te sich islamisch legitimiert, aber der Bezug 
auf Koran, Sunna und orthodoxe Lehre hatte 
im arabisch-nationalistischen Diskurs nur 
geringe Bedeutung. Die Ideologie seiner 
Modernisierungsstrategie, der “arabische 
Sozialismus”, war säkularistisch geprägt, 
was sie in Gegnerschaft zu Organisationen 
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wie der Muslimbruderschaft brachte. Doch 
von nun an sollten religiöse Begriffe und 
Rituale eine wachsende Rolle in der Politik 
spielen - und zwar bei Regime und Opposi- 
tion. Sadat näherte sich der sunnitischen 
Orthodoxie und unterstützte zunächst auch 
islamistische Gruppen, um sie im Kampf 
gegen die nasseristische und marxistische 
Linke zu benutzen und zugleich ein konser- 
vativ-religiöses Klima im Lande zu schaffen. 
Doch schnell zeigte sich, daß auch eine 
sozialrevolutionäre Interpretation der isla- 
mischen Lehre möglich war. 

In den 60er Jahren hatte sich die islamisti- 
sche Bewegung über die Frage der politi- 
schen Macht gespalten. Eine radikale Frakti- 
on, inspiriert vor allem von Sayvid Qutb‘, 
plante die islamistische Revolution. Sie 
sahen die bestehende Ordnung als System 
der Jahiliyya, der gottlosen Unwissenheit. 
Dieser Begriff hatte bisher die vorislamische 
Zeit bezeichnet, seine Anwendung auf den 
gegenwärtigen, seinem Selbstverständnis 
nach islamischen Staat Ägypten entzog dem 
Regime jede Legitimität und machte seinen 


Sturz zur religiösen Pflicht. So weit wollten 
die Gemäßigten nicht gehen. Sie setzten auf 
eine reformistische Strategie, um Staat und 
Gesellschaft zu ”islamisieren”. 

Hinter diesen Fraktionen stand zunächst 
eine unterschiedliche Reaktion auf die nas- 
seristische Repression: Zurückweichen vor 
jeder frontalen Konfrontation mit dem Staat 
auf dereinen, grundsätzliche Ablehnung der 
bestehenden Ordnung und Gewaltbereit- 
schaft auf der anderen Seite. In den 70er Jah- 
ren wurden sie zu Kernen einer erneut 
wachsenden islamistischen Bewegung. Aus- 


schlaggebend für diese Entwicklung waren 
die veränderten sozialen Bedingungen, vor 
allem nach Beginn der Infitah-Politik (1974), 
der Öffnung Ägyptens für ausländisches 
Kapital und ausländische Waren. 

Schnell kam es zu einer Konzentration 
des Reichtums in den Händen einer aus 
Offizierskorps, Staats- und Privatbourgeoisie 
bestehenden Oligarchie, deren enge Verbin- 
dungen mit dem Regime offensichtlich sind. 
Sozialer Aufstieg ist im Infitah-System fast 
nur noch über den Umweg der Arbeitsemi- 
gration möglich. Die Oligarchie stellt ihren 
Reichtum in Form westlicher Luxussymbole 
zur Schau, während die Mehrheit der Ägyp- 
terInnen in bitterer Armut lebt und Mangel- 
ernährung weit verbreitet ist. Und sie kann 
ihre Privilegien nicht einmal mit besonderen 
Aufbauleistungen legitimieren, denn die 
Infitah-Politik hat nicht nur die sozialen 
Unterschiede vergrößert, sondern auch zu 
einem Verfall der produktiven Basis des Lan- 
des geführt. 


Die “moralische Ökonomie” 
der islamistischen Bewegung 


Die islamistische Bewegung greift heute 
den Protest gegen solche Verhältnisse auf 
und gibt ihm eine religiös-politische Unter- 
mauerung. Verbietet nicht der Koran jegli- 
chen Prunk und Luxus? Verpflichtet er nicht 
den von Gott mit Reichtum Gesegneten, sei- 
nen weniger glücklichen Mitmenschen zu 
helfen? Die Forderung nach Einführung der 
Scharia ist hier die Forderung nach einer 
gerechten Gesellschaft. Sie ist auch ein Pro- 
test gegen die Kommerzialisierung der 
sozialen Beziehungen. Die islamistische 
Bewegung strebt eine ”Re-Moralisierung” 
der Gesellschaft an. Entscheidend ist aus 
dieser Sicht die Befolgung moralischer 
Gebote wie Solidarität, Ehrlichkeit und Lei- 
stungsbereitschaft. Auch dem Staat fallen 
wichtige Aufgaben zu: er hat die Scharia im 
Wirtschaftsleben durchzusetzen und den 
Armen zu helfen. 

Die unumstrittenen Säulen der islamisti- 
schen Soziallehre sind die koranische 
Armensteuer Zakat und das Verbot von 
Riba, Wucher, worunter meist jede Form der 
Zinsnahme verstanden wird. Ist nun aber die 
in frühislamischer Zeit übliche Zakat von 
2,5% auf Geld und beweglichen Besitz eine 
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heute maßgebliche Obergrenze für staatli- 
che Besteuerung, wie privatkapitalistisch 
orientierte Islamisten meinen? Oder ist das 
koranische Zakat-Gebot nicht vielmehr, wie 
Sayyid Qutb argumentiert, als Verpflichtung 
für den Staat zu verstehen, den Armen eine 
menschenwürdige Existenz zu garantieren - 
egal, wie hoch die dafür von den Reichen zu 
erhebende Steuer ist? Die Fundamente des 
Islam erlauben beide Interpretationen; ver- 
schiedene soziale Schichten können sich 
ihrer zu unterschiedlichen Zwecken bedie- 
nen. Der Soziologe Fuad Zakariyya bezeich- 
net diese gegensätzlichen Interpretationen 
als Islam des Reichtums (islam ath-tharwa) 
und Islam der Revolution (islam ath-thaura). 

Der gemeinsame Bezug auf die Scharia 
ist die ideologische Klammer, die eine hin- 
sichtlich ihrer sozialen Basis wie auch ihrer 
Ziele und Strategien sehr heterogene Bewe- 
gung zusammenhält. Eine privatkapitali- 
stisch orientierte, das Eigentumsrecht beto- 
nende Strömung wird in der Muslimbruder- 
schaft, aber auch in der regierenden Natio- 
naldemokratischen Partei vertreten. Hinter 
ihr stehen die Interessen einer islamistischen 
Bourgeoisie, deren historische Wurzeln in 
der Nasser-Zeit liegen. Eine große Zahl von 
Muslimbrüdern floh damals nach Saudi-Ara- 
bien, viele brachten es dort zu Wohlstand, 
einige zu Reichtum. Von Sadat wieder ins 
Land geholt, unterstützten sie islamistische 
Gruppen und Zeitschriften und etablierten 
in den 80er Jahren eine "islamische Wirt- 
schaft”, deren ideologische Grundlage das 
Riba-Verbotist. 

Die islamistische Bourgeoisie ist an der 
weiteren Weltmarktintegration Ägyptens 
interessiert, möchte dies aber mit einer kul- 
turellen Abschottung nach saudischem Vor- 
bild verbunden wissen. In der Scharia sieht 
sie vor allem ein Mittel zur ”Moralisierung” 
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der Gesellschaft: strikte patriarchalische 
Familienethik, harte Strafen im Kampf gegen 
die Kriminalität, puritanische Arbeitsmoral 
und ein gut organisiertes Almosenwesen. 
Soziale Konflikte sollen in korporativisti- 
schen Gremien geregelt werden, unter 
Führung eines starken Staates, der sich 
ansonsten jedoch aus wirtschaftlichen Din- 
gen heraushalten soll. 

Diese konservative Synthese von Markt- 
wirtschaft und Moral, die durchaus mit ech- 
tem sozialen Engagement verbunden sein 
kann, zieht auch Angehörige der Mittel- 
schichten an. Verbreiteter sind jedoch in 
diesen Kreisen auf sozialen Ausgleich und 
staatskapitalistische Mechanismen ausge- 
richtete Ideen, die vor allem in den revolu- 
tionären Gruppen dominieren.’ Die von 
ihnen angestrebte Gesellschaft ist nicht ega- 
litär, doch dürfen soziale Unterschiede 
allein Folge unterschiedlicher Begabung 
und Anstrengung sein. 


Die islamistische 
Gegengesellschaft 


Die hauptsächliche soziale Basis der isla- 
mistischen Bewegung sind die Mittelschich- 
ten, darin stimmen alle Untersuchungen 
überein. Den aktivistischen Kern stellen Stu- 
denten und Uhniversitätsabsolventen, vor 
allem aus praxisorientierten naturwissen- 
schaftlichen Berufsfeldern (Ärzte, Ingenieu- 
re etc.). Sie sehen sich als eine Leistungselite 
und dies nicht ganz zu Unrecht. Der ägypti- 
sche Sozialwissenschaftler Saad Eddin Ibra- 
him stellte fest, daß die Angehörigen der 
militanten Gruppen gebildet und diszipli- 
niert, sozial engagiert und entwicklungsori- 
entiert, gewissermaßen also "ideale Ägyp- 
ter” seien. 

Lehrer und kleine Beamte verdienen 
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kaum 100 DM im Monat, nur sehr erfolgrei- 
che Ärzte und Ingenieure bringen mehr als 
einige 100 DM nach Hause. Das reicht, um 
sich mit den weiterhin subventionierten 
Grundnahrungsmitteln zu versorgen. Bei der 


Kleidung wird es schon problematisch, an 
eine Wohnung ist kaum zu denken, und 


damit sind auch Heirat und Familiengrün- 
dung praktisch ausgeschlossen. Der Islamis- 
mus bietet nicht nur Identität und Ideologie, 
sondern auch ganz praktische Hilfen: die 
Möglichkeit, den Arztberuf in einer Volks- 
moschee auszuüben (nur etwa ein Drittel 
aller Ärzte können es sich leisten, eine eige- 
ne Praxis zu eröffnen), Hilfe bei der Woh- 
nungssuche (so fand der Sadat-Attentäter 
Islambuli zur Jihad-Gruppe), der Arbeitsemi- 
gration oder den Prüfungsvorbereitungen 
und dergeichen mehr. Die Islamisten (und 
das betrifft die gemäßigten wie die radikalen 
Elemente) versuchen, sich jenen Platz in der 
Gesellschaft zu erkämpfen, den das beste- 
hende System ihnen verweigert. 

Ihr Streben nach sozialer Gerechtigkeit 
verbindet sich mit einem politischen 
Führungsanspruch. Dies wird in allen ihren 
Aktivitäten deutlich, nicht zuletzt bei den 
sozialen Hilfeleistungen, die, in unter- 
schiedlicher Form sowohl von reformisti- 
schen als auch von revolutionären Gruppen 
praktiziert, aus islamistischer Sicht beispiel- 
haft für die angestrebte Gesellschaftsord- 
nung sind. Vielen Moscheen sind Bildungs- 
und Gesundheitszentren angeschlossen, 
islamistische Aktivisten verteilen Nahrungs- 
mittel, sauberes Wasser und Kleidung und 
bieten eine Vielzahl anderer sozialer Dienst- 
leistungen an. Auf diese Weise gewinnen sie 
Anhängerlnnen, die, ohne notwendigerwei- 
se von der islamistischen Ideologie über- 
zeugt zu sein, doch ein Interesse am Weiter- 
bestehen solcher Hilfeleistungen haben. Es 
handelt sich also um eine Form der Klientel- 
bildung. 


Der islamistische Sozialhilfesektor ist 
natürlich alles andere als wertneutral. So 
müssen sich beispielsweise Studentinnen, 
die Fahrdienste in Anspruch nehmen wol- 
len, der islamistischen Kleiderordnung beu- 
gen. Die revolutionären Gruppen gehen 
noch weiter. Ihre Sozialdienste sind einge- 
bettet in eine allgemeine Strategie: Aufbau 
von Enklaven einer Gegengesellschaft, von 
islamistischen Mini-Staaten gewissermaßen. 
Diese Gegengesellschaft ist hierarchisch 
strukturiert, Moralvorschriften werden nöti- 
genfalls mit Gewalt durchgesetzt. Hier 
regeln die Islamisten Streitigkeiten, kontrol- 
lieren Marktpreise und glauben sich auch 
berechtigt, von den KoptiInnen’ mit Gewalt 
die koranische Kopfsteuer jizya zu erheben. 

Es ist kein Zufall, daß solche Enklaven in 
Stadtvierteln entstanden, in denen die tradi- 
tionelle Hierarchie verschwunden ist. Die 
alten Notabeln hatten Verpflichtungen 
gegenüber ihrer Klientel, die neue Oligar- 
chie der Immobilienspekulanten und Agrar- 
kapitalisten erkennt solche Verpflichtungen 
nicht mehr an. Der Staat ist nur durch Polizi- 
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sten und Spitzel präsent, die Wohnungsnot 
ist katastrophal und es gibt praktisch keine 
soziale Infrastruktur. In diese Lücke stößt die 
islamistische Bewegung, reißt soziale und 
politische Funktionen an sich und reprodu- 
ziert so die gesellschaftliche Hierarchie auf 
einer neuen Ebene. 

Solche Enklaven existieren im Großraum 
Kairo und in der Region Assiut, doch haben 
die militanten Gruppen auch in anderen 
Städten Wurzeln schlagen können. In 
Oberägypten gelang es ihnen, Teile der 
Landbevölkerung, aus der viele Aktivisten 
stammen, für sich zu gewinnen. Natürlich 
kann die Staatsgewalt sich die Herrschaft 
über diese Enklaven zurückerobern. Aller- 
dings müssen für solche Zwecke inzwischen 
paramilitärisch ausgerüstete Polizeieinhei- 
ten in Stärken von 10-30.000 Mann einge- 
setzt werden, und der Sieg bleibt oberfläch- 
lich: er hat nur so lange Bestand, wie die 
Polizei mit Panzerwagen und Straßensper- 
ren massiv präsent ist. 

In Regimekreisen wird über eine sozial- 
politische Antwort auf den revolutionären 
Islamismus nicht einmal ernsthaft nachge- 
dacht, statt dessen setzt man auf Repression: 
Massenverhaftungen, Folter, gezielter 
Todesschuß und Hinrichtungen. Die islami- 
stische Bewegung kann sich im Kampf 
gegen die Repression profilieren und findet 
ihre Einschätzung des Staates bestätigt, mehr 
noch profitiert sie von der autoritären Herr- 
schaftsform allgemein. Ihre organisatori- 
schen Zentren sind die Volksmoscheen 
(Moscheen, deren Imam nicht vom Staat 
bezahlt wird) und privaten Gebetsräume, 
von denen es nach offiziellen Angaben 
inzwischen mehr als 40.000 gibt. Von jeher 
war die Moschee ein (fast nur von Männern 
aufgesuchter) Ort der sozialen Kommunika- 
tion und damit auch oft der Subversion. Die 
Verfügung über diesen relativ repressions- 
freien Raum gibt der islamistischen Bewe- 
gung einen Startvorteil gegenüber jeder 
nichtreligiösen Opposition. Wichtiger noch: 
wo jede unabhängige Organisierung sozia- 
ler Opposition illegal ist und vom Regime 
nach Möglichkeit unterdrückt wird, hat jede 
dennoch etablierte Gegenmacht schon 
allein deshalb Anziehungskraft, weil sie 
“denen da oben” etwas entgegensetzen 
kann. 


Politische Ohnmacht 
und islamistischer Erfolg 


Gewerkschaften und Berufsverbände in 
Ägypten sind korporativistisch gebunden, 
allerdings gelang es einigen Berufsverbän- 
den, sich recht weitgehend von staatlicher 
Bevormundung zu befreien. Diese Berufs- 
verbände sind gewissermaßen Ersatzpartei- 
en, ihr politischer Einfluß ist groß. In den gei- 
stig-kulturellen Bereichen (Literatur, Journa- 
lismus) dominieren weiterhin Liberale und 
Linke, die Verbände der Ärzte, Ingenieure 


und Anwälte dagegen sind islamistisch 
dominiert. Wenn Islamisten hier in den Vor- 
stand gewählt werden, bedeutet dies nicht, 
daß sie in ihrer Berufsgruppe mehrheitliche 
Unterstützung genießen. Es besteht Zwangs- 
mitgliedschaft, dementsprechend gering ist 
die Wahlbeteiligung. Sie erreicht aber doch 
30, manchmal 50%; und damit sind die 
Berufsverbände immer noch weitaus reprä- 
sentativer als das Parlament, an dessen Wahl 
in den ärmeren Vierteln der Großstädte 
weniger als 10, landesweit sicher nicht mehr 
als 20% der Wahlberechtigten teilnehmen. 

Mittlerweile hat das Regime ein Gesetz 
eingeführt, nach dem eine staatliche Stelle 
die Verbandsvorstände ernennen soll, wenn 
die Wahlbeteiligung unter 50% liegt - eine 
Strategie, die symptomatisch für Zustand 
und Denkweise des Regimes ist. Unfähig zur 
Mobilisierung eigener Anhänger für eine 
politisch-argumentative _Auseinanderset- 
zung, greift man zu einem administrativen 
Trick. So auch gegenüber der Gewerk- 
schaftsföderation. Als sich deren Präsident 
vor einigen Jahren erdreistete, Mubaraks 
Wirtschaftspolitik zu kritisieren, wurde er 
kurzerhand durch einen zuverlässigeren 
Mann ersetzt. 

Doch in den Fabriken gibt es eine aktive 
Bewegung, deren Ausmaß und Bedeutung 
allerdings angesichts einer faktischen Nach- 
richtensperre über Arbeitskämpfe schwer 
einzuschätzen ist. Jedenfalls kommt es 


immer wieder zu (nach ägyptischem Recht 
grundsätzlich illegalen) Streiks für höhere 
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen, oft 
mit klar regimekritischer Tendenz, aber 
ohne nationale Koordination und anschei- 
nend auch ohne allgemeinpolitische Forde- 
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rungen. Die islamistische Bewegung hat bei 
den IndustriearbeiterInnen bislang keinen 
großen Erfolg gehabt, wohl nicht zuletzt des- 
halb, weil es in den Fabriken eine soziale 
Opposition gibt und die Arbeiterinnen kei- 
nen Grund sehen, sich dem Führungsan- 
spruch einer Mittelschichten-dominierten 
Bewegung unterzuordnen. 

Größeren Erfolg hat die islamistische 
Bewegung unter jenen (zahlenmäßig stärke- 
ren) Teilen der Bevölkerung (Arbeitslose, 
Angestellte in Kleinbetrieben, Straßenhänd- 
lerInnen etc.), die überhaupt keine soziale 
Interessenvertretung haben. Hier kommt 
dem Islamismus ein weiterer Faktor zugute: 
der Massenanalphabetismus. Etwas mehr als 
50% der Bevölkerung, unter ihnen weitaus 
mehr Frauen als Männer, sind Analphabe- 
tInnen. Sie bilden, im wörtlichen Sinne, die 
schweigende Mehrheit Ägyptens; nur durch 
die Beteiligung an Aufständen können sie 
den Mächtigen ihre Stimme zu Gehör brin- 
gen. Massenanalphabetismus begünstigt in 
modernen Gesellschaften autoritäre Herr- 
schaftsformen, auch in der Opposition. Die 
AnalphabetInnen sollten dabei nicht als nai- 
ve Gemüter betrachtet werden, die von 
gerissenen Islamisten mit verlockenden 
Parolen verführt werden. Vielmehr unter- 
scheiden sie recht genau zwischen jenen, 
die nur reden, und jenen, die reden und han- 
deln. 

Wie erwähnt, argumentieren Regime und 
islamistische Opposition in einem gemein- 
samen religiösen Bezugsrahmen; beide ver- 
treten einen "politischen Islam”. Das Re- 
gime wettert gegen die Politisierung der 
Religion, läßt sich aber jede wichtige Ent- 
scheidung, ob Teilnahme am Krieg gegen 
den Irak oder Neuformulierung des Schei- 
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dungsgesetzes, von den höchsten Vertretern 
des islamischen Establishments der staatlich 
besoldeten Religionsgelehrten legitimieren. 
Das Parteiengesetz verbietet atheistische 
wie auch religiöse Parteien - eine etwas 
paradox anmutende Regelung, die sich aus 
der doppelten Frontstellung gegen die mar- 
xistische und islamistische Opposition 
erklärt. Nicht anders als die islamistische 
Bewegung maßt sich das Regime an, den 
Rahmen der politischen Rechtgläubigkeit zu 
definieren. Beide Seiten benutzen religiöse 
Begriffe, Symbole und historische Analogi- 
en, die der Masse der Bevölkerung vertraut 
sind.’ Doch wo es vor allem um die *richti- 
ge” politische Interpretation der Religion 
geht, ist jene Seite glaubwürdiger, deren all- 
tägliches Verhalten den propagierten Idea- 
len eher entspricht. Zweifellos ist dies die 
Seite der islamistischen Opposition. 

Ihr geht es um die Verwirklichung der 
“eigentlichen” islamischen Kultur. Durch 
politisch-kulturelle Symbole grenzt sie sich 
demonstrativ gegen jede Form von “Ver- 
westlichung” ab, am auffälligsten in ihrem 
äußeren Erscheinungsbild. Die islamistische 
Kleidung symbolisiert politisch-ökonomi- 
sche Ideen: sie ist billiger als westliche Klei- 
dung (oft wird sie sogar kostenlos verteilt), 
sie wird in Ägypten hergestellt und sie ver- 
steckt durch ihre Einheitlichkeit die sozialen 
Unterschiede, ohne sie aufzuheben. Sie 
zeigt auch einen Wandel der politische Lage 
an: wenn Oppositionelle sich in einem auto- 
ritären Staat offen zu erkennen geben, hat 
dieser Staat den Mythos der Allmacht und 
Unangreifbarkeit verloren, seine Kontrolle 
über die Gesellschaft hat nachgelassen. 
Nicht zuletzt steht die islamistische Kleider- 
ordnung aber auch für patriarchalischen 
Extremismus. 


A man’s man’s world 


Der Islamismus geht von der allgemein- 
patriarchalischen Vorstellung aus, daß die 
biologischen Unterschiede zwischen Mann 
und Frau unterschiedliche soziale Rollen 
bedingen. Dabei gebührt den Männern die 
Führung, während die Frauen aus weiten 
Bereichen des öffentlichen Lebens verbannt 
werden sollen (Beschränkung auf *Frauen- 
berufe”, Ausschluß von hohen politischen 
Ämtern etc.). Spezifisch islamistisch sind vor 
allem die Forderungen nach Geschlechter- 
trennung und ”züchtiger” Kleidung. Doch 
überraschenderweise gibt es seit den 30er 
Jahren eine islamistische Frauenbewegung, 
zu deren Aufgabenbereich, organisatorisch 
von den Männergruppen getrennt, neben 
sozialen und propagandistischen Aktivitäten 
auch die Gefangenenbetreuung gehört. Die 
islamistische Haltung vieler Frauen erklärt 
sich wohl vor allem aus zwei Faktoren: dem 
grundsätzlich patriarchalischen Charakter 
der ägyptischen Gesellschaft und dem anti- 
traditionellen Charakter der islamistischen 
Lebensentwürfe. 


Die ägyptische Familie ist weiterhin eine 
ökonomische Zwangsgemeinschaft, außer 
ihr gibt es kaum soziale Absicherungen. Nur 
wenige Frauen sehen in der Lohnarbeit 
einen Weg zu Selbstverwirklichung oder 
materieller Unabhängigkeit. Die wirtschaft- 
liche Misere macht es notwendig, daß sie 
zum Familieneinkommen beitragen; zu- 
gleich sind Hausarbeit und Kinderbetreuung 
fast immer allein ihre Sache. Bedroht wird 
der familiäre Zusammenhalt durch die Kom- 
merzialisierung der sozialen Beziehungen. 
Eine Orientierung an individualistischen, 
"westlichen” Lebensentwürfen und Kon- 
sumgewohnheiten muß von den Familien- 
mitgliedern, zu deren Lasten das geht, als 
Bedrohung wahrgenommen werden. 

Die Scharia mit ihrer Familienethik geht 
auf diese Problematik ein. Sie nimmt den 
Patriarchen in die Pflicht und gibt den Frau- 
en klare, theoretisch auch einklagbare Rech- 
te, vor allem das Recht auf angemessene 
Versorgung und auf Verfügung über ihr per- 
sönliches Eigentum. Offensichtlich ziehen 
viele Frauen diesen islamistischen Spatz in 
der Hand der emanzipatorischen Taube auf 
dem Dach vor; jedenfalls finden emanzipa- 
torische Ideen im ”westlichen” Sinne fast 
nur in der höheren Mittelschicht Anklang. 
Die islamistische Haltung zum traditionel- 
len Rollenverständnis ist im übrigen wider- 
sprüchlicher, als gemeinhin angenommem 
wird. 


So ist der Schleier einerseits eine Reakti- 
on auf die patriarchalische Realität: er 
schützt vor sexueller Belästigung. Gewiß 
sollte es nicht Sache der Frauen sein müs- 
sen, sich auf diese Weise zu schützen, da- 
rüber hinaus signalisiert der Schleier Zustim- 
mung zum Patriarchat. Zugleich aber ist es 
ein Akt des Widerstands, sich islamistisch zu 
kleiden und politisch aktiv zu werden, mit- 
hin ein Bruch mit dem traditionellen Rollen- 
verständnis, der sehr oft einen Konflikt mit 
den Eltern nach sich zieht. Und noch in 
einem anderen Punkt steht die islamistische 
Bewegung quer zur patriarchalischen Tradi- 
tion: sie propagiert die frühe Heirat als Mittel 
gegen die sexuelle Versuchung und erklärt 
die elterliche Zustimmung - in Ägypten 
meist immer noch Voraussetzung für eine 
“normale” Heirat - für nicht unbedingt erfor- 
derlich. 


Angesichts der Tatsache, daß auch 
Angehörige der Mittelschichten die haupt- 
sächliche Bedingung für eine familiär arran- 
gierte Heirat, eine ausreichende eigene Exi- 
stenzgrundlage, erst sehr spät erfüllen kön- 
nen, ist die Anziehungskraft der islamisti- 
schen Lösung groß, zumal praktische Hilfen 
(Wohnungssuche etc.) hinzukommen. Es ist 
mir ehrlich gesagt ein Rätsel, wie die islami- 
stischen Paare angesichts der propagierten 
Geschlechtertrennung zueinander finden; 
irgendwie funktioniert es jedenfalls. 
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Koranschule in Siwa, Ägypten 


Ägypten auf dem Weg zum 
“Gottesstaat”? 


Wenn in diesem Artikel von islamisti- 
schen Gewalttaten kaum die Rede war, so 
deshalb, weil die Konzentration hierauf oft- 
mals den Blick auf die sozialen Hintergrün- 
de und den mindestens ebenso einflußrei- 
chen reformistischen Islamismus verdeckt. 
Über dessen Stärke gibt es keine zuverlässi- 
gen Angaben, die Zahl der Aktiven mag bei 
50-100.000 liegen. Wie groß ihr Einfluß ist, 
läßt sich schon deshalb kaum messen, weil 
Theologen des Regimes und populistische 
Prediger eine zum Verwechseln ähnliche 
Sprache sprechen; die Zustimmung zur 
Scharia kann im heutigen Ägypten jedenfalls 
nicht als Bekenntnis zum Islamismus gewer- 
tet werden. Die revolutionär-islamistischen 
Organisationen dagegen haben wahr- 
scheinlich nicht mehr als 10.000 Mitglieder, 
allerdings handelt es sich hier um Kaderor- 
ganisationen, die eine weitgrößere Zahl von 
militanten Anhängern mobilisieren können. 

Im übrigen sollte unterschieden werden 
zwischen tatächlich terroristischen, gegen 
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Zivilistinnen gerichteten Anschlägen und 
dem Guerillakrieg gegen das Regime, das in 
der Wahl seiner Mittel ja auch nicht gerade 
zimperlich ist. Wenn allerdings KoptInnen 
zunehmend Opfer religiös legitimierter 
Schutzgelderpressung werden, wenn säku- 
lare Intellektuelle nach dem Mord am Isla- 
mismus-Kritiker Farag Foda nur noch unter 
Polizeischutz leben können und dies von 
reformistischen Islamisten mehr oder weni- 
ger offen begrüßt wird, dann läßt sich unge- 
fähr ermessen, was nach einer islamisti- 
schen Machtübernahme geschehen würde. 
Eben hier liegt die “islamistische Gefahr”: 
in der militanten Intoleranz gegenüber 
Andersdenkenden und Andersgläubigen. 
Eben hier liegt auch eine Faktor, der dem 
islamistischen Erfolg Grenzen setzt - bei 
Koptinnen und Säkularistinnen, aber auch 
bei jenen, die die Scharia bejahen, aber 
nicht einsehen mögen, warum fast jedes 
Vergnügen (Tanz, Musik, Sportveranstaltun- 
gen) unislamisch sein soll. Der rücksichtslo- 
se Umgang mit Menschenleben hat die 
revolutionären Gruppen viele Sympathien 
gekostet. Nach einem Bombenanschlag auf 
die Baustelle einer französischen Firma in 
Kairo, dem sieben PassantInnen zum Opfer 
fielen, kam es zu wütenden antiislamisti- 
schen Demonstrationen; jüngst soll in Kairo 
ein Islamist, der in einem Teehaus zufällig 
erkannt wurde, gelyncht worden sein. 


Zu der moralischen Empörung kommt, 
was die Anschläge auf TouristInnen betrifft, 
ein wirtschaftlicher Faktor. Die Devisenver- 
luste in Milliardenhöhe treffen vor allem 
jene, die als Taxifahrer oder Kunsthandwer- 
ker, Straßenhändler oder Kellner vom Tou- 
rismus leben. Ihre Zahl geht in die Millionen 
und eine Alternative haben sie nicht. Ob die 
revolutionären Islamisten aus ihrer Destabi- 
lisierungsstrategie Nutzen ziehen können, 
werden die kommenden Jahre zeigen. 
Sicher ist, daß der revolutionäre Islamismus 
ein wichtiger politischer Faktor bleiben 
wird, solange das System ihn immer wieder 
neu hervorbringt und es an Alternativen 
fehlt. 

Als eine der wenigen politischen Strö- 
mungen wagt es die islamistische Bewegung 
heute noch, eine universalistische Utopie zu 
vertreten. Arabischer und marxistischer 
Sozialismus sind durch ihr praktisches Ver- 
sagen diskreditiert; die ägyptische Linke hat 
es bisher nicht vermocht, ihre Isolation 
durch neue Ansätze zu überwinden. Somit 
steht der fundamentalistischen Parole "der 
Islam ist die Lösung” vor allem die wirt- 
schaftsliberale Parole ”der Markt ist die 
Lösung” gegenüber. 

Das herrschende Regime propagiert die- 
se kapitalistische Erlösungsformel mit Vor- 
sicht, denn es weiß um die drohenden sozia- 
len Unruhen bei voller Anwendung der 
extremistischen IWF- Konzepte. Die liberale 
Wafd-Partei propagiert sie offensiver. Damit 
verliert sie viel von ihrer potentiellen Anzie- 
hungskraft auf die ärmeren Schichten. 
Solange politische Freiheit und die Freiheit 


zur Bereicherung und Ausbeutung als 
untrennbare Einheit gehandelt werden, ist 
die Distanz der unterdrückten und ausge- 


beuteten Bevölkerungsmehrheit zum Kon- 
zept der Demokratie nicht nur verständlich, 


sondern auch berechtigt. Was nützt Anal- 
phabetInnen die Pressefreiheit? 

Demokratie und Entwicklung kann es in 
Ägypten erst geben, wenn die Macht der 
Oligarchie gebrochen wird. Der Islamismus 
will die Herrschaft der Oligarchie durch sei- 
ne eigene, mindestens ebenso autoritäre 
und in geistig-kultureller Hinsicht weit into- 
lerantere Herrschaft ersetzen. Seine Hege- 
monie in der Opposition kann nur durch 
eine Bewegung gebrochen werden, die den 


“Kampf um demokratische und soziale Rech- 


te verbindet. Ansätze in diese Richtung gab 
es in der ArbeiterInnen- und StudentiInnen- 
bewegung, in den - nichtislamistischen 
Berufsverbänden, nicht zuletzt auch im 
großen Aufstand des Jahres 1977, als Millio- 
nen Ägypterlnnen gegen Subventionskür- 
zungen und Polizeiterror auf die Straße gin- 
gen. Nur neue Kräfte der sozialen Oppositi- 
on können Ägypten aus der unfruchtbaren 
Auseinandersetzung Islamismus-Staat her- 
ausführen. 

Jörn Schulz 


Anmerkungen: 

1)Die Bedeutung des religiösen Faktors soll cdlamit nicht 
geleugnet werden. Die islamistische Bewegung betreibt 
auch nicht "Politik unter dem Deckmantel der Religi- 
on”, jedenfalls ist die religiöse Überzeugung der über- 
wiegenden Mehrheit der IslamistInnen - wie im übrigen 
auch die ihrer Gegnerinnen im islamischen Lager - 
echt. 

2)Sayyid Qutb, 1966 unter Nasser wegen angeblicher 
Beteiligung an einem Putschversuch hingerichtet, ist 
einer der wichtigsten Theoretiker des radikalen Islamis- 
mus. Seine Schrift "Wegzeichen” gab dem revolu- 
tionären Islamismus eine in sich logisch geschlossene 
Grundlage. 

3)Obwohl der Gedanke naheliegend ist, gibt es keine 
eindeutige Zuordnung staatskapitalistisch-revolutionär 
und privatkapitalistisch-reformistisch. Dies gilt für 
Ägypten, weil dort die Wirtschaft privatkapitalistisch 
organisiert ist. In Syrien und in Algerien, wo die islami- 
stische Bewegung gegen von ihr als sozialistisch 
betrachtete Systeme antritt, gehen revolutionäre und 
privatkapitalistische Orientierung Hand in Hand. 
4)Etwa 10% der ägyptischen Bevölkerung sind christli- 
chen Glaubens. In ihrer großen Mehrheit gehören sie 
der koptischen Kirche an, die eine eigenständige, vom 
europäischen Christentum unabhängige Xultur ent- 
wickelt hat. Auch unter den KoptInnen, deren Sozial- 
struktur sich nicht wesentlich von der der muslimischen 
Bevölkerung unterscheidet, hat sich eine Tendenz zur 
Politisierung der Religion herausgebildet. Sie stellt den 
islamischen Charakter Ägyptens nicht in Frage, fordert 
aber Respekt für die koptische Kultur und eine ange- 
messene Vertretung auf nationaler Ebene. 

5)Die islamistische Bewegung ist dabei jedoch keines- 
wegs populistisch. Wo es Widersprüche zur ”Volksreli- 
giösität” gibt, scheuen die Islamisten den Konflikt nicht. 
Totenkult, gemeinsame koptisch-muslimische Feste 
und viele mystische Praktiken der Sufi-Orden - alles tra- 
ditionelle religiöse Ausdrucksformen vor allem der 
analphabetischen Unterschichten - lehnen sie als ”unis- 
lamisch” ab. Hier stoßen wir wieder auf das elitäre 
Bewußtsein der islamistischen Führer aus den Mittel- 
schichten, die sich für berechtigt, ja verpflichtet halten, 
durch Belehrung, oft aber auch mit Gewalt gegen sol- 
che “Abweichungen” vorzugehen. 

6)Die organisatorische Struktur des revolutionären Isla- 
mismus ist schwer durchschaubar. Eine zentrale 
Führung existiert offensichtlich.nicht, wohl aber takti- 
sche Absprachen zwischen verschiedenen Gruppen. 


Soziale Bewegungen in Westasien 


Wider den Schah und 
die Mullahs 


Die Geschichte der Klassenkämpfe im Iran 


Massen von Fanatikern - bärtige 
Ayatollah-Anhänger und tief ver- 
schleierte Frauen - rufen begei- 
stert nach dem “Heiligen Krieg”, 
sehnen sich nach dem Märtyrer- 
tum und wünschen den Ungläubi- 
gen den Tod. Da werden unter 
dem Beifall der aufgehetzten Men- 
ge Hände abgehackt, Ehebreche- 
rinnen gesteinigt, die Peitsche 
geschwungen; barbarisches Mor- 
genland eben und typisch orienta- 
lische Despotie. 


olche Stereotypen und Plattheiten sind 

trotz vieler gutgemeinter aufkläreri- 

scher Artikel über die Vielseitigkeit 
"des” Islams infolge des Golfkrieges v.a. in 
Bezug auf den Iran nicht auszumerzen. 
Sicher: Die ”Islamische Republik” im Iran ist 
eine brutale Diktatur mit barbarischen Straf- 
maßnahmen, wo Folter und Hinrichtungen 
zum politischen Alltag gehören. Fragwürdig 
bleibt es aber, diese Brutalität aus dem 
Wesen ”des” Islams oder aus der "Rückstän- 
digkeit” und ”Mittelalterlichkeit” dieses Lan- 
des zu erklären. Denn gerade die iranische 
Gesellschaft ist eine von allen Wider- 
sprüchen der Moderne zerrissene Gesell- 
schaft des 20. Jahrhunderts. Höchste Zeit 
also, die inneren Widersprüche des real exi- 
stierenden Irans in Augenschein zu nehmen. 
Ein solcher Widerspruch ist natürlich der 
Klassenwiderspruch. 


Die Klassen in der 
iranische Revolution 


Das Schah-Regime hatte in den 60er Jah- 
ren die Macht der bis dahin vorherrschen- 
den Klassen der Großgrundbesitzer und des 
Klerus durch die "Weiße Revolution” gebro- 
chen und den Iran in die Strukturen des 
internationalen Kapitals integriert. Die erste 
Hälfte der 70er Jahre war geprägt durch 
einen “Boom” infolge des Aufbaus eines 
modernen kapitalistischen Sektors. Dieser 


”Boom” ging bereits Mitte der 70er Jahre in 
eine Abwärtsbewegung über, da 

1.) die internationalen Konzerne dem 
Iran eine strukturell deformierte Ökonomie 
bescherten, die vertikal mit den Zulieferern 
aus den hochindustrialisierten Metropolen, 
aber kaum horizontal untereinander ver- 
flochten war; 

2.) das Schah-Regime bedeutende Teile 
der Öl-Rente und der Kapitalien nicht pro- 


ERSEN 


“Der Märtyrer... ein Mensch inmitten der Geschichte und ein Zeugnis für alle Zeiten.” Teheran 1979. 


duktiv, sondern in Rüstungskäufen in den 
westlichen Metropolen anlegte; 

-3.) die Öl-Rente keineswegs so kontinu- 
ierlich wuchs, wie man 1973/74 angenom- 
men hatte, als mit dem arabisch-israelischen 
Krieg der Ölpreis sich auf einen Schlag ver- 
vierfachte. Das Schah-Regime, das während 
des ”Booms” Anfang der 70er Jahre von 
manchen Oppositionellen für unbesiegbar 
gehalten wurde, hatte nunmehr die meisten 
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Klassen gegen sich, auch große Teile der 
Bourgeoisie, wie den Basar'. Das Regime 
stützte sich bald nur noch auf Repression. 
Am Anfang der Revolution standen liberale 
Forderungen nach mehr demokratischen 
Freiheiten seitens der Intellektuellen und an 
den Universitäten, wo man über die bleierne 
Friedhofsruhe und über die Repression 
stöhnte. In dieser ersten Phase des Aufstan- 
des war weder von ökonomischer Ungleich- 
verteilung, noch von Religion die Rede. Trä- 
ger der Bewegung war die liberale Bourgeoi- 
sie, angetrieben durch Gruppen wie das 
Komitee zur Verteidigung der politischen 
Häftlinge, das Menschenrechts-Komitee 
oder die Juristen- und Schriftsteller-Vereini- 
gungen. Die nächste Phase der Revolution 
brachte die ökonomischen und sozialen 
Forderungen der Verarmten und der Unter- 
klassen auf den Plan und damit eine Radika- 
lisierung ihres gesellschaftlichen Charakters. 
Die Unterklassen und das lohnabhängige 
Proletariat wiesen aber bis zu diesem Zeit- 
punkt eine bedeutsame Schwäche auf: Die 
Industrie-Arbeiterklasse war zwar quantita- 
tiv außerordentlich stark, doch aufgrund 
ihrer jungen Geschichte führte sie kaum 
Kampferfahrungen und einen geringen 
Organisationsgrad ins Felde. Die meisten 
Arbeiter kamen erst in dieser oder der letz- 
ten Generation vom Land in die Städte. 
Strukturen wie Gewerkschaften und politi- 
sche Parteien waren noch nicht voll ausge- 
bildet und in den abhängigen und verarmten 
Klassen verankert. Die bleiernen Jahre der 
Repression und des Staatsterrors, in denen 
jeglicher Versuch einer gewerkschaftlichen 
Organisierung im Keim erstickt wurde, taten 
ihr Übriges für das Fehlen von Widerstands- 
strukturen. Die ersten unter den Ausgebeu- 
teten und Entrechteten, die kollektiv in den 
Kampf gegen den Schah eintraten, waren 
daher nicht die Arbeiter, sondern die sub- 
proletarischen Schichten, die “mostaz’ afin”; 
d.h. Landflüchtlinge, die in die großen Städ- 
te drängten und arbeitslos am Rande dersel- 
ben in improvisierten Unterkünften und 
Elendsvierteln hausten. Die soziale Lage 
dieser Schichten war weitaus prekärer als 
die der Arbeiterklasse: Jeder Tag gestaltete 
sich zu einem Überiebenskampf, zumal das 
Regime daran ging, die Elendsquartiere 
plattzumachen. Auf diese von ländlicher 
Kultur geprägten marginalisierten Unterklas- 
sen hatte der Klerus noch einen beachtli- 
chen Einfluß. Im Zuge der “Weißen Revolu- 
tion“, d.h. der Zerschlagung der feudalen 
Strukturen auf dem Land (Großgrundbesitz, 
Gebundenheit an die Scholle) zur Freiset- 
zung von Arbeitskräften für den industriellen 
Sektor, ging Anfang der 60er Jahre ein Teil 
des Klerus in scharfe Opposition zum Regi- 
me. Dessen Gegnerschaft zum Schah-Regi- 
me war real eine agrarisch-feudale von 
“rechts” (der Klerus besaß ein Drittel der 
Ländereien), doch zog sie auch Teile der 
verarmten Massen an, die mittellos vom 
Land in die Städte getrieben werden sollten. 
Schon beim Aufstand von Qom 1963 war 
Ayatollah Khomeini einer der Wortführer. 


22 blätter des iz3w, Nr. 195, Februar'94 


Soziale Bewegungen in Westasien 


Durch das Fehlen einer organisierten sozia- 
listisch/kommunistischen Massenorganisati- 
on und durch die Unterstützung der “most- 
az'afın“ ergriff dieser auch nun wieder die 
Spitze der Bewegung, da er ein “radikaleres“ 
Programm hinsichtlich des Umgangs mit 
dem Schah als die Liberalen verfolgte und 
da er den Marginalisierten an den Rändern 
der Städte eine Hoffnung und Perspektive zu 
vermitteln schien. Die oberste Spitze der 
liberalen Bourgeoisie dagegen tendierte aus 
Angst vor den sozialen Forderungen der 
Armen wieder verstärkt zur Kooperation mit 
dem Schah. Aus den gleichen Gründen - 
Angst vor ökonomischer Umverteilung - 
sollte dieselbe sich später an die Seite Kho- 
meinis stellen, damit der Ayatollah sie vor 
dem “Kommunismus“ und gleichzeitig vor 
der neureichen und der westlichen Konkur- 
renz schütze. Die alteingesessene “Basar“- 
Bourgeoisie war auch in kultureller Hinsicht 
eng mit dem Klerus verflochten; zu Ende der 
Schah-Ära finanzierte der Basar zu 80% den 
Klerus, trug finanziell das Netz der islami- 
schen Schulen und die fünf theologischen 
Hochschulen. Der Islamismus wurde so zur 
zugleich konservativen wie “radikalen” 
Alternative. Schließlich übte die anti-westli- 
che Haltung der Religiösen auch eine Anzie- 
hungs- und Absorptionskraft auf den Antiim- 
perialismus der Linken und auf den Nationa- 
lismus der einheimischen Bourgeoisie aus. 
Ab Juli 1978 geriet die Aufstandsbewegung 
in eine neue Phase und ergriff als Streikwelte 
die Arbeitsplätze. In den Fabriken und in der 
Produktion war der ideologische Einfluß der 
Geistlichkeit jedoch gleich Null. In den 
Fabriken bildeten sich seit 1977/78 Arbei- 
terräte, die aus den geheimen Streikkomi- 
tees hervorgingen, als Organe der Selbstor- 
ganisation der Arbeiter. Dies geschah im 
Zuge der allgemeinen Aufbruchstimmung 
und der sich ausweitenden Unruhen, die 
nun auch die bisher lethargischen Arbeiter 
mitrissen. Streiks lähmten jetzt die öffentli- 
chen Transporte, die Banken, Zollämter und 
beeinträchtigten vor allem das Herz der 
Ökonomie: die Ölindustrie. Die Erdölpro- 
duktion des Irans sank ab Ende Oktober 
1978 auf ein Viertel des Normalzustandes. 
Der Streik kostete das Regime, das 80% sei- 
nes Budgets aus dem Erdölverkauf deckte, 
pro Tag 60 Millionen Dollar. Ab dem 
26.12.1978 war die Erdölausfuhr schließlich 
komplett unterbrochen. Die Arbeiterschaft 
war es letztendlich, die dank ihrer ökonomi- 
schen Stärke in diesem Schlüsselsektor, der 
Schah- Herrschaft den letzten, entscheiden- 
den Stoß versetzte. 


Die gesellschaftlichen Klassen 
nach dem Sturz der Schah- 
Diktatur 


Während der ersten Monate der islami- 
schen Führung band diese die Liberalen 
geschickt an sich - und stellte sie an die Spit- 


ze der Regierung, indem Khomeini den Bür- 
gerlichen Bazargan zum Premierminister 
ernannte. Die Bürgerlichen trugen also eine 
erhebliche Mitverantwortung an der Politik 
der nach-revolutionären Restauration. Das 
erste und wesentliche Ziel der Regierung 
Bazargan war es, den angeschlagenen 
Staatsapparat vor der Auflösung zu bewah- 
ren, die “soziale Ordnung“ wiederherzustel- 
len, den marxistischen Einfluß und den der 
Basisbewegungen zu zerschlagen und die 
mit der Revolution verbundenen sozialen 
Umwälzungen zurückzudrehen. Das Roll- 
back dauerte von Februar bis August 1979. 
Die Universitäten stellten zu dieser Zeit 
einen Ort permanenter Debatten dar. In den 
Wohnvierteln, Fabriken und in der öffentli- 
chen Verwaltung bildeten sich Räte als 
Selbstverwaltungsorgane. In den Provinzen 
Gilan, Kurdistan, Mazandaran und Fars kam 
es zu Landbesetzungen durch Bauern. Die 
bürgerliche Regierung setzte alles daran, 
diese ”Anarchie“ zu beenden. Die ersten 
Schüsse des neuen Regimes trafen Arbeitslo- 
se, die sich zu einer breiten Bewegung 
zusammengeschlossen hatten, und streiken- 
de Arbeiter. Wo Landkonflikte tobten, stell- 
ten sich die Agenten der Regierung und die 
islamischen “Revolutionswächter” (Pasdar- 
an) gemeinsam an die Seite der Großgrund- 
besitzer und vertrieben die Bauern von den 
besetzten Ländereien. Streiks wurden nach 
einer kurzen liberalen Phase wieder streng 
verboten und Maßnahmen in Kraft gesetzt, 
um politische Aktionen in den Fabriken zu 
unterbinden. Im August 1979 kam es dann 
schließlich auch zum Bruch zwischen dem 
Klerus und den Bürgerlichen, nachdem die 
Liberalen die Einrichtung der *Islamischen 
Revolutionsgerichte“, die Massenverhaftun- 
gen sowie die Schauhinrichtungen hoher 
Funktionäre des alten Regimes nicht mittra- 
gen wollten. 


Kämpfe der Arbeiter: 
die Rätebewegung 


Einen Feind fürchtete die Diktatur vor 
allem, den sie sich jedoch nie völlig vom 
Hals wird schaffen können. Am 1.Mai 1979 
demonstrierten allein in Teheran eine halbe 
Millionen Arbeiter, so daß die religiöse 
Führung Truppen zusammenziehen ließ. 
Seitdem steckt dem Regime die Furcht vor 
unabhängiger Betätigung und Organisie- 
rung der Arbeiterklasse in den Knochen, 
speziell auch die Furcht vor dem 1.Mai, den 
die Regierenden über all die Jahre hinweg 
vergeblich abzuschaffen versuchten. Der 
Produktionsbereich und die Fabrik stellten 
während und nach der iranischen Revoluti- 
on immer einen Raum dar, der seinen eige- 
nen politischen Bewegungsgesetzen folgte. 
Dieser Sektor ist auch weitgehend autonom 
von den Organisationen der Linken, die 
meist durch Intellektuelle universitärer und 
bürgerlicher Herkunft zusammengesetzt 
sind und geführt werden. Fast jede Gruppe 


der Linken hat zudem ihre eigene Orientie- 
rung und ihr eigenes Vorbild (Kuba, SU, Chi- 
na etc.). Daraus ergeben sich oftmals Strei- 
tigkeiten, die mit der Situation im Land 
wenig zu tun haben, und deren Folgen sich 
schwächend auswirken. Ab 1977/78 bilde- 
ten sich die Arbeiterräte, die mit denen der 
Russischen Revolution 1917 vergleichbar 
sind. Das war ein relativ später Zeitpunkt, 
wenn auch - wie wir gesehen haben - dem 
Streik in der Ölindustrie eine entscheidende 
Bedeutung für den Sturz des Schahs zukam. 
Die Ölarbeiter als bewußtester und am 
besten organisierter Teil der Arbeiterklasse 
forderte selbst einen Sitz im provisorischen 
Revolutionsrat und eine Beteiligung an der 
provisorischen Regierung, doch ohne Erfolg. 
In der Folgezeit konzentrierte sich die Arbei- 
terrätebewegung darauf, die Revolution in 
ihrem direkten Einflußbereich, den Fabri- 
ken, durchzuführen. In fast allen Betrieben 
entstanden Räte (schora) oder Räte-Grün- 
dungskommitees, in vielen Unternehmen 
übernahmen sie sogar die Betriebsführung. 
Forderungen nach der 40-Stunden-Woche, 
der Entlassung des alten Managements, der 
Auflösung der Spionage- und Überwa- 
chungsorganisationen aus der Schah-Ara 
innerhalb der Betriebe und Entwürfe für in- 
nerbetriebliche Verfassungen wurden oft- 
mals durchgesetzt. Von 1979-1981 galt 
überall das “ungeschriebene Arbeitsgesetz”, 
das durch die Arbeiterräte praktiziert und 
kontrolliert wurde, und diese Forderungen 
nach Mindestarbeitsbedingungen garantier- 
te. Nach drei Jahren war die Ära der Arbei- 
terkontrolle durch die Räte zu Ende. Zwar 
kam es noch zu einigen beeindruckenden 
regionalen Zusammenschlüssen der Arbei- 
terräte wie die in der Provinz Gilan (nörd- 
lichste Industrieprovinz am Kaspischen 
Meer) mit 20 bis 30 örtlichen Räten oder in 
Ost-Teheran. Sogar eine überregionale Räte- 
vereinigung entstand mit der Organisation 
der Aufbauindustrie, die Räte aus über 100 
Fabriken umfaßte. Doch von Anfang an war 
die islamistische Führung darauf aus, die 
Rätebewegung zu zerschlagen, etwa durch 
Unterwanderung mit Hizbollah-Aktivisten, 
der Einrichtung von "Islamischen Räten” mit 
Zwangsmitgliedschaft (ab 1984) und durch 
Einschüchterung und Ermordung von Aktivi- 
sten. Der Ausbruch des Iran-Irak-Krieges bot 
die willkommene Gelegenheit, diesen Dorn 
im Auge der Diktatur zu beseitigen. Im Sep- 
tember 1980 erklärte Präsident Bani Sadr im 
Fernsehen: “Wir sind jetzt im Krieg; die Zeit 
der Räte ist vorbei. Eure Aufgabe ist zu pro- 
duzieren, meine Lieben.” Ab dem 20.Juli 
1981 startete die Regierung eine Hinrich- 
tungswelle. Diese traf auch eine große Zahl 
der Räte. Andere wurden entlassen, verhaf- 
tet oder zur Flucht gezwungen. Aber auch 
nach der Zerschlagung der Arbeiterräte 
schlief der Widerstand der abhängig Arbei- 
tenden nicht ein. Selbst im totalitären “Got- 
tesstaat” der Islamischen Republik gelang 
es, in (Klassen-)Kämpfen Rechte zu erkämp- 
fen und erfolgreich zu verteidigen. Beispiele 
sind die vergeblichen Versuche des Regi- 
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Nach Jahren jer Opfer un Entbehrungen machte 
sich Kriegsmüdigkeit breit. 


mes, den 1.Mai abzuschaffen und ein 
stockreaktionäres Arbeitsgesetz durchzuset- 
zen. Auch der Widerstand gegen den Krieg 
ist in diesem Zusammenhang zu sehen. 


Störrische Arbeiterbewegung 


Das Regime versuchte immer wieder den 
1. Mai sowie den Frauentag am 8. März 
abzuschaffen oder in “islamische” Feiertage 
umzuwandeln: den 1. Mai als Geburtstag 
des 1. schiitischen Imams Ali, den 8. März 
als Geburtstag von Fatimah, der Tochter des 
Propheten Mohammed, begehen zu lassen. 
Symbolisch sollte damit die Existenz einer 
abhängig arbeitenden Klasse überhaupt 
bestritten werden, im Sinne des Ayatollah 
Khomeini: “Es gibt keinen Grund, einen 
besonderen Feiertag für die Arbeiter einzu- 
richten. Alle Geschöpfe der Welt sind Arbei- 
ter. Auch die Ameise isteine Arbeiterin. Und 
auch der allmächtige Gott ist ein Arbeiter.” 
Ab 1983 versuchte die Führung der “Islami- 
schen Republik”, den 1. Mai entweder still- 
schweigend zu übergehen oder 1. Mai- Akti- 
vitäten zu unterdrücken. 1985 ging man 
dazu über, die 1. Mai-Feiern selbst staatlich 
zu organisieren, um Aktivitäten “von unten” 
das Wasser abzugraben. Dieses Unterfan- 
gen blieb letztlich erfolglos, denn die Arbei- 
ter boykottierten die offiziellen Feiern. Dafür 
fanden sie seit 1981 jedes Jahr Formen, die- 
sen Tag eigenständig zu begehen. Arbeits- 
verweigerung, Feiern innerhalb der Fabrik, 
Abhalten kleinerer Versammlungen außer- 
halb der Reichweite der Polizei (fernab der 
Städte). Mehrmals veranstalteten sie in San- 
andaj (Hauptstadt der Provinz Kurdistan) 
Massenversammlungen mit mehreren Tau- 


send Arbeitern. 1989 wurde eine 23-Punkte- 
Resolution mit Forderungen der Arbeiter 
verfaßt: u.a. gleiche Rechte von Frauen und 
Männern; Verbot von Kinderarbeit, von 
Nachtarbeit und Überstunden; Verbot von 
Akkordarbeit; Vollbeschäftigung; Unterstüt- 
zung des kurdischen und palästinensischen 
Unabhängigkeitskampfes. 1991 war der 1. 
Mai zum ersten Mal staatsoffiziell arbeits- 
freier Feiertag (“Arbeitertag”). 1982/83 wur- 
de der erste Entwurf für ein Arbeitsgesetz der 
“islamischen Republik” veröffentlicht. Er 
lehnte sich eng an die theologischen Richtli- 
nien des Ayatollah Khomeini an und war auf 
der Grundlage der islamischen Handels- 
und Pachtgesetze des Mittelalters verfaßt, 
mit denen damals unter anderem die Skla- 
verei geregelt wurde. Das Arbeitsverhältnis 
ist demnach eine Art Mietverhältnis, das 
dem Arbeitgeber erlaubt, mit dem Lohnab- 
hängigen nach seinem Willen umzusprin- 
gen. Eine Beschränkung der Arbeitszeit, 
Mindestlöhne oder Kündigungsschutz exi- 
stieren nicht. Nach der Veröffentlichung 
dieses Entwurfs hagelte es Proteste. Unter 
den Bedingungen brutalster Diktatur und 
absoluten Streikverbots (Khomeini: “Streik 
ist eine Sünde!”)) kam es zu Bummelstreiks 
und Arbeitsniederlegungen. An den Arbeits- 
plätzen wurden Diskussionen durchgeführt, 
Beamte und Manager zu Versammlungen 
vorgeladen. Die Proteste waren so wir- 
kungsvoll, daß selbst die unter staatlichem 
Zwang gegründeten “Islamischen Räte” Ein- 
spruch erhoben. Innerhalb mehrerer Jahre 
gab es dann insgesamt vier Entwürfe für ein 
Arbeitsgesetz. Keiner davon konnte jedoch 
in Kraft treten, da jede Fassung unter dem 
Druck von Protesten zurückgenommen wer- 
den mußte. Die *Islamischen Räte” und ihre 
“ Arbeiterhaus” genannte Führung vesuchten 
einen “Kompromiß” zwischen dem Regime, 


der Bourgoisie und der Arbeiterklasse aus- 
zuhandeln. Im September 1989 wurde dann 


der jüngste Entwurf vom “Islamischen Parla- 
ment” (majlis) als Gesetz verabschiedet. Das 
nunmehr gültige Arbeitsgesetz kennt weder 
Streikrecht noch die Freiheit der Gewerk- 
schaftsgründung, doch es wurde immerhin 
durchgesetzt, daß die Arbeitszeit und ein 
Mindestlohn festgesetzt sind und Anspruch 
auf 30 Tage Urlaub pro Jahr besteht. Auch 
Kinderarbeit unter 12 Jahren ist nun (offizi- 
ell) verboten. Am wichtigsten ist jedoch, daß 
die Existenz von Bourgeoisie und Arbeiter- 
klasse erwähnt und also auch anerkannt ist. 
Die Gültigkeit der “gewährten” Rechte der 
abhängig Beschäftigten ist jedoch in der 
Realität stark relativiert. Das Gesetz gilt 
nämlich nur für die 2 - 3 Millionen Arbeiter 
der hochproduktiven Industriesektoren, 
nicht aber für die Arbeiter in den zahllosen 
Ziegeleien und kleinen Werkstätten, es fin- 
det keine Anwendung für Saison- und Land- 
arbeiter sowie für die Millionen Arbeiter 
(Tagelöhner) aus Afghanistan. Auch berück- 
sichtigtes nicht die real 1,5 Millionen in offi- 
ziellen Statistiken registrierten arbeitenden 
Kinder von 6 - 15 Jahren. Kinder arbeiten 
nämlich oft in besonders rückständigen 
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Branchen wie Ziegeleien, Baustellen und 
Teppichwebereien. Der Iran-Irak-Krieg war 
ein schwerer Rückschlag für die Kämpfe der 
Arbeiter. Zu Beginn des Krieges wurde die 
riesige Raffinerie von Abadan, eine Hoch- 
burg der bewußtesten und kämpferischsten 
Arbeiter, zerstört und die dort Beschäftigten 
wurden durch Umsiedlung und Verteilung 
auf andere Standorte auseinandergerissen. 
Kurz nach dem Überfall des Irak erfaßte 
auch die Arbeiterschaft eine Welle des 
Nationalismus. Nach Jahren von schmerz- 
haften Opfern und Entbehrungen jedoch 
und nachdem der Iran vom Verteidigungs- 
zum Eroberungskrieg überging, entwickel- 
ten sich unterschiedliche Formen des 
Widerstands gegen den Krieg: etwa die Ver- 
weigerung der Einziehung an die Front (dies 
geschah fabrikweise, jeder Betrieb hatte ein 
bestimmtes Kontingent an Männern zu stel- 
len und entsprechende Todesopfer zu bekla- 
gen) oder die Verweigerung der Produktion 
von Rüstungsgütern und der Ableistung von 
Überstunden für den Krieg. Ab Mitte 1987 
wurde auch an den Arbeitsplätzen offen und 
direkt gegen den Krieg protestiert. Wahr- 
scheinlich war diese Protestwelle ein wichti- 
ger Grund dafür, daß der Iran im Sommer 
1988 die Resolution 598 des UN-Sicher- 
heitsrats (Waffenstillstand Iran-Irak aus dem 
Jahre 1987) nunmehr akzeptierte. 


Jüngste Kämpfe 


In jüngerer Zeit ereigneten sich mehrere 
soziale Kämpfe, die sich im Jahre 1992 
zuspitzten. Ihre Träger waren sowohl die 
Arbeiterklasse mit den Ölarbeitern an der 
Spitze als auch die “mostaz’afin”, die der- 
einst die wichtigste Basis des Regimes abge- 
geben hatten. Der iranisch-irakische Krieg 
diente dem Regime lange Zeit dazu, zu 
erklären, warum die Hoffnungen und Ver- 
sprechungen auf ein besseres Leben und auf 
soziale Gerechtigkeit bitter enttäuscht wur- 
den, warum die Lebensumstände des größ- 
ten Teils der Bevölkerung sich bedeutend 
schlechter gestalteten als unter dem Schah. 
Mit dem Ende des Kriegszustandes zeichne- 
te sich somit ab, daß all der niedergehaltene, 
aufgestaute Unmut über die sozialen 
Zustände hervorzubrechen drohte. Gleich- 
zeitig plante das Khomeini-Regime, in dem 
bereits damals Rafsandjani zum starken 
Mann avanciert war, eine massive ökonomi- 
sche Öffnung zum Westen. Nun fürchtete 
die Diktatur, daß die “Öffnung” auch eine 
Lockerung der Lebensweisen und eine Auf- 
weichung der unter dem Terror versteiner- 
ten Lebensweisen mit sich bringen könnte. 
Vor diesem Hintergrund ist die Terrorwelle 
zu sehen, mit der im Oktober 1988 binnen 
weniger Wochen durch Massenhinrichtun- 
gen’ die Knäste leergefegt wurden. Gleich- 
zeitig fanden Massenverhaftungen von als 
Regimegegner “Verdächtigten” statt. Auf die 
Phase des terroristischen “Reinigungsbads” 
folgte die Politik der Öffnung zum Westen. 
Nach dem Tod des Ayatollah Khomeini am 
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4.6.1989 wurde Rafsandjani Präsident der 
“slamischen Republik”. Er gilt als entschie- 
dener Verfechter einer offiziellen Anbin- 
dung an den Westen. Die Politik Rafsandja- 
nis zielte darauf ab, 1.) diejenigen irani- 
schen Kapitalisten und technisch qualifizier- 
ten Fachleute zurückzugewinnen, die sich 
nach dem Sturz des Schah nicht mit den Isla- 
misten arrangiert hatten und ins Exil in die 
USA oder nach Europa gegangen waren; 2.) 
verstärkt westliches Kapital ins Land zu 
holen. Da die Terrorphase für den interna- 
tionalen Ruf des Iran schädlich war, spielte 
das Regime das Theaterstück von den zwei 
Fraktionen innerhalb des Regimes bzgl. der 
Menschenrechtsfrage. Den Fanatikern kam 
die Schurkenrolle zu, während die “guten” 
Pragmatiker das Ruder nun in ihren Händen 
halten sollten. Der behauptete Gegensatz 
trifft jedoch nicht auf ihre terroristische 
Gesinnung zu. Vielmehr beschreibt er ledig- 
lich eine unterschiedliche Haltung zur wirt- 
schaftlichen Öffnung. Unter dem Pragmati- 
ker Rafsandjani sitzen mehr politische Häft- 
linge in den Kerkern als zu den schlimmsten 
Zeiten unter Khomeini. Die Anzahl der (offi- 
ziellen) Hinrichtungen in der ersten Jahres- 
hälfte 1990, unmittelbar nach dem Amtsan- 
tritt Rafsandjanis, war z.B. höher als die der 
Jahre 1987 und 1988 zusammengenom- 
men. Die jüngere verschärfte Repression 
erklärt sich aus der Welle von Unruhen, die 
den Iran 1991/92 erschütterten. Der Arbeits- 
minister der Islamischen Republik, Hossein 
Kamali, erklärte, es habe im iranischen 
Kalenderjahr 1370 (März 91 bis März 92) 
2000 Streiks gegeben. Insbesondere drei 
Streiks der Ölarbeiter beunruhigten das 
Regime: Sie fanden im Januar und im Okto- 
ber 1991 sowie im Januar 1992 statt. Nach 
den Streiks in der Ölindustrie wurden die 
Ölarbeiter zu Angestellten erklärt, um sie zu 
“bestechen” und von der übrigen Arbeiter- 
klasse zu trennen.’ Der Unmut der “most- 
az’afin” eskalierte 1991 und 1992. Der Krieg 
und die anschließende Terrorwelie hatten 
ihre Unzufriedenheit aufgestaut. Die wirt- 
schaftsliberale Politik Präsident Rafsandjanis 
verschärft die soziale Polarisierung erheb- 
lich. Auf der einen Seite ermöglicht sie 
wenigen eine ungehemmte Bereicherung: 
Die Zahl der Dollarmillionäre hat sich ver- 
vielfacht. Auf der anderen Seite schreitet die 
Verarmung voran: 36% der Kinder sind 
unterernährt.’” Weil Elendsquartiere an den 
Rändern der Städte im Sommer 1991 zum 
Abriß freigegeben wurden, entzündeten sich 
Unruhen. So wurden etwa im Armenvierte| 
Bagerabad in Teheran am 29. Juli Polizisten 
mit Steinen beworfen und 13 Polizeiautos in 
Brand gesteckt. Es gab 300 Verhaftungen. Im 
April 1992 erreichten die Proteste in der 
“Heiligen Stadt” Maschhad einen neuen 
Höhepunkt. Gleichzeitig kam es zu Unru- 
hen in Arak und Schiraz. Dort wurden die 
Demonstrationen durch Kriegsinvalide im 
Rollstuhl angeführt. Angesichts dieser 
Kämpfe und Unruhen stellt sich die Frage, 


inwieweit das islamistische Regime genauso 


stürzen könnte wie einst der Schah. Abgese- 


hen davon, daß eine Antwort daraut speku- 
lativen Charakter haben muß, ist davon 
abzuraten, allzu schnelle Parallelitäten aus- 
zumachen. Zum einen ist der Terror des jet- 
zigen Regimes von ganz anderem Ausmaß 
als der der Schah- Regierung. Zum anderen 
differiert die Konstellation der inneren und 
äußeren Faktoren, die den Sturz des ‘ancien 
regime’ begünstigte. Das Schah-Regime 
stützte sich lediglich auf eine immer schma- 
ler werdende Oberschicht. Die Massenbasis 
der “Islamischen Republik” ist zwar zusam- 
mengebrochen, doch noch immer kann die 
Regierung auf eine mobilisierbare Masse 
ideologisch aufgehetzter Anhänger zählen, 
die die Grundsätze des “Gottesstaates” der 
Gesellschaft aufzuzwingen vermögen. Die 
Dynamik der reaktionären “Kulturrevoluti- 
on” war beträchtlich. Die Kontrolle und Ein- 
schüchterung erstreckt sich bis in den priva- 
ten , intimen Bereich und ist somit von ganz 
anderer Natur als die Repression des Schah- 
Regimes. Auch ist das heutige Regime 
gesellschaftlich tiefer verankert: Die altein- 
gesessene Bourgeoisie der Bazaris hat sich 
mit dem Regime arrangiert und ihren Lobby- 
isten Tawakolli im Lager der Herrschenden 
plaziert. Eine Erfahrung der 79er-Revolution 
für große Teile der Bevölkerung war deswei- 
teren, daß sich “Revolution nicht lohnt”. 
Entpolitisierung, Hoffnungslosigkeit und 
Resignation sind daher keine Seltenheit. Für 
die Arbeiterschaft wirkt sich zudem der 
Zusammenbruch des “realen Sozialismus” 
psychologisch verheerend aus: Der Kommu- 
nismus ist tot, der Gang der Geschichte ent- 
schieden und einst vorbildhafte Länder wie 
Angola, Mosambik, Vietnam und Kuba 
erhalten keine materielle Unterstützung 
mehr. Das Jahr 1993 war überwiegend 
dadurch geprägt, daß die Repressions- 
schraube weiter angezogen wurde. Inner- 
halb des Regimes wachsen die Differenzen. 
Im Klerus meldet sich eine Strömung zu 
Wort, die für einen weitgehenden Rückzug 
aus der Politik und für die Besinnung auf die 
geistlichen Aufgaben plädiert. In der Öl- und 
Schwerindustrie hat sich schon seit den 80er 
Jahren eine Fraktion herausgebildet, die eine 
“türkische” Lösung anstrebt (im Sinne des 
Militärputsches vom 12.9.80). Diese Groß- 
kapitalisten setzen auf einen Übergang zu 
einem säkularen, autoritären Regime der 
Militärs. Die nahe Zukunft des Irans ist 
schwer voraussehbar; auf eines allerdings 
wird dieses Regime sich weiterhin, vielleicht 
mehr denn je, stützen: die Gewalt. 
Bernhard Hammer 


Anmerkungen: 

1) Basar bedeutet in diesem Zusammenhang nicht nur 
Marktplatz und -gebäude, sondern ein gigantisches 
Verteilungsnetz, das das ganze Land überzieht und 
über das Aber-Millionen von Dollar gehandelt werden. 
2) Die Schätzungen aus Oppositionskreisen reichen auf 
bis zu 30000 Hinrichtungen in einem Monat für diese 
Phase. 

3) Nach dem jüngsten Streik der Ölarbeiter kärzte Japan 
seine Ölimporte aus dem Iran um ein Drittel; aufgrund 
der Streikgefahr sei der Iran kein sicherer Lieferant 
mehr; vgl. FAZ, 26.8.92. 

4) Frankfurter Rundschau, 18.4.92. 
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Vom Motor der 
Demokratisierung 


zum Opfer der Gewalt 
Der Menschenrechtsverein in der Türkei 


Als vor zwei Jahren eine Koalition aus 
den früheren Hauptoppositionspartei- 
en die türkische Regierung mit dem 
Versprechen eines umfassenden 
Demokratieprogramms übernahm, 
sahen hoffnungsfrohe BeobachterIn- 
nen das Ende der direkten und später 
indirekten Militärherrschaft nahen. 
Inzwischen hatten wichtige politische 
Prozesse stattgefunden: politische 
Tabus wurden gebrochen, die offiziel- 
le Ideologie wurde in Frage gestellt, 
neue soziale Bewegungen waren ent- 
standen. Ein wichtiger Faktor in die- 
sem Prozeß der Demokratisierung 
war, wie hier gezeigt werden soll, der 
Menschenrechtsverein. Heute 
jedoch, 13 Jahre nach dem Militär- 
putsch vom 12. September 1980, 
wird türkische Politik wieder von 
militärischen “Lösungen” bestimmt, 
die türkische Presse wieder von einer 
Kriegsberichterstattung dominiert. 
Die ständig zunehmende Gewalt 
beherrscht das Denken und Fühlen. 
Welchen Wirkungsraum läßt diese 
militarisierte Situation überhaupt 
noch für soziale Bewegungen wie der 
Menschenrechtsbewegung und wel- 
che internen Prozesse löst sie in ihnen 
aus? 


eue soziale Bewegungen entstanden 
N in der Türkischen Republik in einer 

Situation, in der die Möglichkeiten 
der politischen Partizipation durch den 
gesetzlichen Rahmen und die politische Pra- 
xis sehr stark eingeschränkt waren. Nach 
dem Putsch waren sämtliche demokrati- 
schen Institutionen vorübergehend außer 
Funktion. Das Parlament wurde aufgelöst, 
alle Parteien wurden verboten, die führen- 
den Politiker mit Politikverbot belegt und 
viele von ihnen vor Gericht gestellt. Erst 
1983 fanden die ersten Wahlen statt. Die 


Militärs nutzten die drei Jahre ihrer direkten 
Herrschaft, um eine neue Verfassung erar- 
beiten und 1982 genehmigen zu lassen und 
zahlreiche Gesetze und gesetzesähnliche 


Bestimmungen zu verabschieden. Die 
Grundrechte waren so zwar zunächst formal 
gewährt, aber durch detaillierte Bestimmun- 
gen in ihrer Praxis stark eingeschränkt. 

Ein wichtiges Instrument gegen die 
Opposition war die physische Ausschaltung 
ihrer Vertreter. 50 Menschen wurden zwi- 
schen 1980 und 1984 hingerichtet. Hun- 
derttausende wurden festgenommen und 
inhaftiert. Durch systematische Folterungen 
an Menschen, die aus politischen Gründen 
festgenommen wurden, sollten die Bürger|n- 
nen davon abgeschreckt werden, sich oppo- 
sitionell zu betätigen oder Aktivitäten auch 
nur zu unterstützen. Auch Angehörige von 
politisch Verfolgen waren von Folter 
bedroht. Daß die beabsichtigte Einschüchte- 
rung Wirkung zeigte, verweist auch auf das 
Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft 
einerseits und zwischen der Linken und 
ihrer Basis andererseits. 


“Modernisierung” 
von oben als Hindernis für 
Demokratisierung 


Seit dem Ende des Osmanischen Reiches 
war die Umstrukturierung von Staat und 
Gesellschaft immer von kleinen Eliten aus 
Militär, Bürokratie und Intelligentsia betrie- 
ben und von oben nach unten durchgesetzt 
worden. Um einen modernen unabhängi- 
gen Nationalstaat aufzubauen, wurde vom 
Kemalismus das Konzept einer Nation 
geprägt, innerhalb derer es keine ethnischen 
und Klassenunterschiede geben durfte. 

Es lag in der Konsequenz dieser Ideolo- 
gie, daß seit Beginn der Republik für einen 
unabhängigen politischen Ausdruck der ver- 
schiedenen Gruppen (wie z.B. KurdInnen, 
Arbeiterinnen, Frauen) innerhalb der Bevöl- 
kerung kein Raum gelassen wurde. Proteste 
und Aufstände wurden blutig niedergeschla- 
gen, Notstandsgesetze erlassen. Wenn die 
Regierenden meinten, das Volk sei nun reif 
für mehr Demokratie, wurde der gesetzliche 
Rahmen gelockert. Er wurde jedoch wieder 
eingeschränkt, wenn das Volk die ihm 
gewährten Freiheiten nutzte und so die Sta- 
bilität gefährdete. Durch die ständigen 
Gesetzesveränderungen gab es keinen ver- 
läßlichen rechtsstaatlichen Rahmen, inner- 
halb dessen die BürgerInnen ihre Rechte 
wahrnehmen und einklagen konnten. Die 
Rechte der ”Nation” standen weit über 
Gruppeninteressen; Menschenrechte im 
Sinne der individuellen Rechte von Bürge- 
rInnen hatten keine verankerte Tradition in 
Staat und Gesellschaft. 


Die Frühphase des Menschen- 
rechtsvereins und sein Beitrag 
zur Demokratisierung 


Die Menschenrechtsbewegung entstand 
also Mitte der 80er Jahre nicht, weil es posi- 
tive Bedingungen für sie gegeben hätte, son- 
dern als Gegenreaktion auf ein politisches 
System, in dem fast jegliches außerparla- 
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Wartende Frauen vor dem Gefängnistor 


mentarische politische Engagement mit 
schwerwiegenden Menschenrechtsverlet- 
zungen geahndet wurde, und vor dem Hin- 
tergrund einer Gesellschaft, die dies kritiklos 
hinzunehmen schien. Der Menschenrechts- 
verein war von Anfang an selbst Repressio- 
nen ausgesetzt. Es erfolgte jedoch keine Kri- 
minalisierung, weil er nicht mit einer 
bestimmten politischen Richtung zu identifi- 
zieren ist, sein Anliegen große nationale und 
internationale Legitimität genießt, er sich auf 
türkische Gesetze und internationale 
Abkommen bezieht und er zudem juristisch 
gut beraten wird. 

Getragen wurde die Menschenrechtsbe- 
wegung v.a. von den direkt Betroffenen, den 
Angehörigen der politischen Gefangenen, 
die Nachforschungen über den Verbleib 
und den Zustand ihrer Kinder, Geschwister 
und EhepartnerInnen anstellten. Sie erlebten 
an ihren Verwandten, oft aber auch am eige- 
nen Leib die Willkür, Unmenschlichkeit und 
Grausamkeit von Vertreterinnen des Staates 
und lernten sich beim stundenlangen War- 
ten vor den Gefängnistoren kennen. Hier 
fanden auch die ersten Protestaktionen 
gegen die Schikanen der Gefängnisleitung 
statt. Es handelte sich oft um spontane Reak- 
tionen der betroffenen Frauen, die aus unter- 
schiedlichen Schichten und Altersgruppen 
kamen und meist zum ersten Mal politisch 
aktiv wurden. 

Durch ihr beharrliches und mutiges 
Engagement, das zu Besuchen bei den 
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zuständigen Stellen und Solidaritätsaktionen 
mit den Hungerstreiks der Gefangenen aus- 
geweitet wurde, gelang es ihnen allmählich, 
das Thema Menschenrechtsverletzungen, 
das bis dahin totgeschwiegen worden war, 
in die Presse zu bringen. So wurde 1985 in 
Zeitungen und im Parlament die Frage auf- 
geworfen, ob es in der Türkei politische 
Gefangene und Folter gebe, ob Beamte das 
Recht hätten, BürgerInnen zu mißhandeln.' 


1986 gründeten 90 Angehörige der poli- 
tischen Gefangenen, Anwältinnen und Intel- 
lektuelle den türkischen Menschenrechts- 
verein (Insan Haklari Dernegi IHD}*, der ein 
Jahr später offiziell zugelassen wurde. Er 
konnte nicht nur internationale Organisatio- 
nen mit Informationen zur Menschenrechts- 
situation versorgen, sondern auch der türki- 
schen Öffentlichkeit mit seinen Berichten 
und Aktionen für eine Generalamnestie, 
gegen Folter und Todesstrafe vor Augen 
führen, daß der türkische Staat immer wie- 
der gegen seine eigenen Gesetze und die 
internationalen Abkommen, die er ratifiziert 
hat’, verstößt. Auf diese Weise konnte all- 
mählich in der Bevölkerung das Bewußtsein 
verbreitet werden, daß auch der Staat 
Unrecht begeht und daß es deshalb legitim 
und notwendig ist, wenn die Gesellschaft 
ihn kontrolliert. Eine solche Haltung stellt 
einen fundamentalen Bruch mit der oben 
beschriebenen etatistischen Tradition dar 
und bildet ein wichtiges Fundament für eine 
Demokratisierung des Politikverständnhisses. 


Die Schärfung des Bewußtseins für die 
grundlegenden politischen Menschenrechte 
drückte sich darin aus, daß immer breiter 
und offener in den Medien über Menschen- 
rechtsverletzungen in der Türkei und Tür- 
kisch-Kurdistan berichtet wurde. Der Staat 
sah sich genötigt, Stellung zu beziehen und 
zumindest der äußeren Form nach Zuge- 
ständnisse zu machen. Zunächst einzelne 
PolitikerInnen, später auch Parteien griffen 
das Thema auf, es wurden Untersuchungs- 
kommissionen zu schwerwiegenden Fällen 
von Menschenrechtsverletzungen gebildet, 
schließlich wurde eine Menschenrechts- 
kommission im türkischen Parlament 
geschaffen und ein Staatsminister für Men- 
schenrechtsfragen eingesetzt. Konkret konn- 
te erreicht werden, daß, wenn auch nur 
vorübergehend, die Folter in den Gefängnis- 
sen zurückging, Haftbedingungen verbes- 
sert wurden, Gefangene mit ihren Verwand- 
ten Kurdisch sprechen konnten (als die Exi- 
stenz dieses Volkes noch offiziell geleugnet 
wurde). Im April 1991 wurden nach jahre- 
langen Forderungen des IHD und anderer 
Menschenrechtsorganisationen endlich die 
berüchtigten Paragraphen des Strafgesetz- 
buches abgeschafft, mit denen linke und 
islamische politische Aktivitäten bestraft 
worden waren. Außerdem wurden zahlrei- 
che Gefangene auf freien Fuß gesetzt und 
Organisationen wieder zugelassen. Seitdem 
erscheint das politische Klima im westlichen 
Teil der Republik liberalisiert. Andererseits 
behält sich der Staat mit dem gleichzeitig in 
Kraft getretenen ”Anti-Terrorgesetz” weiter- 
hin vor, mit harten Strafen gegen oppositio- 
nelle Medien und Organisationen vorzuge- 
hen. Außerdem wurde weder der ”Straftat- 
bestand des Separatismus” aufgehoben 
noch wurden die deswegen Inhaftierten 
amnestiert. 


Neue versus alte 
Bewegung: 
Die türkische Linke... 


Die türkische Linke konnte sich nach 
ihrer bedingten Amnestie 1991 teilweise 
reorganisieren, aber nur noch eine margina- 
le Rolle im politischen Leben einnehmen. 
Dies beruht einerseits auf den zahlreichen 
Repressionen und Einschränkungen, denen 
sie weiterhin ausgesetzt ist. Daß andererseits 
die türkische Linke im Gegensatz zu der Zeit 
vor dem Putsch keine breite Unterstützung 
mehr erhält, laßt sich aus der Retrospektive 
unter anderem dadurch erklären, daß sie 
inhaltlich und in ihrem Verhältnis zur Bevöl- 
kerung noch stark in der alten kemalisti- 
schen Tradition verwurzelt ist, somit elitär- 
modernistische Züge aufweist und so keine 
echte Alternative zum Staat bietet. 

Die Linke kritisiert natürlich das kemali- 
stische Konzept der Negierung von Wider- 
sprüchen zwischen den Klassen und erhebt 
demgegenüber den Anspruch, die Interessen 
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der unterdrückten Klassen zu vertreten. 
Andere Widersprüche in der Gesellschaft, 
die z.B. auf dem Geschlecht oder der Ethni- 
zität beruhen, werden jedoch nur am Rande 
wahrgenommen; das Engagement und die 
politische Organisierung auf der Basis von 
Geschlecht oder Nation werden meist als 
schädlich angesehen, wenn sie nicht inner- 
halb der linken Organisationen stattfinden. 
Dies hatte zur Folge, daß sich Gruppen 
wie z.B. Kurdinnen und Frauen nicht wirk- 
lich von der linken Bewegung vertreten fühl- 
ten und sich nach deren vorübergehender 
Zerschlagung z.B. selbst als Frauen zu orga- 
nisieren begannen bzw. sich verstärkt der 
kurdischen nationalen Bewegung zuwand- 
ten. Dieser Vernachlässigung der “Neben- 
widersprüche” auf der ideologischen Ebene 
und der Verhinderung von interner Pluralität 
entsprechen meist auch die vorgesehenen 
Strategien des Gesellschaftswandels. Ver- 
suchten einige Gruppen zunächst noch mit 
Hilfe von Teilen des Militärs die Macht zu 
erlangen‘, überwogen auch in den späten 
70er Jahren Kaderorganisationen, die einer- 
seits um die Macht kämpften, andererseits 
das Volk (“die Massen”) für die Revolution 
mobilisieren wollten. Dabei hatten die Lin- 
ken oft dasselbe Verhältnis zum Volk wie 
die Kemalisten, meinten ihm “Wahrheiten” 
vermitteln und es erziehen zu müssen. $o 
mußte sich die Bevölkerung wieder als 
Objekt statt als Subjekt der Politik fühlen. 


..und die neuen sozialen 
Bewegungen 


Daß sich die neuen sozialen Bewegun- 
gen, und speziell der Menschenrechtsver- 
ein, in dieser Beziehung von der alten Lin- 
ken unterscheiden, bildet sicher einen 
Grund für ihre Attraktivität. Die direkt 
Betroffenen, die sich trotz widriger Umstän- 
de für die Lösung ihrer Probleme einsetzten, 
bilden einen wichtigen Teil der Basis des 
Menschenrechtsvereins. In den ersten Jah- 
ren des Menschenrechtsvereins waren es die 
Angehörigen, v.a. Mütter der politischen 
Gefangenen, die sich für die klassischen 


Menschenrechte einsetzten. Mit diesen The- 
men konnte der Menschenrechtsverein eine 
relativ breite Öffentlichkeit schaffen, gewis- 
se Erfolge erzielen und Legitimität in den 
Augen der Gesellschaft gewinnen. Heute 
bestehen die lokalen Zweigstellen des Ver- 
eins aus zahlreichen Kommissionen, die 
sich für eine breite Palette von Menschen- 
rechten einsetzen, z.B. Frauenrechte, Kin- 
derrechte, Arbeiterrechte, die Rechte sexu- 
eller Minderheiten wie Homosexuelle und 
Transvestiten, das Recht auf Gesundheit etc. 
Der Verein scheint eine Art Generalanwalt 
für die Interessen von benachteiligten und 
2.T. schutzlosen Gruppen und Individuen 
geworden zu sein. Die Legitimität, die er 
sich erworben hat, ließ ihn zum einen zu 
einer Anlaufstelle für die jeweilig Betroffe- 
nen werden, die manchmal an speziellere 
Organisationen weitervermittelt werden 
können (z.B. mißhändelte Frauen an den 
feministischen Verein Lila Dach/Mor Cati). 
Zum anderen hat der Verein angesichts der 
weiterhin geltenden Einschränkungen politi- 
scher Partizipation mehr Möglichkeiten, 
sich wirksam einzusetzen, als andere Orga- 
nisationen, weil er sich auf eine relativ breite 
Basis stützen kann und den gewissen Schutz 
einer nationalen und internationalen Aner- 
kennung genießt. Das weitgefaßte Men- 
schenrechtsverständnis des Vereins beruht 
also einerseits auf politischen Notwendig- 
keiten, hängt wahrscheinlich aber auch mit 
seiner Mitgliederstruktur zusammen. 

Diese ist von einer internen Pluralität 
gekennzeichnet, die ein weiteres Element 
des Neuen dieser Bewegungen ausmacht. 
Der Verein kann nicht mit einer bestimmten 
politischen Richtung gleichgesetzt und 
dadurch kriminalisiert werden und hat die 
Möglichkeit, über ideologische Grenzen 
hinweg interessierte Öffentlichkeit anzupre- 
chen. 


Menschenrechtsengagement 
angesichts der Eskalation der 
Gewalt in Kurdistan 


Nach dem Aufschwung, den der Men- 


schenrechtsverein bis 1990/91 erlebte, ist 
der Verein heute mit zahlreichen neuen Pro- 
blemen konfrontiert, die seine Arbeit 
erschweren. Der wichtigste Grund dafür ist, 
daß sich die Türkische Republik heute nach 
außen hin demokratisch gibt, während 
tatsächlich Menschenrechtsverletzungen 
und Repressionen gegen jegliche effektive 
politische Opposition und gegen die kurdi- 
sche Bevölkerung nach 1991 nicht ab-, son- 
dern zugenommen haben. Immer häufiger 
wird z.B. gegenwärtig prokurdisches Enga- 
gement als separatistisch und terroristisch 
eingestuft, wodurch die Menschenrechts- 
verletzungen an Kurdinnen besonders stark 
ansteigen. 

Gegen die Menschenrechtsverletzungen 
an KurdInnen gibt es in der Türkei nur eine 
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kleine Gegenöffentlichkeit. Dies erklärt sich 
zum einen aus dem in der türkischen Gesell- 
schaft und selbst in der Linken verwurzelten 
Nationalismus. So fällt es selbst manchen 
Mitgliedern des Menschenrechtsvereins 
schwer, sich in gleichem Maße gegen Men- 
schenrechtsverletzungen an Kurdinnen zu 
wenden, wie sie das selbstverständlich bei 
TürkInnen machen würden. Einige linke 
Besucherlnnen von Menschenrechtsveran- 
staltungen können es nicht ertragen, das 
Wort Kurdistan oder kurze Beiträge in Kur- 
disch zu hören.’ 

Ein weiterer Grund für das fehlende 
Engagement ist die berechtigte Angst vor 
Repression, der auch der Menschenrechts- 
verein wieder in verstärktem Maße ausge- 
setzt ist. So werden z.B. auch in Istanbul Mit- 
gliederInnen des Vorstands observiert, 
bedroht und angeklagt. Wegen separatisti- 
scher Propaganda ist der Verein von 
Schließung bedroht.‘ 

Angesichts des ständig steigenden Aus- 
maßes der staatlichen Gewalt gegen Kurdin- 
nen sehen sich MenschenrechtlerInnen 
gezwungen, sich hauptsächlich mit der Kur- 
distanfrage zu beschäftigen, was einen 
Großteil der Arbeitskapazitäten absorbiert. 
Diese aufgezwungene Schwerpunktverlage- 
rung führt jedoch dazu, daß der Verein vom 
Staat als *kurdische“ Organisation darge- 
stellt und auch von Teilen der türkischen 
Bevölkerung als solche wahrgenommen 
wird. Dies beeinträchtigt wiederum die 
Arbeit des Vereins, dem z.T. personelle 
Unterstützung entzogen wird und dessen 
Darstellungsmöglichkeiten in den Medien 
zurückgegangen sind. 

Auch ein Großteil der türkischen Öffent- 
lichkeit ist in der heutigen Situation nicht 
mehr offen für konsequente und neutrale 
Menschenrechtspolitik und verlangt eine 
einseitige Stellungnahme gegen die PKK. Sie 
wirft dem IHD PKK-Nähe vor (obwohl er 
deren Gewalt kritisiert), weil er betont, daß 
das Ausmaß der staatlichen Menschen- 
rechtsverletzungen viel schwerwiegender 
ist. Im Oktober 1993 zwang die PKK durch 
Androhung von Gewalt die türkischen Par- 
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teien und Medien, ihre Büros in Kurdistan zu 
schließen, weil sie einseitig die Interessen 
des türkischen Staates zu Lasten des kurdi- 
schen Volkes vertreten würden. Dieses Vor- 
gehen der PKK wurde vom Menschenrechts- 
verein eindeutig als Menschenrechisverlet- 
zung kritisiert. Gleichzeitig wurden dadurch 
erneut interne Konflikte hervorgerufen. Ein- 
zelne MitgliederInnen können sich nicht 
wirklich mit den Zielen friedlicher Men- 
schenrechtspolitik identifizieren. Anderen 
MitgliederInnen fällt es angesichts des Aus- 
maßes der staatlichen Gewalt schwer, wei- 
terhin an friedliche Lösungen zu glauben 
und sie zu propagieren. Wieder andere sind 
zwar überzeugt, daß auch Menschenrechts- 
verletzungen der Opposition kritisiert wer- 
den müssen, fürchten jedoch, der Parteinah- 
me für den Staat bezichtigt zu werden, wenn 
sie die PKK kritisieren. Diese vielfältigen 
Spannungen führen zum einen zu zahlrei- 
chen Diskussionen im IHD, die dessen Akti- 
vitäten lähmen. Zum anderen dringen sie 
nach außen und beeinträchtigen so das 
Ansehen des Menschenrechtsvereins. 
Jedoch kann es auch als positive Entwick- 
lung gewertet werden, daß es mit dem Men- 
schenrechtsverein einen Ort gibt, an dem 
grundsätzliche Fragen des Demokratiever- 
ständnisses offen zwischen Vertreterinnen 
verschiedener politischer Richtungen disku- 
tiert werden. 

Schon jetzt hat der Menschenrechtsver- 
ein als Teil der neuen sozialen Bewegungen 
in der Türkischen Republik einen wichtigen 
Beitrag zur Entstehung und Verbreitung 
eines neuen demokratischen Politikver- 
ständnisses geleistet. Durch die zunehmen- 
de Eskalation der Gewalt könnten jedoch 
diese Erfolge gefährdet sein. Kriegsberichter- 
stattung und die damit verbundene militari- 
sierte Atmosphäre dominieren die Öffent- 
lichkeit und führen zu einer Verhärtung der 
Fronten, die Staat und Gesellschaft immer 
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weniger empfänglich für friedliche und 
demokratische Vorstellungen macht. Ange- 
sichts der drohenden Verschärfung des 
*Anti-Terrorgesetzes” und der Gefahr von 
neuen Hinrichtungen ist jedoch konsequen- 
tes Menschenrechtsengagement weiterhin 
sehr wichtig. So bleibt zu hoffen, daß es dem 
Menschenrechtsverein und ähnlichen Orga- 
nisationen gelingt, an dem Erreichten anzu- 
knüpfen und sich trotz der extrem widrigen 
Umstände erfolgreich für die Verwirkli- 
chung der Rechte der Menschen und der 
Völker einzusetzen. Dies erfordert tatkräfti- 
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Die soziale Programmatik der PKK 


Die Partei der Arbeiter Kurdistans1 ist 
als nationale Befreiungsbewegung 
marxistisch-leninistischer Prägung ein 
rätselhaftes Phänomen: Sie entspricht 
einem Typus von Partei, der weltweit 
an Bedeutung verliert, und zugleich 
ist die PKK ausgesprochen erfolg- 
reich. Offenbar werden glatte Cha- 
rakteristika wie “Nationalismus”, 
“Marxismus” usw. den speziellen 
Bedingungen, innerhalb derer die 
PKK agiert, nicht gerecht. Das Phäno- 
men hat also eine gewisse Eigentüm- 
lichkeit, zu deren Beschreibung allge- 
meine politische (Kampf-)Begriffe 
nicht unbedingt nützlich sind. Wichti- 
ge Begrifflichkeiten der PKK sollten 
daher auf ihren konkreten Gebrauch 
sowie ihren politischen und sozialen 
Kontext hin untersucht werden. 


ie in anderen nationalen Befrei- 
ungskämpfen werden Fragen der 
Wirtschaft und der Sozialpolitik 


eng mit der nationalen Identität verknüpft. 
Die PKK betrachtet Kurdistan als eine Kolo- 
nie der Türkei.” Als Lieferant von Rohstoffen 
und landwirtschaftlichen Produkten sowie 
als Absatzmarkt für die Industrieprodukte 
der Türkei, politisch ohne staatliche Eigen- 
ständigkeit, entspricht die Wirtschaft Kurdi- 
stans auch tatsächlich weitgehend dem klas- 
sischen Verständnis einer Kolonie. Daß es 
soziale Gegensätze auch innerhalb der kur- 
dischen Gesellschaft gibt, wird nicht geleug- 
net. Die soziale Frage aber wird der nationa- 
len Frage untergeordnet. Dies hängt mit der 
Entwicklung der traditionellen kurdischen 
Gesellschaft zusammen.’ Mit dem Erstarken 
des modernen Staates, seines Rechts- und 
Verwaltungsapparats und Änderungen in 
der landwirtschaftlichen Produktionsweise 
wurde die ehemalige Führungsschicht der 
kurdischen Gesellschaft, bestehend aus 
Aghas und Scheichs’, ihrer traditionellen 
Aufgaben beraubt. Ihre materiellen Privilegi- 
en verschwanden damit aber nicht. Statt auf 
die traditionell entrichteten Abgaben stützt 


sich nun ihr Reichtum auf staatlich garan- 
tierten Großgrundbesitz. So wurden sie zu 
natürlichen Verbündeten des Staates. Nicht 
nur, daß sie ihre Stellung als Zuträger des 
türkischen Geheimdienstes mißbrauchen. 
Seit Beginn des bewaffneten Kampfes spie- 
len sie auch eine entscheidende Rolle bei 
der Aufstellung der Dorfschützermiliz. So 
bleibt die Landfrage eine der sozialen 
Sprengsätze der kurdischen Gesellschaft, 
die der türkische Staat nicht entschärfen 
kann, weil er die Aghas zur Beherrschung 
Kurdistans braucht. Drastisch beschreibt der 
Soziologe Ismail Besikci dieses Verhältnis 
zwischen Großgrundbesitz und Staat, indem 
er die Großgrundbesitzer als “Agentenklas- 
se” charakterisiert.’ Die PKK bezeichnet sie 
normalerweise als *Kompradorenklasse”. In 
der Beseitigung dieser feudalen Klasse fallen 
dann nationaler Kampf und Klassenkampf 
zusammen. Die PKK sieht also wesentliche 
Probleme der kurdischen Gesellschaft als 
von außen induziert an. Im Gegensatz zu 
einigen rein nationalistiichen Bewegungen 
in Europa behauptet sie aber nicht, ihre 
Unterdrücker seien in Wirklichkeit fremder 
Abstammung.° 

Das “Manifest” des Gründungsparteita- 
ges’ hält diesen Vorrang der nationalen Fra- 
ge fest: “Der Hauptkonflikt des Landes ist 
von nationaler Qualität und die Lösung aller 
anderen Konflikte hängt von der Lösung die- 
ses Hauptkonfliktes ab. Angefangen bei der 
Nichtentwicklung der Produktivkräfte, der 
nationalen Geschichte, Sprache und Kultur, 
bis hin zur Dominanz der Dunkelheit des 
Mittelalters...” Erst nach der nationalen 
demokratischen Revolution beginnt “ohne 
Unterbrechung der Übergang zur sozialisti- 
schen Revolution.” Die neue Wirtschaft 
konkretisiert sich auf der Ebene der Volksde- 
mokratie. Dieses System erlaubt “den Staats- 
sozialismus, das Genossenschaftswesen und 
das Privateigentum” und steht “unter der 
Leitung eines zentralen und befehlsermäch- 
tigten Instituts für Staatsplanung.” Vage, wie 
sie sind, lassen diese Formulierungen ver- 
schiedene Wirtschaftsmodelle zu, selbst das 
gemischte System der türkischen Wirtschaft 
der siebziger Jahre ließe sich mit solchen 


Begriffen zu einem guten Teil erfassen. Auch 
der Zusammenbruch des Realsozialismus 
hat bei der PKK zwar zu einer unpräzisen 
Kritik an den “Krankheiten des Bürokratis- 
mus”, aber nicht zu einer neuen ökonomi- 
schen Theorie geführt. Es drängt sich die Fra- 
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Generalsekretär der PKK, Abdullah Öcalan, bei einer Rede 


ge auf, ob die PKK wirklich für ein neues 
Wirtschaftssystem oder vielmehr für eine 
neue Identität und Autorität kämpft. 


Ein Staat werden 


Die Haltung der PKK zu einem eigenen 
Staat muß vor dem Hintergrund der jünge- 
ren kurdischen Geschichte gesehen werden. 
Andere Formen der Verbesserung des kurdi- 
schen Status als die Eigenstaatlichkeit hat es 
in Teilen Kurdistans schon mehrfach gege- 
ben. Immer gingen sie aus einer Schwäche 
des jeweiligen Nationalstaates hervor und 
immer waren sie null und nichtig, sobald 
dieser wieder erstarkte. Das beginnt mit der 
Mißachtung der im Lausanner Friedensver- 
trag 1923 festgelegten Minderheitenrechte 
durch die Türkische Republik und setzt sich 
fort in den Versuchen einer Autonomie unter 
Mustafa Barzani Anfang der siebziger Jahre 
im Irak, den enttäuschten Hoffnungen nach 
der iranischen Revolution 1979 und dem 
gescheiterten Versuch einer erneuten Auto- 
nomie im Irak unter Celal Talabani 1985. 
Auch die Erfahrung mit der sogenannten 
“UNO-Schutzzone” im Nordirak, die von 
den Nachbarstaaten fast nach Belieben 
angegriffen wird, gehört hierher. In seinem 
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1990 erschienen Buch “Zwischenstaatliche 
Kolonie Kurdistan“ veranschaulicht Ismail 
Besikci® eine weitere Erklärung des kurdi- 
schen Wunsches nach Eigenstaatlichkeit. In 
einem fiktiven Dialog läßt er einen kurdi- 
schen Bauern sagen: “Mein Herr, um mit 
einem Staat zu kämpfen, muß man selber 
einen Staat haben. Wir sind ein armes und 
ungebildetes Volk. Der türkische Staat hin- 
gegen ist groß und mächtig. Er hat eine 
Armee. Er hat Flugzeuge, Panzer, Kanonen 
und Gewehre. Er hat die Polizei, das 
Gefängnis, die Polizeiwachen, die Schulen, 
die Zeitungen, das Radio, einfach alles. Was 
haben wir? Nichts.” Diese Antwort des Bau- 
ern enthält zwei für die Entwicklung des 
Kampfes der PKK wichtige Überlegungen. 
Einmal, daß die Macht des Staates nicht nur 
aus seinem bewaffneten Repressionsapparat 
besteht; zum andern, daß man, um gegen 
den Staat zu kämpfen, so etwas wie einen 
eigenen Staat bräuchte, der eigene Staat also 
nicht nur der Lohn des Kampfes, sondern 
auch sein Mittel sein kann. Atatürks Staat 
soll mit den eigenen Instrumenten besiegt 
werden: mit dem kemalistischen Fetisch 
Staat. So beginnt die PKK mehr und mehr, 
sich wie ein Staat zu verhalten. Eigene Fah- 
nen und Zeremonien haben auch andere 
Widerstandsbewegungen, aber welche 
Befreiungsmiliz hat je für ihr Gebiet Visa 


verlangt und Stempel in Pässe gedrückt? In 
Europa hat die PKK Wahlen zu einem kurdi- 
schen Nationalparlament durchgeführt. In 
Kurdistan erläßt die PKK sogar Ciesetze. 
Alkoho! und Glücksspie! wurden verboten, 
ebenso der Empfang des staatlichen Fernse- 
hens, die Antennen mußten abgebaut wer- 
den. Klagen sollen nicht mehr vor türkischen 
Gerichten, sondern vor der Guerilla verhan- 
delt werden. Der Dienst in der türkischen 
Armee und das Zahlen von Steuern an den 
türkischen Staat sind untersagt, Parteibüros 
wurden geschlossen, die Zeitungen der regi- 
metreuen Presse dürfen nicht mehr verteilt 
werden, Journalisten wurden ausgewiesen, 
die internationale Presse braucht eine 
Erlaubnis, vergleichbar der Akkreditierung 
bei einem richtigen Staat. Durchgesetzt wer- 
den die Verbote notfalls mit Gewalt. Wie 
weit sie befolgt werden und was sie an Kon- 
flikten auslösen läßt sich nur schwer beurtei- 
len. Einige, wie das Alkoholverbot, haben 
aber zu sichtbaren Veränderungen geführt. 
Ein wichtiges Beispiel für die Bekämpfung 
eines staatlichen Dienstleistungssystems 
sind die Schulen. Fast 5 000 türkische Schu- 
len wurden in Kurdistan geschlossen. In der 
Zeitschrift Berxwedan? wird das so resü- 
miert: “Die Einrichtungen der kolonialisti- 
schen Assimilation wurden geschlossen.“ 
Der Aufbau des kurdischen Staates 
geschieht nicht in befreiten Gebieten, in 
denen die Staatsmacht gar nicht mehr prä- 
sent ist, sondern quasi unter den Augen des 
verblüfften türkischen Staates. Die Antennen 
verschwinden von den Dächern, der Alko- 
hol aus den Regalen der Geschäfte, die Zahl 
der Streitfälle vor Gericht geht zurück, die 
verängstigten Lehrer verlassen die Schulen. 
In Ankara denkt man mittlerweile über dra- 
konische Strafen nach, selbst für das 
Abmontieren einer Antenne, und hat noch 
immer nicht begriffen, daß mit Repression 
der PKK nicht beizukommen ist. 

Die PKK kommt also nicht mit einem Pro- 
gramm für eine neue Gesellschaft daher, 
sondern mit einem neuen Staat. Was die 
PKK an Programmatik anbietet, unterschei- 
det sich kaum von den Positionen konkurrie- 
render kurdischer Parteien zu ihrer Grün- 
dungszeit. Die PKK-Programmatik ist in 
Sachfragen wenig konkret und wird kaum 
weiterentwickelt. Die Parolen der PKK ent- 
halten keine sozialen Forderungen wie 
“Land für alle“, “Brot für alle”, sondern 
beziehen sich auf den Kampf um Kurdistan, 
auf die Partei, ihren Vorsitzenden usw.. Der 
Sozialismus, auf dessen Verwirklichung 
weiter bestanden wird, ist so ein leerer 
Begriff. Woher solite aber das Vertrauen in 
ein Programm in Kurdistan auch kommen? 
In der traditionellen kurdischen Gesellschaft 
wandte man sich immer an eine personale 
Autorität, nicht an geschriebenes Recht. Der 
türkische Staat trat vor allem als neue Auto- 
rität mit ziemlich willkürlicher Gewalt auf. 
Auf den Behörden fühlen sich die einfachen 
Leute hauptsächlich als Bittsteller, abhängig 
von der Gnade eines möglichst hohen 


Beamten. Die soziale Sicherheit liegt weiter 
fast ausschließlich bei der Familie. Der 
Staat, dessen Fehlen Besikci’s Bauer beklagt, 
ebenso wie die Partei, mit ihrem populären 
Oberhaupt Abdullah Öcalan'', sind eben 
wieder so eine Autorität, aber endlich eine, 
die nicht als feindlich empfunden wird und 
gleichzeitig stark genug erscheint, um selbst 
gegen Staaten Schutz zu gewähren.' Darin 
liegt der wesentliche Grund des Rückhalts, 
den die PKK in der kurdischen Bevölkerung 
genießt. Sie greift die Erfahrung kultureller 
und wirtschaftlicher Unterdrückung, der 
Marginalisierung oder drohenden Margina- 
lisierung eines großen Teiles der kurdischen 
Gesellschaft auf, und sie ist die einzige Par- 
tei, die sich in der Lage sieht, dem türkischen 
Staatsterrorismus Paroli zu bieten. Auch 
ohne dezidierte soziale Programmatik'’ und 
vor dem Hintergrund autoritärer Strukturen 
in der kurdischen Gesellschaft selbst, wird 
der bewaffnete Kampf der PKK gegen die 
Unterdrückung der kurdischen Minderheit 
und die Bedrohung ihrer Identität als befrei- 
ender Schritt erlebt. Dieses subjektive 
Moment des praktizierten Widerstands ent- 
spricht auch einem Hauptziel der PKK: - 


“Den neuen Menschen 
zu entwickeln”'* 


Anstelle einer konkreten sozio-ökonomi- 
schen Programmatik taucht in den Schriften 
der PKK und den Äußerungen ihres Vorsit- 
zenden Öcalan immer wieder die Betonung 
der Avantgarderolle der PKK und deren 
Bedeutung für die Schaffung eines "neuen 
Menschen” auf. Von der PKK selbst wird in 
diesem Zusammenhang auf eine gewisse 
Affinität zur kubanischen Revolution und 
dem Guevarismus verwiesen. Bereits im 
“Manifest” von 1978 wird der Rolle einer 
politisierten und organisierten Avantgarde 
zentrale Bedeutung beigemessen:”Den Völ- 
kern und Klassen wurde das Bewußtsein in 
allen Phasen der Geschichte von außen 
übertragen. Eine von der Produktion losge- 
rissene ‘Minderheit’ stellt die Theorie und 
versucht, diese von außen zur Theorie des 
Volkes zu machen. Für die Kolonialvölker 
kann eine nationale Befreiungsbewegung 


nicht zustandekommen,ohne daß eine 
patriotische Jugend - und Intellektuellenbe- 
wegung unter Führung einer bewußten und 
organisierten ‘Minderheit’ hervorgebracht 
wird.” Es wird kein Zweifel daran gelassen, 
daß der PKK als führender politischer Orga- 
nisation, der unter ihrer Führung gebildeten 
Nationalen Befreiungsfront (heute als ERNK 
realisiert) und der von dieser politischen 
Struktur geführten Volksarmee (heute die 
Guerillaeinheiten der ARGK) diese Aufgabe 
der nationalen Befreiungsbewegung 
zukommt. Doch begnügt sich die PKK nicht 
mit einer Begründung ihrer Avantgarderolle 
auf der Basis solcher Überlegungen auf 
revolutionstheoretisch/-strategischer Ebene. 
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Es ist ihr vielmehr ein besonderes Anliegen, 
daß sich in der von ihr geführten kurdischen 
Revolution ein neuer Menschentyp bildet 
und selbst verwirklicht, der in der Lage ist, 
einen Sozialismus jenseits der Fehlentwick- 
lungen bisher erprobter sozialistischer 
Modelle zu entwickeln und darüber der kur- 
dischen Revolution eine über die Konstitu- 
ierung als Nation weit hinausgehende uni- 
verselle Bedeutung für die Entwicklung der 
Menscheit zum Sozialismus zu verleihen. 
Diese Rhetorik zielt neben einer allgemei- 
nen Verstärkung der ideologischen Legiti- 
mation des bewaffneten Befreiungskampfes 
der PKK erkennbar auf zwei Punkte: die 
Abgrenzung sowohl gegenüber den diskre- 
ditierten realsozialistischen Modellen 
sowjetischen Typs unter Betonung des ori- 
ginär kurdischen Beitrages zur sozialisti- 
schen Idee als auch gleichzeitig gegenüber 
den als ”primitiver Nationalismus” bezeich- 
neten bürgerlich - nationalistischen Strö- 
mungen bzw. Befreiungsbewegungen. 
Denen wird die Orientierung auf den sozia- 
listischen Internationalismus entgegenge- 
setzt.'* Ein hervorstechendes Merkmal bei 
den Bestimmungen des Sozialismus der PKK 
in den Gedanken Abdullah Öcalans und 
anderer ist daher die Betonung subjektiver 
Faktoren wie Wille, Moral und ideelle Wer- 
te. “Ohne jeden Zweifel stehen die sozialen 
Entwicklungen in Beziehung mit den dahin- 
terstehenden ökonomischen Entwicklun- 
gen. Trotzdem spielt aber der Aspekt der 
Moral und des Willens eine große Rolle. Der 
wesentliche Aspekt, der unserer Überzeu- 
gung nach viel zur Verwirklichung des 
Sozialismus beiträgt, ist der Aspekt der 
Moral. Diesen Aspekt halten wir für wichti- 
ger als den ökonomischen Aspekt.”'”(!). Ent- 


sprechend stellt sich für Öcalan das Problem 


der revolutionären Praxis: “Wenn wir den 
Sozialismus schaffen wollen, dann müssen 
wir zunächst einmal innerhalb unserer eige- 
nen kleinen Kerne den Menschen schaffen, 
der den Sozialismus aufbauen soll...Wir 
bezeichnen das als Problem bei der Praxis 
der Militanten. Diejenigen, die den Sozialis- 
mus ernst nehmen wollen, haben das Pro- 
blem, wie sie sich selbst zu Sozialisten erzie- 
hen, wie sie eine intensive Schulung ihrer 
Gefühle und Gedanken...gestalten 
können.”'® Der Schulung und Erziehung der 
kurdischen Revolutionäre zu einer “feste(n) 
Persönlichkeit und eigene(n) Identität” 
durch die PKK kommt daher besondere 
Bedeutung zu. 

Eine Interpretation des Avantgardekon- 
zeptes der PKK aus den gegebenen Bedin- 
gungen im türkisch besetzten Teil Kurdistans 
legt der bereits erwähnte Soziologe Ismael 
Besikci unter Bezug auf Frantz Fanon nahe: 
“Gesellschaften und Menschen, die sich 
nicht gegen Unterdrückung auflehnen und 
sich ihr ergeben, sind im Innersten verletzt. 
Frantz Fanon macht deutlich, daß es sehr 
schwierig ist, das Volk in einer solchen 
Atmosphäre zu organisieren und auf die 
Ebene des Kampfes mit der Kolonialmacht 


zu heben...Wenn ein Aktivist den ersten 
Schuß gegen den kolonialistischen und 
imperialistischen Staat abgibt, tötet er 
eigentlich sich selbst. Nach Frantz Fanon 
tötet der erste Schuß die versklavte, unter- 
drückte und die in ständiger Angst lebende 
Persönlichkeit dieses Menschen...Es wird 
ein Mensch daraus, der zu sich selbst, zu sei- 
ner Familie, seinen Landsleuten und seiner 
Nation Vertrauen hat.”'”. Besikci, der betont, 
daß es sich bei diesem “ersten Schuß” auch 
um ein antikoloniales Presseerzeugnis han- 
deln kann, bewegt sich mit dieser Interpreta- 
tion nahe am Selbstverständnis der PKK. 
Abdullah Öcalan hat selbst in Interviews 
betont, wie schwer es ihm gefallen ist, seine 
alte kurdische “Sklavenmentalität” zu über- 
winden. Es wird deutlich, daß die Betonung 
des “neuen Menschen” und der moralisch 
gefestigten Persönlichkeit im Avantgarde- 
konzept der PKK viel zu tun hat mit der 
Mobilisierung identitätsstiftender Ressour- 
cen zur Verwirklichung des nationalen 
Befreiungskampfes gegen den türkischen 
Staat und für die notwendige Konstruktion 
der ”Realfiktion” (Detlev Claussen) Nation 
unter den spezifischen Bedingungen Kurdi- 
stans. 


Die Bedeutung des Befreiungs- 
kampfes der PKK für die kurdi- 
schen Frauen 


Die einschneidensten sozialen Verände- 
rungen für die kurdische Gesellschaft hat der 
kurdische Befreiungskampf vielleicht hin- 
sichtlich der Rolle der Frauen mit sich 
gebracht, die zwar mit diesem in enger 
Beziehung stehen, sich aber nicht nur aus 
der Programmatik und der Haltung der PKK 
zu Problemen von Männerherrschaft und 
Frauenunterdrückung erklären lassen. Frau- 
en haben, ausgehend von ihrer familiären 
Verbundenheit mit KämpferInnen und Akti- 
vistInnen der PKK, als Mütter oder Schwe- 
stern eine entscheidende Rolle bei der Ver- 
breiterung.der sozialen Basis des kurdischen 
Befreiungskampfes gespielt. Sie spielten bei 
der staatlich geforderte Ächtung ihrer als 


Emblem des kurdischen Frauenverbands YJWK 
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“Die Befreiung der Frau spielt auch in der 
Programmatik der PKK eine große Rolle” 


und 


"Terroristen” inhaftierten Kinder 
Angehörigen nicht mit und begaben sich in 
die Öffentlichkeit der Städte, um mit Hilfe 
von Anwälten bei Gericht, auf den Polizei- 
stationen und Gefängnissen zu intervenie- 
ren, organisierten sich in Angehörigengrup- 
pen und bei den Menschenrechtsvereinen. 
Gemessen am Standard des traditionellen 
islamischen Rollenverständnisses kam die- 
ses eigenständige Agieren in einer öffentli- 


chen Auseinandersetzung mit der türkischen 
Gerichtsbarkeit und den Instanzen des 
Sicherheitsapparates einem revolutionären 
Schritt gleich, zumal es oft gegen den erklär- 
ten Willen konservativer Ehemänner und 
anderer männlicher Familienangehöriger 
stattfand und einen Bruch mit diesen zur 
Konsequenz hatte. Auch der massenhafte 
Eintritt von Frauen in die Reihen des bewaff- 
neten Kampfes - ca. 1/3 der PKK-Guerilla 
soll aus Frauen bestehen - bedeutet einen 
entscheidenden Bruch mit den bestehenden 
Familientraditionen und hat sicher zu einer 
Veränderung im islamisch geprägten 
geschlechtspezifischen Rollengefüge der 
kurdischen Gesellschaft geführt. Die Befrei- 
ung der Frau in der kurdischen Gesellschaft 
spielt auch in der Programmatik der PKK 
eine große Rolle, A. Öcalan hat mehrere 
Schriften zum Thema Frau und Familie ver- 
faßt. In programmatischen Aussagen des 
kurdischen Frauenverbands YJWK (Union 
der patriotischen Frauen Kurdistans) wird 
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betont, daß die nationale Befreiung nicht 
identisch ist mit der Befreiung der Frau. Es 
wird jedoch deutlich, daß der nationale 
Befreiungskampf unter der Führung der PKK 
den Rahmen bildet, in dem auch die weiter- 
gehende gesellschaftliche Befreiung der 
Frau gesehen wird. In einem Artikel von 
Frauen des YJWK” wird dieses Verhältnis 
näher dargestellt: ”Es ist nicht ganz zutref- 
fend, das (die Solidarisierung von Frauen mit 
den Gefangenen, d.V.) als eine Frauenbewe- 
gung zu bezeichnen. Auch die breite Beteili- 
gung der Frauen bei der Unterstützung der 
Guerilla und im Zusammenhang mit den 
gefallenen Märtyrern in den letzten Jahren 
ist vom Charakter her keine Frauenbewe- 
gung. Aber ein solcher Aufbruch der Frauen 
innerhalb der Strukturen des Kampfes, ihre 
offene Aktion gegen den Feind, führt 
zwangsläufig auch dazu, daß die eigenen 
Probleme und Forderungen der Frauen auf 
die Tagesordnung kommen.“ Es bestehe 
dennoch die Gefahr, "daß alles im Rahmen 
der politischen nationalen Befreiungsbewe- 
gung bleibt, daß die politische und soziale 
Identität als Frau nicht wirklich...unter dem 
Frauenaspekt geklärt wird.” Mit Sicherheit 
läßt sich festhalten, daß die durch den 
Befreiungskampf erreichten Veränderungen 
im Selbstverständnis und Handeln der kurdi- 
schen Frauen nicht vollständig an dessen 
Schicksal gebunden sind. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob es sich bei den im 
Befreiungskampf gemachten Erfahrungen 
der kurdischen Frauen um Einbrüche in 
bestehende gesellschaftliiche Verhältnisse 
handelt, die sich auch bei einem Scheitern 
der PKK bzw. wie auch immer gearteten 
Rollback gegen weibliche Selbstbestim- 
mung nicht einfach zurückdrehen lassen. 
Die PKK steht für eine entschiedene 
Modernisierung der kurdischen Gesell- 
schaft. Aus der Beseitigung der türkischen 
Herrschaft und der Aufhebung des Druckes 
der mit ihr verbündeten Klasse der Aghas 
verspricht die PKK “die Befreiung der Frau- 
en, der Bauern, der Minderheiten, des 
gesamten gesellschaftlichen Baues.” Indem 
die PKK für die verschiedenen gesellschaftli- 
chen Gruppen Massenorganisationen auf- 
baut, gibt sie der Emanzipation der Unter- 
drückten Gestalt und macht diese Emanzi- 
pation auch zu einem wichtigen Faktor ihres 
Erfolges. Am sichtbarsten wird das am Bei- 
spiel der Frauen. Daß sich diese Modernisie- 
rung durch Emanzipation der gesellschaftli- 
chen Gruppen gegen den türkischen Staat 
richtet, ist folgerichtig. Schließlich hat dieser 
mit seiner Angst vor unkontrollierten politi- 
schen Bewegungen in Kurdistan, durch das 
Bündnis mit den konservativen Kräften der 
kurdischen Gesellschaft und der Vernach- 
lässigung des Bildungssystems und der wirt- 
schaftlichen Entwicklung bisher eine solche 
Modernisierung verhindert. Andererseits ist 
für uns auch die Tendenz klar erkennbar, die 
emanzipatorischen und potentiell divergie- 
renden Kräfte der Gesellschaft zu bündeln 
und damit letztlich auch wieder zurückzu- 


schrauben. Dazu gehört die offenbare Ver- 
nachlässigung von Sachfragen und konkre- 
ten sozialen Forderungen, der Avantgarde- 
gedanke usw.. Ihr kommt dabei ein auto- 
ritätsorientiertes Denken entgegen, dessen 
soziale Wurzeln tief in die Geschichte 
zurückreichen. Wenn Abdullah Öcalan fest- 
stellt, "daß die Entwicklungen, die in der 
Geschichte anderer Nationen Jahrhunderte 
lang gedauert haben, in der Geschichte Kur- 
distans in diesen vergangenen 14 Jahren 
vollzogen wurden”, so hat er damit nur zum 
Teil recht. Die alten Autoritätsverhältnisse 
werden von der PKK zwar bekämpft, neue 
drohen sich aber innerhalb der Partei neu zu 
bilden. 

Jan Keetman/Udo Wolter 


Anmerkungen: 

1) Wörtliche Übersetzung von “Partiya Karker&n Kurdi- 
stan”, PKK. 

2) Abdullah Öcalan, Kürdistan Devriminin Yolu (Mani- 
festo), zitiert nach der 5. Auflage, Köln, 1993; 5. 121ff. 
Abdullah Öcalan ist seit Gründung der PKK am 27. 11. 
1978 deren Vorsitzender. Das Manifest wurde auf dem 
Gründungsparteitag der PKK als Sichtweise der Partei 
angenommen. 

3) Das Verhältnis von Großgrundbesitz, traditioneller 
Gesellschaft und Staatsgewalt beschreibt Martin von 
Bruinessen in seinem Standardwerk Agha, Scheich und 
Staat, Politik und Gesellschaft Kurdistans, Berlin 19B9. 
4) Ursprünglich Clan- und Stammesführer sowie Lehr- 
meister der von Atatürk verbotenen religiösen Orden. 
Vgl. Fußnote 3. 

5) Ismail Besikci, Devletlerasi somürge Kurdistan, Istan- 
bul 1990. Zitiert nach der deutschen Übersetzung: Kur- 
distan, Internationale Kolonie, Frankfurt a.M. 1991, S. 
113ff.. 

6) Dies geschieht z.B. in der ehemaligen Sowjetunion, 
wenn die herrschende Klasse von solchen Bewegungen 
als "vejudet” charakterisiert wird. 

7) Das Manifest verteidigt die Eigenstaatlichkeit als ein- 
zige richtige Lösung für Kurdistan. Allerdings hat 
Abdullah Öcalan bei der Verkündigung des einseitigen 
Waffenstillstandes der PKK im Frühjahr 93 in dieser 
Frage Flexibilität angedeutet. Eine völlige Klarheit 
besteht für uns nicht. 

8) Siehe Fußnote 5. Der dort angegebene Titel der deut- 
schen Übersetzung ist ungenau. 

9) Nr. 165 vom 15.11.93. 

10) Der türkische Staat hat einige Militärposten räumen 
müssen und seine Autorität bröckelt regional unter- 
schiedlich ab. Andererseits kann die PKK nirgends 
einen festen Stützpunkt innerhalb der türkischen Gren- 
zen vorweisen. 

11) Meist mit dem Vokativ von ”ap” "Onkel (väterli- 
cherseits)” Apo genannt. 

12) Einen ähnlichen Gedanken enthält bereits das aus 
dem 17. Jahrh. stammende kurdische Nationalepos 
Mem ü Zin: "Wenn wir einen König hätten ...hätte man 
auch nach uns gefragt.” Zit. n. Besikci, a. a. C. 5.222. 
13) In ihrer Anfangsphase engagierte sich die PKK aller- 
dings stark bei der Organisierung von militanten Land- 
besetzungen. Dies verschaffte ihr große Sympathien bei 


der landlosen Agrarbevölkerung. Heute nimmt die 
Landirage einen relativierten Status gegenüber der 
nationalen Befreiung ein. 

14) Überschrift eines Beitrages in Kurdistan Report, Nr. 
52, 1992, 5.21. 

15) aus dem Manifest $.153. 

16) Zentrale Kritikpunkte am sowjetmarxistischen 
Sozialismus bestehen neben dem Bürokratismus daher 
im "Verlust der Moral, der Reduktion auf das Materiel- 
le” (Öcalan) - wie auch am Kapitalismus vor allem der 
grenzenlose Konsumismus gegeißelt wird. 

17) Ali Firat, Kurdistan Report Nr.55, 5.26. 

18) A. Öcalan in Kurdistan Report Nr. 50, Sonderbeila- 
ges.X. 

19 |. Besikci 1991, a.a.O. 5.57. 

20) Nicht namentlich gekennzeichneter Beitrag im Kur- 
distan Report Nr. 44, 1992, 5.18. 
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“Von vier Syrern sind fünf Spit- 
zel”. Dieses in Damaskus gängige 
Bonmot beschreibt das Ausmaß 
der Geheimdiensttätigkeit und der 
Repression in Syrien. Und doch 
regen sich auch in Syrien zuweilen 
Protest und Widerstand gegen 
soziale Mißstände, wenn auch in 
spontaner Form. 


och im Spätsommer des Jahres 1993 
N konnte man von (nicht-drusischen) 

Damaszenern hinter vorgehaltener 
Hand von einer haraka durzia', einem ’Dru- 
senaufstand’ berichten hören, der sich im 
Mai ereignete und Todesopfer und Verletzte 
forderte. Die Bewohner eines Vorortviertels, 
hauptsächlich Drusen, hatten sich gegen die 
Anordnungen ihres Gouverneurs, eines Ala- 
witen, aufgelehnt und ein Casino niederge- 
brannt, das wahrscheinlich ebenfalls über- 
wiegend Alawiten gehörte. Die offiziellen 
Medien im syrischen Staat hatten darüber 
kein Wort verloren. 

Dieses Ereignis erinnert bei oberflächli- 
cher Betrachtung fatal an die Szenarien, die 
von immer mehr politischen Beobachtern 
und Journalisten für den Fall des Todes des 
syrischen Präsidenten, Hafız al-Assad, ent- 
worfen werden. Stellvertretend für viele sei 
hier Robert D. Kaplan zitiert, der Syriens 
Bevölkerung als ”ein Mischmasch ("hodge- 
podge’) aus sich befehdenden (!) nahöstli- 
chen Minderheiten, wie die libanesische 
Bevölkerung”: beschreibt, die nur darauf 
warteten, sich gegenseitig zu zerfleischen. 
In Daniel Pipes Worten, dessen Buch ”Grea- 
ter Syria” als Quelle für Kaplans Aufsatz 
diente: “Ich bin überzeugt davon, daß es so 
etwas wie eine syrische Nation nicht gibt”.’ 

Das Problem, das Anlaß zu solchen Spe- 
kulationen gibt und das von einer bestimm- 
ten politischen Richtung verzerrend inter- 
pretiert wird, ist, daß in Syrien (wie in ande- 
ren nahöstlichen Staaten auch) unter einem 
großen, einheitsstiftenden Diskurs, dem 
institutionalisierten Nationalismus der 
Ba’th-Partei, eine bunte Vielfalt von eth- 
nisch-religiösen (Alawiten, Drusen, Ismaili- 


ten, Christen) und ethnischen Gruppen 
(Kurden, Palästinenser) existieren. Es wird 
vermutet, diese könnten durch ihre “Ver- 
schiedenheit” diesem Einheitsdiskurs, noch 
dazu einem ”von oben” eingesetzten und 
kontrollierten, entgegenstehen, bzw. sie ste- 
hen ständig in dem Verdacht, dies zu tun‘. 
Verkomplizierend wirkt sich noch aus, daß 
der Nationalismus der Ba’th-Partei zumin- 
dest programmatisch, wenn auch nicht de- 
facto, ein übernationaler ist, der die gesamte 
arabische Nation meint. Politikwissen- 


schaftliche Analysen und politische Beo- 
bachter im Westen haben sich überpropor- 
tional auf das konzentriert, was sie als eine 
“Unterwanderung” von Staat und Herrschaft 
in Syrien durch eine dieser ethnisch-religiö- 
sen Gruppen, die Alawiten, interpretiert 
haben. Diese Sicht der Dinge trifft sich inter- 
essanterweise mit einer in Syrien vorherr- 
schenden, quasi umgekehrten, negativen 
Konzentration auf dasselbe Phänomen der 
a’ifiyya, also des politischen "Konfessiona- 
lismus” (in Ermangelung einer besseren 
Übersetzung des dem Arabischen näher- 
kommenden englischen ‘sectarianism‘), der 
zum wohl stärksten öffentlichen Tabuthema 
avanciert ist. 


Alawiten und Drusen 


Die meisten Analysen haben sich mit der 
ethnisch-religiösen Gruppe der Alawiten 
beschäftigt, eben weil diese den Präsiden- 
ten, Hafız al-Assad, und die militärischen 
und sicherheitsrelevanten Spitzenpolitiker 
im Staat stellen. Bezeichnenderweise stüt- 
zen sich dabei gewisse politische Beobach- 
ter bei ihrer Analyse auf Informationen, die 
eher der historischen Vorurteilsforschung 
dienlich wären, als einer politikwissen- 
schaftlich ausgerichteten Analyse der Strate- 
gien einer Gruppe zur Verteilung von Res- 
sourcen oder zum Machterwerb. Daniel 
Pipes beispielsweise zitiert ohne Eva- 
luierung der Autoren einen englischen Rei- 
sebericht aus dem Jahre 1697 und die Dar- 
stellung der Alawiten in der englischen 
Romanliteratur des 19. Jahrhunderts.’ 
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Eine weitere ethnisch-religiöse Gruppe 
sind die Drusen, ebenfalls eine heterodoxe 
(von der herrschenden Lehre abweichende) 
Abspaltung des Islams. Geographisch ist ihr 
Hauptsiediungsgebiet der Djebel al-"Arab 
oder Djebel Druse, es finden sich aber auch 
noch einige weitere kleine Ansiedlungen im 
Norden von Aleppo, am Fuße des Hermon 
oder in der Nähe von Damaskus, z.B. Jaram- 
ana. Seit 1966 führende Köpfe ihrer 
Gemeinschaft aus der Ba’th-Partei ausge- 
schlossen wurden und seit dem Machtantritt 
Hafiz al-Assads 1970 ist jeweils ein Minister 
im Kabinett (jahrelang der Minister für 
Höhere Bildung, Kamal Scharaf, jetzt Yahya 
Abu Assali, Minister für Lokalverwaltung) 
und ein Mitglied der Regionalen Führung 
(des höchsten De-facto-Parteiorgans mit 21 
Mitgliedern) Druse. Allerdings handelt es 
sich hier nicht um einen festgeschriebenen 
Proporz wie im Libanon! Der Djebel Druse, 
heute die Provinz al-Suwaida, entsendet 
sechs Abgeordnete ins Parlament. Die Dru- 
sen stellen etwa 3% der syrischen Bevölke- 
rung und 4,3% der Gesamtmitgliederschaft 
der Ba’th-Partei.* 

In vorkolonialistischer Zeit waren die 
Drusen vor allem Bauern. Während des 
französischen Mandats strömten sie in die 
sich ihnen bietenden Berufszweige, vor 
aller in die Armee und in den Bildungssek- 
tor, ähnlich wie Alawiten und Ismailiten. 
Heute sind sie in den ländlichen Gebieten 
weitgehend im agrarischen, in den Städten 
(wie alle vom Land Zugewanderten) im 


öffentlichen oder privaten Dienstleistungs- 
sektor beschäftigt. Die Drusen zeichnen sich 
im allgemeinen durch großes Geschichtsbe- 
wußtsein und eine selbstbewußte kollektive 
Identität, allerdings durchaus im nationalen 
Kontext, aus.” Im folgenden werden anhand 
des *Drusenaufstands” die oben beschriebe- 
nen Aussagen zu den Zersplitterungsthesen 
überprüft. Sehen wir uns also zuerst das 
Ereignis selbst und dann seine Relevanz für 
die wissenschaftliche Diskussion näher an.® 


Wohnungsnot in Jaramana 


Anfang Mai 1993 ereignete sich in Jaram- 
ana, einer überwiegend von Drusen 
bewohnten Siedlung nahe bei Damaskus 
eine erbitterte Auseinandersetzung zwi- 
schen Einwohnern und Staatsmacht, die, 
wie bereits erwähnt, totgeschwiegen wurde. 
Lediglich die Zeitung Nidäl al-Sha’b, 
Sprachrohr der offiziellen Kommunistischen 
Partei, widmete ihr zwei kleine Kolumnen. 

Worum ging es dabei? Sehen wir uns 
zunächst den Ort des Geschehens näher an: 
Jaramana ist eines der rasant und weitge- 
hend ungeplant wachsenden, ehemals dörf- 
lichen, jetzt aber zum Einzugsbereich der 
Stadt gehörenden und unterdessen ca. 
70 000 Einwohner’ zählenden Gebiete, ähn- 
lich wie das große Palästinenserlager Yar- 


mouk oder das ehemalige Dorf Harasta. Mit. 


diesen neuen urbanen Gebieten, also Voror- 
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ten, teilt Jaramana die solcherorts üblichen 
Probleme: Es schiebt sich immer weiter ins 
Land hinaus, Häuser werden auf illegalem 
Bauland, d.h. eigentlich für landwirtschaftli- 
che Nutzung vorgesehenem Land errichtet, 
und zwar stockwerkweise: Immer wenn die 
finanzielle Lage es zuläßt, wird ein weiteres 
Zimmer auf das Dach gebaut, bis mehr- 
stöckige Häuser entstanden sind. Elektrizi- 
tätsleitungen werden angezapft und die 
Kanalisation läßt zu wünschen übrig. Ange- 
sichts der Wohnungsmisere in Damaskus, 
die es unvermögenden jungen Leuten nicht 
gestattet, einen Haushalt zu gründen, sind 
die älteren, repektableren Teile dieser Vor- 
orte für viele Damaszener attraktiv gewor- 
den, um eine einigermaßen erschwingliche 
Wohnung zu ergattern. Für Neuzuwanderer 
aus den ländlichen Gebieten sind die Rän- 
der dieser ehemaligen Dörfer die einzige 
Möglichkeit, in Damaskus unterzukommen. 
Sie sind es hauptsächlich, die den Rand die- 
ser Ortschaften immer weiter ins Land ver- 
schieben. 


Die Regierung duldet die illegale 
Bautätigkeit weitgehend, weil diese sie der 
Verpflichtung enthebt, für ausreichend 
sozialen Wohnraum zu sorgen und weil in 
diesem Problem eine Menge sozialer 
Sprengstoff liegt. Die Wohnungsnot ist 
tatsächlich eines der drängendsten Proble- 
me: Veraltete Mietgesetze führen dazu, daß 
eine Menge Wohnraum leer steht oder über 
Touristenverträge für eine begrenzte Zeit an 
Nicht-Syrer vemietet wird. Dies sind zum 
einen zahlungskräftige Europäer, die Mieten 
von 30 000 SL (Syrische Lira, ca. 1200 DM)" 
aufbringen können, oder aber Araber aus 
dem Golf, die sich für ihren Sommerurlaub 
Wohnungen oft auf Tagesbasis mieten, und 
sich, den strengen religiösen Gesetzen ihrer 
Heimatentronnen, recht freizügige Feste mit 
reichlich Alkohol und Prostituierten leisten. 
Da an diesen Geschäften auch Offiziere der 
Armee und der Geheimdienste beteiligt 
sind, unternimmt die Regierung nichts dage- 
gen. Daß all dies den Unmut der Bevölke- 
rung schürt, läßt sich unschwer vorstellen. 
Umso mehr, als die Kampagnen in den Zei- 
tungen eher gegen diejenigen gerichtet sind, 
"die ihre Häuser und ihre Äcker verlassen, 
um in der Stadt zu ’schmarotzen’”."' 

Jaramana aber muß als ein besonderer 
Fall gelten. Im Osten von Damaskus gelegen 
und traditionell eine drusische Ortschaft, 
war es über die Jahre hinweg ein attraktiver 
Vorort geworden, der auch viele Christen 
aus den nahegelegenen Damaszener Alt- 
stadtvierteln Bab Tuma und Bab Shargi 
angezogen hatte. Die alteingesessenen Dru- 
sen nehmen das als Zeichen, daß die Chri- 
sten traditionell lieber mit ihnen als mit Sun- 
niten zusammenwohnen wollen, was histo- 
risch zumindest für die ländlichen Gebiete 
durchaus richtig, für die neuere Zeit aber 
überholt ist - es sei denn, daß sich der anhal- 
tende Trend zu verstärkter Religiosität auf 
diese Weise niederschlägt. Tatsache ist aber, 
daß sich in Damaskus, wie in anderen nah- 


östlichen Metropolen auch, innerhalb der 
Stadtviertel und Straßenzüge die jeweiligen 
ländlichen Herkunftsstrukturen reproduzie- 
ren: Man zog nicht einfach irgendwohin, 
sondern in das Haus, die Straße oder das 
Viertel, wo entweder weitläufig Verwandte 
oder Leute aus demselben Heimatdorf 
wohnten. Auch das hat sich in neuerer Zeit 
abgeschwächt, aber zumindest für Minder- 
heiten sind Vororte, in denen Angehörige 
der gleichen Gruppe wohnen, attraktiver als 
solche, in denen keine wohnen. Jaramana ist 
also für Christen (wieder) attraktiver als z.B. 
Harasta, das fast ausschließlich von Musli- 
men bewohnt wird. 

In der Nähe der alten Ortschaft Jaramana 
liegt das Palästinenserlager gleichen 
Namens, das ein wesentlich ärmerer Able- 
ger des großen, prosperierenden Palästinen- 
serlagers Yarmouk ist und damit überwie- 
gend von sunnitischen Einwohnern (1981: 
26 418 Einwohner) bewohnt wird. Damit 
hat man in und um Jaramana ein buntes 
Gemisch von Religionsgruppen und an den 
Rändern von Jaramana und im Lager eine 
sozial schwache Bevölkerungsschicht. 

Grund für den sozialen Aufstand war 
nun, daß sich die wilde Siedlungstätigkeit 
um Jaramana entlang eines Abschnitts der 
Straße zum internationalen Flughafen 
abspielte und damit besondere Sicherheits- 
interessen des Staates berührte. (Die Flugha- 
fenstraße nämlich wird für den Präsidenten 
oder bei Staatsbesuchen einfach für den nor- 
malen Verkehr gesperrt.) Im Widerspruch zu 
diesen Sicherheitsinteressen stehen aber 
auch einige Casinos, die ziemlich oirekt an 
die Flughafenstraße gebaut sind und in die 
hochrangige Offiziere der Armee, unter 
denen es überdurchschnittlich viele Alawi- 
ten gibt, investiert haben. Ganz in der Nähe 
der illegal gebauten Häuser des Viertels al- 


Nahda stand das Casino al-Andalus. Ob nun 
zu den Sicherheitsinteressen noch das Inter- 


esse des Gouverneurs von Damaskus-Land, 
Ali Zayud, kam, Alawit und Sohn eines 
hohen Offiziers (er hatte sich angeblich 
schon als Gouverneur der Provinz al-Suwai- 
da (dem alten Djebel Druse) durch Landspe- 
kulationen hervorgetan), mit dem Land ent- 
lang der Flughafenstraße zu spekulieren und 
es an hohe Offiziere für weitere Casinobau- 
ten zu vergeben, wie man in Jaramana 
behauptet, oder ob der Staat ein Exempel 
statuieren wollte: die Anwohner der Häuser, 
die bis zu 200 Meter an die Flughafenstraße 
gebaut hatten, erhielten ein halbes Jahr vor 
den Ereignissen Räumungsbescheide, in 
denen sie als Ersatz eine Tonne Zement und 
3 000 syrische Lira angeboten bekamen." 
Da man mit einer Tonne Zement und 3 000 
Lira aber keine neuen Wohnungen bauen 
kann und auch das Kaufen oder Mieten sehr 
schwer ist (in Harasta, zu den preisgünstig- 
sten Vororten zählend, kostet ein Quadrat- 
meter Wohnraum 15 000 SL als Eigentum 
und eine billige Wohnung 3 000 SI. Miete) 
und es die Leute auch nicht einsahen, daß 
sie geräumt, die Casinos auf der anderen 
Seite der Flughafenstraße aber unbehelligt 


Straßenszene in Damaskus 


stehenbleiben sollten, leisteten sie den Räu- 
mungsbescheiden keine Folge. Am 8.5.93 
abends um 23 Uhr erschienen dann Voll- 
zugsbeamte, die die sofortige Räumung 
anordneten, und um 7 Uhr morgens wurden 
Bulldozer auf der Straße nach al-Nahda 
gesichtet. 

Was nun folgte, war der Widerstand 
eines Stadtviertels gegen die Räumung etli- 
cher seiner Häuser gekleidet in die Symbolik 
und Rhetorik der ethnisch-religiösen Grup- 
pe der Drusen, zu denen die betroffenen 
Einwohner hauptsächlich (aber nicht aus- 
schließlich!) gehörten. Auch einen gewissen 
“revolutionären Impetus” mögen die al- 
Nahda-Bewohner aus ihrer Zugehörigkeit 
zur Gruppe der Drusen bezogen haben: die 
Drusen in Syrien, v.a. die Bewohner des 
Djebel al-’Arab (historisch: Djebel Druse) 
haben die “Tradition der Rebellion” als fest- 
en Bestandteil ihrer historischen Identität als 
Gruppe verankert. Als rauhe Grenzlandsied- 
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ler außerhalb der osmanischen Reichsge- 
walt gezwungen, für ihr Überleben selbst zu 
sorgen, entwickelten sie im Laufe des 19. 
Jahrhunderts bemerkenswerte kriegerische 
Fähigkeiten, die sie dann auch gegen ver- 
schiedene Zentraloder Lokalmächte einsetz- 
ten: gegen Ibrahim Pascha 1838, gegen die 
Osmanen fast während der ganzen zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und gegen die 
französische Mandatsmacht 1925 im 
“Großen Syrischen Aufstand”, der sie quasi 
international bekannt machte. Auch am 
Sturz des Diktators Schischakli 1954 waren 
sie maßgeblich beteiligt. 

Die stetig anwachsende soziale Frustrati- 
on in den mittleren und unteren Schichten 
der syrischen Gesellschaft in Verbindung 
mit der gerade skizzierten spezifischen 
Gruppenidentität brachten im Viertel al- 
Nahda dann den gewaltsamen Ausbruch 
von sozialem Protest zustande. 

In kürzester Zeit nach dem Sichten der 


Bulldozer brachten die Einwohner von al- 
Nahda den gesamten Vorort Jaramana und 
Umgebung auf die Beine: Während Frauen 
und Kinder sich vor die Bulldozer stellten, 
um sie aufzuhalten, alarmierten “Boten” auf 
Mopeds und Motorrädern ganz Jaramana, 
das Palästinenserlager und den kleinen von 
Sunniten bewohnten Ort Beit Sahm. Inner- 
halb weniger Stunden zogen Tausende von 
Demonstranten (Augenzeugen nennen die 
Zahl von 15 000) zu den gefährdeten Häu- 
sern. Nach Erzählungen von Augenzeugen 
soll sich die völlig unvorbereitete Polizei, 
die die Bulldozer begleitet hatte, sofort zum 
Nachtclub al Andalus zurückgezogen ha- 
ben, um diesen zu schützen. Von 10 Uhr 
morgens bis 17 Uhr abends dauerten die 
Auseinandersetzungen zwischen Demon- 
stranten und Sicherheitskräften, die in 
Jaramana unter dem Namen ”al-Ma’raka”, 
‘die Schlacht’ in die Annalen eingingen. Sie 
forderten je ein Todesopfer auf beiden Sei- 
ten, 85 verwundete Polizisten und 108 ver- 
wundete Demonstranten; der Nachtclub 
alAndalus, verhaßtes Symbol für die Privile- 
gien der Mächtigen sowie zwei Autos der 
Sicherheitskräfte wurden völlig niederge- 
brannt. Am Nachmittag herrschte Sieges- 
stimmung in al-Jaramana; ehrbare Familien- 
väter um die 50 erzählten noch Monate spä- 
ter mit blitzenden Augen, wie die 70-jähri- 
gen Männer auf der Flughafenstraße dabka, 
einen Volkstanz, getanzt hätten. Man erfand 
Lieder auf die Helden der ”Schlacht” und 
drückte drusisches Selbstverständnis und 
drusische Selbstsicherheit in Versen wie den 
folgenden aus: 

Hört! was sich in Jaramana abspielte, 
stand unter dem Schutz und Schirm vom 
Pascha Sultan; die Liebe zum Vaterland trieb 
uns an; fragt nach uns im Hauran, fragt nach 
uns im Libanon, auf der Flughafenstraße 
kämpfte die Partei des Feuers, und kein 
Haus fiel, dank unserer ‚Drusen! 

Um 17 Uhr, so berichtet man, sei der 
muhäfiz (der zuständige Beamte) gekom- 
men und habe eine Rede gehalten, in der er 
die Demonstranten “im Namen (des besun- 
genen) Sultan Pascha al-Atrasch”, des dru- 
sischen Anführers des Großen Syrischen 
Aufstands 1925 gegen die Franzosen, der 
drusischen Symbolfigur schlechthin, Ver- 
körperung der drusischen Gruppenidentität, 
beschwor, Frieden zu halten und dem Ver- 
ständnis der Regierung für die Sorgen der 
kleinen Leute Ausdruck gab. 

Offenbar war Hafiz al-Assad, bei der Nie- 
derschlagung von Protestbewegungen sonst 
keineswegs zimperlich, wie das Bombarde- 
ment der Muslimbrüder von Hama und die 
Einkerkerung von Oppositionellen der Pro- 
testbewegung Anfang der 80er Jahre zeig- 
ten, nicht daran interessiert, seine Annähe- 
rungspolitik gegenüber dem Westen durch 
negative Schlagzeilen zu gefährden." 
Außerdem handelte es sich hier nicht um 
eine politisch organisierte Bewegung, son- 
dern um spontanen Widerstand. Jedenfalls 
verfolgte das Regime eine Politik der 
Beschwichtigung: Der lokale Parteisekretär 
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soll die Familie des Getöteten - Drusen, die 
ursprünglich aus dem Norden des Djebel al- 
"Arab stammen - besucht haben, und ihnen 
mit Sprüchen wie “Die Partei ist immer mit 
den Kämpfenden!” das Beileid bezeugt 
haben. Die 90 Millionen SL, die das Casino 
wert war und die von ganz Jaramana aufge- 
bracht werden sollten, waren drei Monate 
später so gut wie vergessen. Das Begräbnis 
des Opfers aus Jaramana wurde zu einer 
großen Solidaritätsfeier umfunktioniert. An 
diesem Tage blieben alle Läden geschlos- 
sen. 30 000 Leute, darunter (sunnitische) 
Palästinenser und viele Christen, sollen der 
Feier auf dem öffentlichen Leichenplatz bei- 
gewohnt haben, die nach drusischer Sitte 
begangen wurde. Unter den Rednern befan- 
den sich der lokale Parteisekretär, die Frau 
von Khaled Bakdasch, dem Vorsitzenden 
der offiziellen KP und eines der religiösen 
Oberhäupter der Drusen mit Sitz im Djebel. 
Aus dem Hauptwohngebiet der Drusen, 
dem Djebel al-’Arab, kamen nur einige 
Angehörige des Opfers. Die ”protestieren- 
den Massen”, deren Ankunft wohl auch das 
Regime befürchtet hatte, denn die Straßen 
nach Süden wurden an dem Tage kontrol- 
liert, blieben aus. 


Sezessionistische Drusen? 


Was bleibt also vom ”Drusenaufstand”? 
Ein Akt zivilen Widerstands gegen Anord- 
nungen der Regierung, die als existenzbe- 
drohend und ungerecht angesehen wurden, 
dessen Betroffene und Akteure hauptsäch- 
lich (aber nicht ausschließlich) Drusen 
waren, und der von beiden Seiten in die 
Rhetorik und Symbolik der ethnisch-religiö- 
sen Gruppe der Drusen gekleidet wurde. 
Sowohl die Akteure selbst, als auch die 
Staatsmacht bezogen sich in ihren Aussagen 
auf die Vergangenheit und daraus resultie- 
rende Gruppenidentität der Drusen. Aber 
heißt das, daß man auf separatistische Ten- 
denzen der Drusen in Syrien schließen 
kann, wie dies Kaplan vertritt? "Sollte Assads 
Tod zu Chaos in Damaskus führen, ist es 
nicht ausgeschlossen, daß die Region des 
Djebel Druse von Syrien wegbricht und sich 
mit Jordanien verbindet.”'* 

Kaplan bezieht sich offensichtlich immer 
noch auf die historischen Bemühungen 
eines Teils der politisch führenden Elite im 
Djebel al-"Arab in den 40er Jahren, die eine 
Sezession des Djebel und seinen Anschluß 
an Transjordanien ins Auge faßten, was, 
wohlgemerkt, einen Bürgerkrieg im Djebel 
hervorrief und sich schon damals als welt- 
fremd erwies.'‘ Nein, selbst historisch ist 
eine solche These unhaltbar, und für die 
Gegenwart ist sie vollends wirklichkeits- 
fremd. Fragte man drusische syrische Staats- 
bürger, ob sie lieber zu Jordanien gehören 
wollten als zu Syrien, erntete man entweder 
lautes Gelächter, verständnislose Blicke 
oder gar Zorn darüber, daß man ihren syri- 
schen Staat nicht ernst nähme. Eine solche 
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Frage entspräche ziemlich genau der Frage 
an einen Bayern, ob er lieber zu Österreich 
gehören wolle als zu Deutschland. “Warum 
fragst Du dauernd nach unserem Drusentum 
und willst uns darauf festlegen, wo wir doch 
syrische Staatsbürger sind, wie alle anderen 
auch?” wurde ich bei meinen Recherchen 
mehrmals ungehalten gefragt, und zwar fern 


jeder Geheimdienstanwesenheit. Man ist 
zwar auf der einen Seite stolz und selbstbe- 


wußt, ein Druse zu sein, aber gleichzeitig 
will man sich nicht ausschließlich darauf 
festlegen lassen, schon gar nicht von westli- 
chen Ausländern. Immerhin war die Ermuti- 
gung eines drusischen “Sondercharakters” 
eine der Hauptstützen der französischen 
Mandatspolitik, die aus dem Hauptsied- 
lungsgebiet der Drusen, eben dem Diebel 
al-’Arab, sogar einen eigenen Staat machte, 
übrigens ebenso wie aus dem Alawitenge- 
birge, um den um sich greifenden arabi- 
schen Nationalismus einzudämmen. 

Auch die Tatsache, daß die Bewohner 
des Djebel ausgesprochen kühl auf die 
“Schlacht von jJaramana” reagierten, ist 
bezeichnend. “Das war kein Drusenauf- 
stand, und auch keine Schlacht, höchstens 
eine Demonstration aus sozialen Gründen”, 
lautete das Verdikt. Die Tatsache, daß nur 
Familienangehörige und ein religiöses 
Oberhaupt zur Trauerfeier erschienen, 
schwächt die These vom “Drusenaufstand” 
gehörig, denn in diesem Falle hätten sich ja 
alle Angehörige dieser Religionsgemein- 
schaft betroffen fühlen müssen. Auch das 
drusische Mitglied in der‘ Regionalen 
Führung (giäda qutriyya), Taufig ala, war, 
unbestätigten Aussagen nach, zuerst für ein 
hartes Durchgreifen und Niederschlagung 
des Aufstands. Er soll seine Meinung erst 
geändert haben, als von ganz oben, vom 
Präsidenten selbst, Einlenken angeordnet 
wurde. Auch in diesem Falle keine Spur vom 
"drusisch-konfessionalistischen Block”, son- 
dern machtrationales Handeln. 


Daniel Pipes aber geht explizit davon 
aus, "daß religiöse Linien - nicht Parteipoli- 
tik, Ideologie oder Geographie die 
grundsätzlichsten und beständigsten politi- 
schen Trennlinien in der großsyrischen 
Region sind”.'* Nur religiöse Affiliationen 
seien gewissermaßen politisch wirksam, sie 
seien der Schlüssel zum Verständnis syri- 
scher Politik. Eine solche Sichtweise mündet 
konsequent in Kaplans (auch von anderen 
vertretene) Balkanisierungsthesen, Syrien sei 
“Teil derselben Welt wie Jugoslawien: ein 
ehemaliges osmanisches Gebiet, das mit 
den Problemen post-osmanischer Grenzzie- 
hung zurecht kommen müsse””, und in 
demselben Chaos enden werde, wobei kein 
anderer Grund als eben dieser historisch- 
geographische angeführt wird. Daß die ehe- 
maligen osmanischen Provinzen auf dem 
Balkan strukturell und historisch nur sehr 
bedingt mit den arabischen Provinzen des 
Osmanischen Reiches verglichen werden 
können, daß in Syrien 30 Jahre Ba’th-Herr- 
schaft nicht ohne Spuren an dem freilich 


immer unscharfen Etwas, was man nationale 
Identität nennen könnte, vorbeigegangen 
sind, daß auch autoritäre Integration gelin- 
gen, d.h. integrieren kann, scheint nicht zu 
kümmern. Sind diese Positionen auch empi- 
risch wenig haltbar, so spiegeln sie doch 
einen Trend im wissenschaftlichen Diskurs 
wider, dem nachzuspüren sich lohnt. 


Das Problem der Ethnizität 


Worum es hier geht, ist das Problem der 
Ethnizität im Nahen Östen.'* Zu diesem Pro- 
blem haben sich in der Wissenschaft im 
wesentlichen zwei Herangehensweisen, 
zwei theoretische Stränge herausgebildet: 
Zum einen Ansätze, die in handlungsorien- 
tierter Manier davon ausgehen, daß dem 
Handeln von Individuen oder Gruppen sub- 
jektiv zweckrationale Motive zugrunde lie- 
gen und die auch primär an ihrem Handeln 
orientiert sind. Anders ausgedrückt: Men- 
schen, die sich zur Erreichung politischer 
oder sozialer Ziele zusammenschließen, 
können dies über klassenmäßige, berufliche 
oder zivile, aber auch über ethnisch-religiö- 
se, tribale oder regionale Organisationsfor- 
men tun. Man mag die letztere Art von Orga- 
nisation kritisieren, beispielsweise derge- 
stalt, daß Organisation entlang ethnisch-reli- 
giöser Linien reale Klassenschranken über- 
dekt oder Patronage-Klientelbeziehungen 
Vorschub leistet. Es handelt sich aber immer 
noch um zweckrationale Organisationswei- 
sen. 

Der andere Strang wissenschaftlicher 
Beschäftigung mit dem Phänomen der Ethni- 
zität dagegen orientiert sich an nicht-hand- 
lungsorientierten, ”primordialen” (ursprüng- 
lichen) Gegebenheiten, also daran, wie 
Menschen sind, bzw. sein sollen, und nicht 
daran, wie sie handeln. Noch radikaler 
gehen dabei Ansätze vor, die soziobiolo- 
gisch argumentieren und Gruppenverhalten 
genetisch erklären wollen. 

M.E. zeichnet sich in jüngster Zeit ein 
Trend ab, sich von der als handlungsorien- 
tiert skizzierten Sichtweise ab und zu der als 
primordialistisch skizzierten Sichtweise hin- 
zuwenden. Nach den Unruhen in Los 
Angeles räumte eine Untersuchung des US- 
amerikanischen Wissenschaftsrats Erbanla- 
gen und biologische Faktoren eine ebenso 
bedeutsame Rolle bei der Entstehung von 
Gewalt ein wie sozialen Problemen. In 
einem aufsehenerregenden Artikel mit dem 
Titel ”The clash of civilizations?” vertrat 
Samuel P. Huntington unlängst die These, 
daß weltweit nach dem Ende der System- 
konfrontation eine Konfrontation von Zivili- 
sationen zu erwarten sei, die er in traditio- 
neller Weise durch "allgemeine objektive 
Elemente wie Geschichte, Religion, Sitte, 
Institutionen und subjektive Selbst-Identifi- 
kation der Leute” definiert, deren Unter- 
schiede zueinander ”das Produkt von Jahr- 
hunderten sind. Sie werden nicht so bald 


verschwinden. Sie sind bei weitem funda- 
mentaler als die Unterschiede zwischen 
politischen Ideologien und politischen Regi- 
men”.’” Und deswegen, so die einfache 
Logik, werden sie aufeinanderprallen. 
Kaplan formuliert dies konsequent und eher 
mystisch aus: "Wonach Syrien sich im Inner- 
sten sehnt, was seine unlösbaren Wider- 
sprüche lindern würde, ist, den Prozeß, der 
sich gerade auf dem Balkan abspielt, zu 
kopieren.” 

Bei weitem einflußreicher, auch im Falle 
Syriens, war bis jetzt der handlungsorientier- 
te Ansatz.” Man analysierte das ethnische 
Problem in Syrien und seine besondere Bri- 
sanz in der Weise, daß das Sicherheitsbe- 
dürfnis der herrschenden Eliten dazu geführt 
hatte, Schaltstellen politischer Macht und 
Sicherheit mit Leuten zu besetzen, die nicht 
aufgrund objektiver Leistung, sondern auf- 
grund ihrer persönlichen oder milieu-ver- 
bundenen Vertrauensstellung zu dieser Elite 
ausgewählt wurden. Mit anderen Worten: 
Weil der Präsident und viele einflußreiche 
Politiker Alawiten sind, wurden die Schalt- 
stellen des Sicherheitsapparates und hohe 
Posten in der Armee ebenfalls mit Alawiten 
besetzt. (Dies soll aber nicht heißen, daß es 
in der engsten Umgebung des Präsidenten 
nur Alawiten gäbe; im Gegenteil, mehrere 
äußerst wichtige Posten sind von engen Ver- 
trauten Assads besetzt, die Sunniten sind: 
Mustafa Tlas z.B., der Verteidigungsmini- 
ster, oder ‘Abd al-Halim Khaddam, der Vize- 
präsident.} Überhaupt wurde die Attrakti- 
vität der Ba’th-Partei für die Angehörigen der 
Minderheitengruppen durch ihr sozialisti- 
sches (schließlich waren Alawiten, Drusen 
und Ismailiten ländliche Gruppen, und die 
ersten Ba’th-Aktivisten Söhne von mittleren 
Bauern) und säkulares (immerhin waren die- 
se Gruppen ja heterodox) Programm erklärt. 
Der traditionell hohe Prozentsatz der Min- 
derheiten in der Armee geht zum einen aus 
der französischen Kolonialpraxis hervor, die 
Minderheiten in ihre Troupes Speciales zu 
rekrutieren. Zum andern war die kostenlose 
Militärakademie ein gutes Aufstiegsmittel für 
Bauernsöhne. So erklärt sich auch der hohe 
Anteil an sunnitischen Hauranern in Partei 
und Armee.’ 

Das Spannungsverhältnis zwischen pro- 
pagandistischem Nationalismus und einer 
Praxis, die aus Patronage und Klientelbezie- 
hungen besteht, die oftmals entlang eth- 
nisch-religiöser Linien verlaufen, machen 
die a’ifiyya so virulent. Denn ”konfessionali- 
stisch” zu sein, ist einer der meistgebrauch- 
ten Angriffe gegen das Regime, der nicht nur 
von den Muslimbrüdern, sondern auch von 
der linken Opposition vorgebracht werden 
kann und wird. Die Muslimbrüder waren es 
auch, die ihre Konfrontation mit dem Regi- 
me entlang primordialer Linien führten, 
indem sie Alawiten als solche angriffen, und 
sich ja auch selbst entlang solcher Kategori- 
en organisierten.” 

Doch heißt das eben noch lange nicht, 
daß alle ethnisch-religiösen Gruppen in 
Syrien im "Chaos nach Assads Tod” in sol- 
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cher Weise handeln, d.h. aus ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe 
ein politisches Programm machen werden. 
Was aus unserem Beispiel aus Jaramana 
gelernt werden kann, ist, daß, gerade ange- 
sichts der Zersplitterung und Schwäche der 
in Parteien organisierten Opposition”, 
soziale Bewegung, Opposition und Wider- 
stand entlang regionaler (Wohnort, Stadt- 
viertel), clanmäßiger oder ethnisch-religiö- 
ser Linien, oder einer Mischung aus diesen 
Elementen, stattfinden und sich in einer ent- 
sprechenden Rhetorik und Symbolik aus- 
drücken können. Doch richtete sich der 
Volkszorn explizit nicht "gegen alle Alawi- 
ten”, sondern gegen ganz bestimmte Ein- 
richtungen und Symbole einer repressiven, 
Privilegien genießenden Gruppe. Er war 
auch nicht ausschließlich ethnisch-religiös 
organisiert, geschweige denn motiviert: 
nicht alle Drusen schrieben sich diesen Pro- 
test aufs Banner. In diesem Sinne ist unser 
Beispiel des ”Drusenaufstands” als ein klei- 
nes Zeichen dafür zu sehen, daß sich Syrien, 
allen Unkenrufen zum Trotz, nach Assads 
Abtritt nicht in einen blutigen Balkan ver- 
wandeln wird, sondern daß Partei, Armee 
und Geheimdienste die Nachfolge unterein- 
ander ausfechten. Vielleicht besinnt sich bis 
dahin auch die Wissenschaft wieder mehr 
aufs Rationale als aufs Primordiale. 


Birgit Schäbler 
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Feindbild Migration 
‚und Ökozynismus 


Die Kampagne der BefürworterInnen 
von Bevölkerungskontrolle ist in vol- 
lem Gange. Egal, auf welche der Kri- 
sen der Norden gerade besonders sei- 
nen Blick wirft, immer wird die 
Geburtenkontrolle als die ideale 
Lösung präsentiert: Bevölkerungskon- 
trolle ‘ermöglicht’ nachhaltige Ent- 
wicklung, ‘verbessert’ den Status der 
Frauen und ‘hilft’ bei der Tilgung der 
Auslandsschulden. Diese Positionen, 
die bereits bis ins linke entwicklungs- 
politische und feministische Lager 
vorgedrungen sind, gilt es entgegen- 
zutreten. 

So wird sich die Juni-Ausgabe der 
‘blätter’ in einem Themenschwer- 
punkt mit den Schein-Argumenten 
der Bevölkerungskontroll-Lobby und 
ihres reformerischen Flügels ausein- 
andersetzen und Position beziehen. 
Zudem werden wir kontinuierlich 
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zum Thema berichten und in der 
März/April-Ausgabe eine Service-Sei- 
te starten mit Kurzinformationen über 
Veranstaltungen, Publikationen und 
Aktionen. 

Den Auftakt bildet der nachfolgende 
Einführungsbeitrag von Ute Sprenger. 
Sie ist Mitarbeiterin der ‘Berliner 
Frauen gegen Bevölkerungspolitik’, 
die sich in Zusammenarbeit mit einer 
bundesweiten Frauen-Koordination 
der Aufarbeitung dieses Themas in 
den ‘blättern’ angenommen haben. 


schen aus den Ländern des Südens wäl- 
zen sich derzeit in unseren Medien auf 
die hochindustrialisierte Welt zu. Während 
die Bevölkerungszahlen in Europa rückläu- 
fig seien, wüchsen sie in den Ländern des 
Südens, warnen Experten. Die Schreckens- 


| awinen, Wellen oder Fluten von Men- 


— 


vision: Millionen von Menschen suchen bei 
uns nach besseren Lebensbedingungen, 
weil in ihren Regionen ”Bevölkerungsexplo- 
sion”, Umweltzerstörung oder Krieg herr- 
schen. Afrika rückt bedrohlich nahe. Marok- 
ko, nur 14 Kilometer vor der europäischen 
Mittelmeerküste, ist das Sprungbrett. Der 
Kommunismus, das alte Feindbild, wurde in 
den letzten Jahren ersetzt durch ein neues: 
Flucht und Migration. 

Im September 1994 wird in Kairo die 3. 
Weltbevölkerungskonferenz der Vereinten 
Nationen (UNO) stattfinden. "Bevölkerung 
und Entwicklung”, so das Motto unter dem 
dort Vertreterinnen von Regierungen, von 
internationalen Organisationen und der 
Wissenschaft eine Woche lang diskutieren 
und beschließen werden, in welchen Berei- 
chen und wie in den kommenden zehn bis 
zwanzig Jahren bevölkerungspolitisch ein- 
gegriffen werden soll. Zentral werden in 
Kairo die Themen Migration und Flüchtlinge 
sein. Weitere Schwerpunkte: Bevölkerungs- 
und Wirtschaftsentwicklung, Umweltzer- 
störung, Frauenförderung, Familienplanung 


und die Auswirkungen von Geschlechts- 
krankheiten und Aids. 

Alle zehn Jahre veranstaltet der UN- 
Bevölkerungsfonds, der UNFPA, eine solche 
Konferenz. Vorläufer gab es 1974 in Buka- 
rest und 1984 in Mexiko. Im 1974 beschlos- 
senen 'Weltbevölkerungsaktionsplan’ wur- 
den steigende Geburtenraten in den Län- 
dern des Südens als zentrales Hindernis für 
jede Art von Entwicklung definiert. Diese 
Definition, bis heute gültig, gebetsmühlen- 
artig wiederholt und mit den jeweils neue- 
sten Argumenten der Bevölkerungskontroll- 
bewegung verknüpft, verwendete auch die 
UNFPA-Generalsekretärin Nafis Sadik 1992 
zum Auftakt der Kampagne für die Kairo- 
Konferenz: ”Es kann keine langfristige 
Lösung für Umweltprobleme und für die 
Armut gefunden werden, wenn nicht die 
Bevölkerungsfragen gelöst werden.“ 


Tausch: Kredite für 
Geburtenkontrolle 


Bereits seit den 70er Jahren werden im 
Norden bevölkerungspolitische Konzepte 
entwickelt, um nicht die weltwirtschaftli- 
chen Ursachen von Verarmung, Verschul- 
dung und ökologischer Zerstörung zu 
benennen und verändern zu müssen. An die 
Vergabe von Krediten gebunden, sollen mit 
ihnen in den Armutszonen die Geburtenra- 
ten reduziert werden. Auch Regierungen in 
den Ländern des Südens selbst, die auf der 
ersten Konferenz vor rund zwanzig Jahren 
noch über den ‘Neo-Malthusianismus’ der 
Industrieländer wetterten und meinten “Ent- 
wicklung ist die beste Pille“, haben sich 
unter dem Eindruck von IWF- und Welt- 
bankkrediten und durch bilaterale Program- 
me der Geberländer, in denen Bevölke- 
rungspolitik mit Gesundheit, Bildung, Res- 
sourcennutzung, Frauen, Einkommen, Kin- 
dern verbunden wurde, von der Botschaft 
der Bevölkerungskontrollbewegung über- 
zeugen lassen. Nicht zuletzt spielte bei vie- 
len Politikern das Interesse am eigenen 
Machterhalt eine Rolle. Die Forderung nach 
Landreformen und einer gerechten Welt- 
wirtschaft verschwindet so schließlich hinter 
der Forderung nach mehr Geld für effekti- 
vere Verhütungsmittel für die Frauen in den 
Armutszonen dieser Welt und ordnungspoli- 


WORÜBER 
ZERBRICHST Du 


SUSANITA? 
vo — 


Bevölkerungspolitik 


tischen Maßnahmen hierzulande, wie etwa 
einer verschärften Asylgesetzgebung. 


Neo-Malthusianismus 


Das Gespenst der ‘’Bevölkerungsexplosi- 
on’ wurde in den frühen 50er Jahren in den 
USA kreiert. Zu jener Zeit entstanden in den 
damaligen Kolonien nationalistische Bewe- 
gungen, die den Westen um Einflußzonen, 
Rohstoffe und Märkte fürchten ließen. Der 
ideologische Vater der neuen Bevölkerungs- 
kontrollbewegung ist Thomas R. Malthus, 
ein englischer Theologe und Ökonom des 
ausgehenden 18. Jahrhunderts. Malthus ent- 
warf damals die bis heute nicht belegte 
Theorie, daß die Bevölkerung in einem 
bestimmten Zeitraum ungleich schneller 
wächst, als die Nahrung. In den 50er Jahren 
unseres Jahrhunderts, der Hochzeit des Anti- 
Kommunismus, wurde diese Theorie wie- 
derbelebt. Auch die Neo-Malthusianer setz- 
ten Bevölkerungs- und Nahrungszuwachs 
ins Verhältnis, um - “im Dienste des Welt- 
friedens”, wie es damals hieß - die Aufstän- 
dischen der Zukunft gar nicht erst auf die 
Welt kommen zu lassen. 


Scheinalternative: 
‘Bevölkerung oder Umwelt’ 


In Anzeigen, Artikeln und Broschüren 
wurde Stimmung gemacht, sogenannte 
’Familienplanungsprogramme’ für die Län- 
der des Südens wurden entwickelt und mas- 
siv Gelder in die Erforschung von Verhü- 
tungsmitteln gesteckt. So sind die Entwick- 
lung der Pille und nachfolgender 'moderner‘ 
Verhütungsmittel für Frauen, wie der Spira- 
le, der Spritze, dem Implantat und der Imp- 
fung auch auf die Initiative dieser neuen 
Bevölkerungskontrollbewegung zurückzu- 
führen. Seit den 50er Jahren auch hantiert 
die Statistik mit bedrohlichen Hochrechnun- 
gen von anwachsenden Menschenmassen, 
die das ’Raumschiff Erde’ an den Rand einer 
Katastrophe brächten. Was allerdings in den 
folgenden Jahren hin und wieder wechselte, 
war die Argumentation der Bevölkerungs- 
Lobby. Diente die Familienplanungsideolo- 
gie zu Anfangs der Aufstandsbekämpfung, 


"ÜBER DIE 
GEBURTEN- 
KONTROLLE . 
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sollten ab den späten 60er Jahren per Bevöl- 
kerungskontrolle die Armut und der Hunger 
bekämpft werden; in den 70er und 80er Jah- 
ren dann hieß es Gesundheit und Frauenbil- 
dung und Emanzipation kämen per Famili- 
enplanung voran, und seit wenigen Jahren 
heißt die Schein-Alternative ‘Bevölkerung 
oder Umwelt‘. Sämtliche Argumente der 
vier Jahrzehnte des Neo-Malthusianismus 
werden heute erneut miteinander verknüpft 
in der Diskussion um Bevölkerungswachs- 
tum, Flucht und Migration.Doch auch offizi- 
ell hat das Thema nach dem Wegfall der 
bipolaren Weltordnung seit 1989 in einem 
veränderten Sicherheitsbegriff Einzug gehal- 
ten. So gehören mittlerweile in den ‘Vertei- 
digungspolitischen Richtlinien’ des neuen 
Deutschlands und seiner Bündnispartner 
“demographische, ökonomische und ökolo- 
gische Fehlentwicklungen” in den Ländern 
der Dritten Welt zu den “nicht-militärischen 
Risiken“ von besonderer Brisanz. “Kommt 
es zu solchen Fehlentwicklungen”, heißt es 
dort, “werden zerstörerische Einflüsse auch 
in die hochentwickelten Gesellschaften 
getragen. Bei insgesamt negativem Entwick- 
lungsverlauf kann dieser Zusammenhang 
auch militärische Dimensionen gewinnen.” 


Die Bevölkerungskontrollbe- 
wegung macht Druck 


Fünfhundert Jahre nach dem Beginn der 
kolonialen Eroberung mit all ihrer wirt- 
schaftlichen, ökologischen und kulturellen 
Zerstörung geistert zwischen Bonn und 
Brüssel, Washington und Tokia die ‘Eine 
Welt’-Vision durch Politikerreden und die 
Medien. Die Kampagne für Kairo läuft auf 
vollen Touren. Eine Vielzahl von internatio- 
nalen Fach-, Regional- und zwei Vorberei- 
tungskonferenzen, sogenannte PrepComs, 
haben bisher stattgefunden. Auf der europäi- 
schen Bevölkerungskonferenz - Thema: 
‘Migration und Entwicklung‘ - trafen sich im 
März 1993 in Genf Vertreterinnen der Indu- 
strienationen mit Demographen. Sie warn- 
ten vor den Folgen des zunehmenden Ein- 
wanderungsdrucks auf Europa, besonders 
aus den Ländern des Maghreb und empfah- 
len, künftig bei Arbeitskräftemangel die 
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‘eigenen Reserven’, die Frauen Europas, zu 
nutzen. 


Feministische 
Bevölkerungspolitik? 


Anders als bei den bisherigen Weltbevöl- 
kerungskonferenzen werden erstmals auch 
Nicht-Regierungsorganisationen (NROÖs) in 
die offiziellen Vorbereitungen mit einbezo- 
gen. Man hat aus der UNCED in Rio 1992 
gelernt, daß sich so etwas in der Öffentlich- 
keit gut macht. Und tatsächlich beteiligen 
sich NROs aus Umwelt- und Frauenkreisen 
zunehmend daran. So sammelt eine US- 
amerikanische Gruppe unter dem Titel 
"Women’s Declaration on Population Poli- 
cies” weltweit Unterschriften für ‘ethische 
Prinzipien’ für bevölkerungspolitische Pro- 
gramme. Vollkommen aus den Augen verlo- 
ren wird dabei, daß Bevölkerungspolitik ein 
Herrschaftsinstrument ist. Stattdessen versu- 
chen die Frauen, diese Politik mit der Forde- 
rung nach Quotierung und nach Umleitung 
von 20 Prozent der Gelder für derartige Pro- 
gramme in die Bereiche Frauengesundheit 
und reproduktive Rechte zu ‘feminisieren’. 
"Es ist zynisch”, schreiben eine Reihe femi- 
‚nistischer Gruppen aus der Schweiz und 
Deutschland in einer Kritik an der "Declara- 
tion‘, "die Bedürfnisse der Frauen nach Ver- 
hütung und Abtreibung mit Bevölkerungs- 
politik zu beantworten.”Aber nicht nur 
NROs, auch Prominente ziehen gemeinsam 
mit der Bevölkerungskontroll-Lobby gegen 
die Armen statt gegen die Armut in dieser 
Welt zu Felde. So fungiert die US-Schau- 
spielerin und ehemalige Bürgerrechtlerin 
Jane Fonda für den UNFPA als ‘Botschafterin 
des guten Willens’. 


Der deutsche ‘Beitrag’ 


Auch in Deutschland wird auf offizieller 
politischer und NRO-Ebene auf die- Kairo- 
Konferenz vorbereitet. In Bonn ist das Innen- 
ministerium federführend für den Bereich 
Bevölkerung zuständig. Gemeinsam mit 
dem Entwicklungshilfeministerium (BMZ), 
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anderen Ressorts, den Amtskirchen, einigen 
NROs und Bevölkerungswissenschaftlern 
wurde dort bereits in der ‘Nationalen Kom- 
mission zu Fragen von Bevölkerung und Ent- 
wicklung’ der Nationale Bericht für die Kon- 
ferenz erarbeitet. Darin wird aus Regie- 
rungssicht die Situation in Deutschland und 
in der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Bevölkerungspolitik darge- 
stellt. Neben der Bonner Ebene planen 
bereits zahlreiche NROs, zusammenge- 
schlossen in dem Verein ‘Eine Welt für Alle’ 
und vernetzt mit Medienvertretern und dem 
internationalen Verbund von Fernsehanstal- 
ten ‘One World Group of Broadcasters’ für 
die kommenden Monate eine gemeinsame 
Öffentlichkeitsarbeit. Ein Grundsatzpapier 
Bevölkerung und Entwicklung’ wurde 
bereits verfaßt, in dem zwar Wachstumsfeti- 
schismus und Energieverbrauch im Norden 
kritisiert werden, Bevölkerungspolitik im 
Süden aber dennoch einen Sinn machen 
soll. 


Mehr Menschen 
= mehr Verschmutzung? 


"Ganz gleich, ob Industrieländer oder 
Entwicklungsländer: je mehr Menschen, 
desto mehr Verschmutzung”, so hieß es 


1990 im Weltbevölkerungsbericht der 
UNO, wo “konsequente Maßnahmen” 
gefordert werden, "um das Bevölkerungs- 
wachstum aufzuhalten”. Obwohl bekannt 
ist, daß der Pro-Kopf Konsum ebenso wie 
der Einsatz von Hoch-Technologie - die 
wichtigen Faktoren bei der Zerstörung unse- 
res Planeten - weltweit höchst unterschied- 
lich sind, findet diese einfache Gleichung 
zunehmend eine Anhängerschaft. Hierzu- 
lande und in Europa wird die Bevölkerungs- 
debatte von Schlagworten wie ’Alterssiche- 
rung‘, ‘Einwanderungsdruck’, ‘kulturelle 
Identität‘ und ‘ökologische Tragfähigkeit‘ 
beherrscht. Dabei ist es bis in linke und libe- 
rale Kreise hinein modern geworden die 
Bevölkerung, genauer gesagt: die Men- 
schen, als Variable zu betrachten. Jüngstes 
Beispiel ist ein Artikel in der Wochenpost 
(5. Januar 1994: "Wer bremst die Men- 
scheit?”, Ulli Kulke). Die Industriestaaten 
werden dort davor gewarnt in eine ‘'Huma- 
nitätsfalle’ zu tappen, solange wie sie wei- 
terhin Gelder für die Gesundheits- und Nah- 
rungsversorgung und die Bekämpfung der 
Kindersterblichkeit in den Armutszonen zur 
Verfügung stellten und wenig für geringeres 
Bevölkerungswachstum täten, denn: "Die 
synchrone Entwicklung steigender durch- 
schnittlicher Lebenserwartung und sinken- 
der Geburtenraten klappt nicht wie in den 
Industrieländern. (...) Die Menschheit muß 
anfangen sich selbst zu bewirtschaften. Je 
früher, desto humaner wird dies passieren. 
Für die Erhaltung der globalen Lebensgrund- 
lagen zur Zeit am wichtigsten: Tempolimit 
beim Bevölkerungswachstum.” Wie weit die 
Wochenpost den Öko-Zynismus treibt, ist 
im Leitartikel derselben Ausgabe nachzule- 
sen. "Kondome statt Brot“ wird dort völlig 
unverhohlen in Richtung Weitbevölke- 
rungskonferenz gefordert. 

Ute Sprenger 


Bevölkerungskontrolipolitik: ...damit die Deutschen weiterhin die Früchte der Welthungerordnung ernten 


Sri Lanka - Dossier 


Genese eines Bürgerkrieges 


Ethnischer Bürgerkrieg, Jugendaufstand 
und Niedergang des Rechtsstaates in Sri Lanka 


Die Situation auf Sri Lanka ist von drei 
Konfliktmustern geprägt. Erstens 
durch den seit 1983 zum Bürgerkrieg 
eskalierten ethnischen Konflikt zwi- 
schen den überwiegend buddhisti- 
schen Singhalesen und den überwie- 
gend hinduistischen Sri-Lanka-Tami- 
len (siehe Tabelle 1). Zweitens durch 
die seit 1978 beobachtbare Umwand- 
lung einer Westminster-Demokratie 
in ein Einparteienregime und drittens 
durch einen 1987 ausgebrochenen 
und Anfang 1990 blutig niederge- 
schlagenen singhalesischen Jugend- 
aufstand. Diese drei bis heute andau- 
ernden entscheidenden Konfliktmu- 
ster werden im folgenden dargestellt. 


Ceylon wird 1948 in die Unabhängigkeit 
entlassen. Das allgemeine Wahlrecht war 
bereits 1931 eingeführt worden und seitdem 
hatte sich ein weitgehend ethnisch orien- 
tiertes Parteiensystems entwickelt. Die Uni- 
ted National Party (UNP) vertritt die Singha- 
lesen der Insel, der Tamil Congress die Sri- 
Lanka-Tamilen und der Ceylon Indian Con- 
gress die Plantagen-Tamilen. Ceylon erbt 
1948 deshalb neben einer Westminster-Ver- 
fassung auch einen in der Parteistruktur des 
Landes verankerten Konflikt zwischen der 
Mehrheit der Singhalesen und den seit mehr 
als tausend Jahren im Norden und Osten sie- 
delnden Sri Lanka-Tamilen und den seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts aus Südindien 
zugewanderten tamilischen Plantagenarbei- 
tern. 


Von der ethnischen 
Diskriminierung zum 
Bürgerkrieg 


1949 entzieht die regierende UNP den 
rund eine Million südindischen Tamilen das 
Bürger- und damit das Wahlrecht. 1951 
gründet der prominente UNP-Dissident 
S.W.R.D. Bandaranaike die Sri Lanka Free- 


dom Party (SLFP), die sich mit dem Verspre- 
chen einer ausschließlichen Förderung der 
Sprache, Religion und Kultur der Singhale- 
sen aneinen singhalesischen dörflichen Mit- 
telstand und an die buddhistische Intelli- 
genz wendet. 1956 gewinnt die SLFP Ban- 
daranaikes mit dem Slogan “Sinhala only” 
die Wahlen. Sie erklärt das Sinhala zur 
Staats- und Verwaltungssprache der Insel, 
erhebt den Buddhismus zur quasi - offiziel- 
len Staatsideologie und fördert die Interes- 
sen der singhalesischen Mehrheit und insbe- 
sondere ihrer Wählerklientel unter dem 
Schlagwort einer nationalen - und nationali- 
sierenden - Wirtschaftspolitik. 


Da die unter Zugzwang geratene United 
National Party (UNP) rasch die gleichen 
Schlagworte übernimmt und da die SLFP 
und die UNP sich von 1956 bis 1977 jeweils 
an der Regierung ablösen (siehe Tabelle 2), 
setzt jetzt eine Politik der gegen die Sri-Lan- 
ka-Tamilen gerichteten ethnischen Ausgren- 
zung ein. Diese zielt auf die Übertragung 
einer begrenzten Anzahl von Verwaltungs- 
posten, Investitionen, Arbeitsplätzen und 
Erwerbsmöglichkeiten von der tamilischen 
Minderheit auf das singhalesische 'Löwen- 
volk‘. Diese Politik der ethnischen Umver- 
teilung und Ausgrenzung benachteiligt oder 
bedroht drei jeweils größere Gruppen der 
Sri-Lanka-Tamilen: (1) die Einführung des 
Sinhala im Verwaltungsapparat und in der 
Mehrheit der weiterführenden Schulen und 
der Universitäten vernichtet die Vorrangstel- 
lung einer Jaffna-tamilischen Beamtenschaft 
und sie erschwert der Jaffna-tamilischen 
Intelligenz den Zugang zu den von ihr aus- 
geübten Berufen, den ‘liberal professions’.2) 
Nationalisierungsmaßnahmen - der Hafen- 
anlagen der Insel, des Transport-, des Ban- 
ken- und des Versicherungswesens - 
machen den Weg frei für die Entlassung 
einer tamilischen Arbeiter-- und Mittel- 
schicht und die Neueinstellung einer sing- 
halesischen Wählerklientel. Neue Staatsbe- 
triebe werden auf den singhalesischen Sied- 
lungsraum konzentriert. Werden neue Indu- 
strien im tamilischen Siedlungsbereich 
gegründet, so kommen diese in erster Linie 
einer singhalesischen Arbeiter- und Unter- 


nehmerschaft zugute und sie tragen dazu 
bei, die ethnischen und politischen Mehr- 
heitsverhältnisse in den betreffenden Stadt- 
gebieten zu ‘kippen‘.3) Ein vorgeblich auf 
die nördliche Trockenzone, im wesentli- 
chen aber auf das Hinterland der tamili- 
schen Ostprovinz ausgerichtetes Lander- 
schließungs- und Umsiedlungsprogramm 
kommt fast ausschließlich den von Landlo- 
sigkeit bedrohten singhalesischen Bauern 
zugute. Es verändert das ethnische und poli- 
tische Gleichgewicht in der Ostprovinz und 
es bedroht - weil es offiziell als Wiederer- 
oberung einer ‘terra sancta’ der Buddhisten 
gerechtfertigt wird - die Gesamtheit der Sri- 
Lanka-Tamilen. 

Bereits während der siebziger Jahre stößt 
diese Politik der ethnischen Ausgrenzung 
auf einen doppelten Widerstand. Das von 
hohen Investitionen für eine Sinhala-spra- 
chige Massenbildung und von ungenügen- 
dem Wirtschaftswachstum gekennzeichnete 
“nationale‘ Wirtschaftsmodell kann die 
geweckten Erwartungen nicht mehr befriedi- 
gen: es kommt 1971 zum Aufstand singhale- 
sischer Jugendlicher. Auf der Gegenseite 
zeigt die von den tamilischen Politikern und 
einer Jaffna-tamilischen Studentenschaft seit 
1974 erhobene Forderung nach einem 
unabhängigen Tamilenstaat auf der Insel, 
daß die Politik der ethnischen Ausgrenzung 
einen tamilischen Separatismus und ethni- 
schen Bürgerkrieg auszulösen droht. 

Vor diesem Hintergrund kommt die UNP 
1977, dem Pendelschlag singhalesischer 
Politik folgend, wieder an die Macht. Ihr 
Wahlerfolg ist überwältigend, sie kann 
sich eine Fünfsechstel-Parlamentsmehrheit 
sichern. Dieser Sieg hätte ihr den innen- und 
wirtschaftspolitischen Spielraum verschaf- 
fen können, um eine neuerliche singhalesi- 
sche Revolte und eine drohende tamilische 


Aufstandsbewegung zu verhindern. Statt 
dessen benutzt die UNP ihre Mehrheit, um 


in den folgenden Jahren ihre Machtstellung 
auszubauen. Ihre Entscheidung, einen tami- 
lischen Separatismus mit militärischen Mit- 
teln zu bekämpfen, anstatt ihn zum Gegen- 
stand von Verhandlungen zu machen und 
ihn politisch einzubinden, beschleunigt den 
Legitimitätsverlust der tamilischen Politiker 
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und fördert die Entstehung, den Autoritäts- 
und Machtzuwachs einer tamilischen Ter- 
rororganisation, der ‘Liberation Tigers of 
Tamil Eelam‘(LTTE). 

Morde an Beamten, Überfälle auf Poli- 
zeistationen im Norden und Angriffe auf die 
seit 1979 mit Sondervollmachten ausgestat- 
tete und auf die Halbinsel von Jaffna ent- 
sandte Armee, bilden den Hintergrund und 
den Anlaß eines im Sommer 1983 einset- 
zenden Pogroms gegen die Tamilen. Bei die- 
sem Pogrom, das in Colombo initiiert wird 
und im ganzen singhalesischen Siedlungs- 
gebiet Nachahmer findet, wird rasch offen- 
sichtlich, daß es von der UNP- Spitze tole- 
riert und von verschiedenen lokalen UNP- 
Abgeordneten und den Sicherheitskräften 
unterstützt wird. Mehr als tausend Tamilen 
fallen dem Pogrom zum Opfer, und die 


zum entscheidenden Schauplatz des Bürger- 
krieges, der hauptsächlich zwischen Jugend- 
lichen ausgetragen wird. In diesem Krieg ste- 
hen sich die immer jüngeren und unter 
wachsendem Zwang rekrutierten boys’ der 
LTTE und jene singhalesischen Halbwüchsi- 
gen gegenüber, die in die neue ‘Special Task 
Force’: der UNP-Regierung rekrutiert wer- 
den. Die UNP-Regierung mißtraut der 
regulären Armee, da deren Führungspositio- 
nen von der SLFP mit ihren Parteianhängern 
besetzt wurden. Die ‘Special Task Force‘ soll 
der Regierung bei der Niederschlagung der 
Guerilla dienen und die Parteigefolgschaft 
der UNP-Parlamentarier einbinden und ver- 
sorgen. In diese ‘Special Task Force’ werden 
deshalb junge arbeitslose Singhalesen auf- 
genommen, die oft den UNP-Parlamenta- 
riern als Wahlhelfer und Schlägertruppen 


Tabelle 1: Ethnische Gliederung der Bevölkerung Sri Lankas 

1971 1981 

Anteil (%) Einwohner (1.000) Anteil (%) 
Singhalesen 72,0 10.986 74,0 
Sri Lanka-Tamilen 11,2 1.872 12,6 
Indien-Tamilen 9,3 825 5,6 
Moors 6,7 1.057 7,1 
Malaien 0,34 43 0,29 
Burgher 0,35 38 0,26 
Sonstige 0,1 29 0,1 
Gesamt 100 14.850 100 
Quelie: CBSL 


Mehrheit tamilischer Läden und Wohnun- 
gen in den singhalesischen Städten wird 
geplündert. Damit tritt der ethnische Kon- 
flikt in das Stadium des offenen Bürgerkrie- 
ges. Dieser Bürgerkrieg hält bis heute unver- 
mindert an’ und entwickelte eine lokale, 
regionale und internationale Ebene der 
militärischen bzw. politischen Auseinander- 
setzungen. 


Drei Dimensionen 
des Bürgerkrieges 


Die singhalesische Armee verliert früh- 
zeitig die Kontrolle über die schwer zugäng- 
liche Jaffna-Halbinsel, deshalb konzentrie- 
ren sich die Kämpfe sehr rasch auf die leich- 
ter zugängliche Ostprovinz. Dort siedeln 
bereits Singhalesen und man hofft, die mit 
der UNP verbündeten Ostküsten-Muslime 
gegen die lokalen Tamilen ausspielen zu 
können. So verwandelt sich die Ostprovinz 
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gedient hatten. Da diesen Arbeitslosen und 
Landlosen zugesagt wird, daß sie künftig bei 
der Vergabe von Landparzellen in den Neu- 
siedlerkolonien bevorzugt werden, wandelt 
sich der ‘Krieg der Jugendbanden’ zu einem 
Krieg der Vertreibung und Landnahme. Die 
‘Special Task Force‘ geht im Falle von 
Anschlägen mit dem Instrument der ‘kollek- 
tiven Vergeltung’ gegen die lokalen Bauern 
vor. Es wächst die Bereitschaft, in einer dis- 
kreten Zusammenarbeit mit bewaffneten 
singhalesischen Neusiedlern und Muslimen 
tamilische Bauern zu vertreiben, ihre Dörfer 
zu zerstören und ihr Land zu übernehmen. 
Neben diese lokale Ebene des Bürger- 
krieges tritt bald eine regionale. Seit der Ent- 
stehung eines neuen grenzüberschreitenden 
tamilischen Nationalismus auf der Halbinsel 
Jaffna sehen die Sri-Lanka-Tamilen in der 50 
Millionen starken Bevölkerung des südindi- 
schen Bundesstaates Tamilnadu ihre ethni- 
sche Stammgruppe. Über die Meeresenge 
hinweg halten die Jaffna-tamilischen Fischer 
einen lukrativen Schmuggelhandel aufrecht. 


In dem Maße, in dem auch Mitglieder dieser 
Fischerkaste in der LTTE den Ton angeben, 
dient dieser Verkehr nicht nur zur Finanzie- 
rung der LTTE, sondern auch zur Versorgung 
mit Waffen und für den Transport der Kämp- 
fer und Verwundeten. Die Küste Tamilnadus 
wird zum Ausgangsort und Fluchtpunkt der 
Angriffe der LTTE. Hier unterhalten die LTTE 
und die mit ihr rivalisierenden tamilisch- 
en Untergrundorganisationen ihre Ausbil- 
dungslager, von hier aus suchen und finden 
sie auch die Unterstützung der verschiede- 
nen regionalen Parteien und der Bevölke- 
rung Tamilnadus. Die Marine Sri Lankas ver- 
sucht, diese Verbindung zu unterbrechen 
und unterwirft die Küste im Norden der Insel 
zahlreichen Kontroll- und Sicherheitsaufla- 
gen. Diese dienen aber auch als Vorwand, 
um die mehr als 300.000 tamilischen 
Fischer am Fischfang zu hindern, sie zu 
bedrohen oder ihre Boote zu konriszieren. 
Mehr als 100.000 Fischer, aber auch Bau- 
ern, siedeln schließlich auf die Küste Südin- 
diens über. Die Flüchtlinge werden in 
Lagern untergebracht, diese werden von der 
LTTE kontrolliert und hier rekrutiert sie ihre 
neuen Kämpfer. Im Maße dieser wachsen- 
den Regionalisierung des Konflikts wächst 
zugleich der Druck der Parteien Tamilnadus 
auf die indische Zentralregierung, sich auf 
der Seite der tamilischen Aufstandsbewe- 
gung zu engagieren. 


Aber auch eine weitere internationale 
Ebene der Konfliktaustragung - die sich aus- 
weitenden Waffenlieferungen, Flüchtlings- 
bewegungen und Proteste - nötigt die indi- 
sche Regierung zu einer diplomatischen und 
militärischen Intervention. Im August 1987 
zwingt die Regierung Rajiv Gandhis der auf 
Sri Lanka regierenden UNP den ‘Indo-Sri 
Lankan Peace Accord’ auf. Dieser soll die 
bislang zentralistisch verwaltete und von der 
singhalesischen Mehrheit dominierte Insel 
nach dem Vorbild Indiens in einen föderalen 
Staat umwandeln und dadurch den Bürger- 
krieg beenden. Zur Überwachung der Ent- 
waffnung der LTTE, des Rückzugs der sing- 
halesischen Truppen und der Durchführung 
der geplanten Provinzwahlen werden im 
Norden und Osten der Insel indische Trup- 
pen stationiert. 

Die indische Intervention kann zwar 
einer Internationalisierung des Konflikts ent- 
gegentreten, sie löst aber ungewollt einen 
neuen Binnenterror innerhalb der ethni- 
schen Mehrheit und innerhalb der Minder- 
heit aus, und sie fördert die Verselbständi- 
gung des Bürgerkriegs. Die LTTE lehnt den 
Vertrag ab. Sie greift im Herbst 1987 die 
indischen Truppen an und verwickelt die 
indische Armee in ihre erste gegen eine 
Guerilla gerichtete Militäraktion auf frem- 
dem Boden. Indien sucht seinen Friedens- 
plan zu legitimieren und seine Position zu 
stärken, indem es mit rivalisierenden tamili- 
schen Parteien und Terrororganisationen 
kooperiert und diese gegen die LTTE aufrü- 
stet. Diese ‘Bruderkämpfe’ spalten, verelen- 
den und terrorisieren die tamilische Zivilbe- 
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völkerung. Zugleich bricht in dem singhale- 
sischen Siedlungsgebiet, im Binnenraum der 
ethnischen Mehrheit, ein von einer Terror- 
und Geheimorganisation geführter und 
gegen das 'Friedensdiktat’ und vor allem 
gegen die Staatsklasse der UNP gerichteter 
Aufstand aus. Während der Binnenterror auf 
der tamilischen Seite 1990 zum Sieg der 
LTTE, zum Aussetzen des Friedensvertrags 
und zum Abzug der indischen Truppen 
führt, beschwört der Binnenterror auf der 
singhalesischen Seite einen Schattenkrieg 
herauf, bei dem Geheimgruppen von 
Jugendlichen gegen staatliche Todesschwa- 
dronen antreten. Diesen Schattenkrieg wird 
schließlich die UNP- Regierung für sich ent- 
scheiden. 

Plus ga change, plus c’est la m&me chose: 
Nach einem zynischen Zweckbündnis zwi- 
schen der UNP-Regierung und der LTTE’ 
bricht dieses Mitte 1989 geschlossene Still- 
halteabkommen ein Jahr später zusammen. 
Der seitdem wiederaufgenommene Bürger- 
krieg wird nun noch grausamer, weil die 
singhalesische Regierung jetzt die zur Nie- 
derwerfung ihres Jugendaufstandes ent- 
wickelten Methoden und ihre Todesschwa- 
dronen gegen die Tamilen einsetzt und weil 
die ihrer südindischen Fluchträume, Unter- 
stützung und Verbindungswege beraubte 
LTTE zu immer brutaleren Maßnahmen 
greift. Sie steigert die Massaker an den Mus- 
limen und den singhalesischen Neusiedlern 
in der Ostprovinz, erpreßt und terrorisiert 
die eigene Bevölkerung und entführt und 


rekrutiert in immer stärkerem Maße Kinder 
für ihre ’Tiger’- und 'Tigerinnen’-Brigaden. 
Im Verlauf von vier Jahrzehnten und 
angetrieben durch den Nationalismus und 
das Zweiparteiensystem der singhalesischen 
Mehrheit hat sich dieser ethnische Konflikt 
zu einem Bürgerkrieg verselbständigt, der 
die sozialen und politischen Binnen- und 
Rechtsordnungen beider Volksgruppen 
weitgehend schwächt und zerstört. 


Die Entstehung eines 
autoritären Regimes 


Es wurde bereits angedeutet, daß die lan- 
ge Zeit als exemplarisch eingeschätzte 
(Westminster)-Demokratie Sri Lankas zu- 
gleich einen ethnischen Konflikt vorantreibt. 
Der Machtwechsel der beiden großen Par- 
teien findet dabei aufgrund der von ihnen 
abgegebenen, gegen die Tamilen gerichte- 
ten Patronage-Versprechungen statt; die 
hohen Wahlbeteiligungen (siehe Tabelle 2) 
sind das Resultat einer weitreichenden 
wiählerkontrolle seitens der UNP und SLFP 
und der von ihnen beständig gesteigerten 
Patronage-Erwartungen; eine sinhalaspra- 
chige Massenbildung und eine freie und sin- 
halasprachige Presse vermitteln und propa- 
gieren einen ethnisch exklusiven, singhale- 
sischen Nationalismus. 

Bis 1977 werden zwar wichtige Rahmen- 
bedingungen liberaler demokratischer Herr- 


schaft geschwächt, aber der Kernbestand 
demokratischer Herrschaft, also die Unab- 
hängigkeit der Rechtsprechung und die 
Gewaltenteilung, das Abhalten periodischer 
und für alle Parteien offener Wahlen und ein 
äußerst begrenzter Einsatz von Ausnahmere- 
gelungen bleiben noch gewahrt. Mit dem 
hohen Wahlsieg der UNP unter Jayawarde- 
ne, aber auch unter dem Vorwand des 
anlaufenden Bürgerkriegs beginnt sich dies 
zu ändern. Jayawardene - der die SLFP als 
politische Konkurrentin ausschalten will - 
beginnt nun mit dem Ausbau eines verdeck- 
ten Einparteienregimes, indem dem Staats- 
präsidenten eine wachsende autokratische 
Stellung gegenüber dem Staat, dem Parla- 
ment und seiner eigenen Partei zufällt. 


1978 läßt J.R. Jayawardene, Wahlsieger, 
Premier und Parteipräsident der UNP eine 
neue Verfassung - gegen den Widerstand der 
im Parlament bedeutungslosen Opposition - 
verabschieden, die Sri Lanka in eine Präsidi- 
aldemokratie nach französischem Muster 
umwandelt. Die Richter des Supreme Court 
werden von Jayawardene, dem neuen 
Staatspräsidenten, auf die neue Verfassung 
eingeschworen. Die der neuen Verfassung 
kritisch gegenüberstehenden Richter des 
alten Supreme Court werden in den Ruhe- 
stand geschickt und durch neue, UNP-nahe 
ersetzt. In der Folgezeit häufen sich Ein- 
schüchterungen gegenüber den höchsten 
wie den niederen Richtern des Landes. 
Demonstrativ werden Polizisten und Beam- 
te befördert, die verurteilt worden waren, 


Tabelle 2: Parlamentswahlen auf Sri Lanka 1947 - 1989 
Parteien 1947 1952 1956 190 1960 195 1970 1977 1989 
Die beiden singhalesischen Massenparteien 
UNP {United National Party 1946) 42 54 8 50 30 66 17 139 125 
SLFP {Sri-Lanka Freedom Party 1951) - ) 512 46 75 41 930 8 67 
Die tamilischen Linksparteten 
LSSP (Lanka Samasamaja Party 1935) 10 9 14 10 12 10 19 - - 
CP (Communist Party 1943) 3 4 3 3 4 4 6 - - 
BLP {Bolshevik Leninist Party 1947) 5 - - - - - - - 
MEP (Mahäjana Eksath Peramuna 1956) - - 51& 10 3 1 - - 3 
Dietraditionellen Parteien 
EIC (Ceylon Indian Congress 1939) 6 = - - - - ” & - 
TC {All’Ceylon Tamil Congress 1944) 7 4 1 1 1 3 3 - r 
TULF (Tamil United Liberation Front 1976) - - - - - - 17 10 
FP {Federal Party 1949) - 2 10 15 16 14 13 - - 
Seit 1987 entstandene Parteigruppen 
USA {United Socialist Alliance) - - - - B - - - 3 
SLMC {Sri Lanka Muslim Congress) - = - - - - B - 4 
EROS (Eelam Rev. Org. of Students} - - - - - - - - 13 
Unabhängige Kandidaten 21 12 8 7 6 6 2 1 - 
Andere Parteien 1 1 (9) g 4 6 - 1 . 
Wahlbeteiligung in % 61,3 74,0 71,0 77,6 75,6 82,0 85,2 87,3 65,0 


Quellen: Robinson/Rösel: EPD 1993 


a Parlamenissitze wurden von der MEP-genannten Koalition gewonnen, in der die SLFP die dominante Partei stellte. Seit 1969 bildet die MEP eine:eigene (Splitter-)Partei. 
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weil sie Oppositionspolitiker oder Gewerk- 
schafter bei der Wahrnehmung ihrer Rechte 
behindert hatten. Früher verhängte Geldstra- 
fen werden dabei in den meisten Fällen vom 
Staat bezahlt. Jayawardene, der neben dem 
Amt des Staatspräsidenten auch das Amt des 
Oberkommandierenden der Streitkräfte und 
sechs weitere Ministerien innehat, beginnt 
bald seine Machtposition noch weiter aus- 
zubauen. Er hält undatierte Rücktrittschrei- 
ben aller UNP-Parlamentsabgeordneten - 
und auch der Minister - in Händen. Zugleich 
wird von der Möglichkeit der Verfassungs- 
änderung in den kommenden Jahren mehr 
als zwanzigmal Gebrauch gemacht. Die 
Kombination von beidem macht schließlich 
den singhalesischen Staat und die UNP über 
ein Jahrzehnt zum Gefangenen ihres Partei- 
chefs und Staatspräsidenten. 


1980 läßt die UNP die bürgerlichen 
Ehrenrechte der Führerin der SLFP, Sirimavo 
Bandaranaike, durch eine von ihr einberufe- 
ne Untersuchungskommission aberkennen. 
Bei der 1982 vorzeitig durchgeführten Präsi- 
dentschaftswahl kann die SLFP deshalb nur 
mit einem weithin unbekannten Ersatzkan- 
didaten antreten und Jayawardene gewinnt 
mit großer Mehrheit. 1983 stünden Parla- 
mentswahlen an und die UNP fürchtet bei 
diesen Wahlen ihre so nützliche, zu allen 
gewünschten Verfassungsänderungen 
befähigende Zweidrittelmehrheit zu verlie- 
ren. Im Dezember 1982 nimmt Jayawardene 
ein von ihm selbst entdecktes, aber nie 
nachgewiesenes ‘kommunistisches Kom- 
plott‘ zum Anlaß, eine Verlängerung der Sit- 
zungsdauer des alten Parlaments um sechs 
Jahre zu fordern. Dazu muß am 22.12. ein 
Referendum abgehalten werden, welches 
das Parlament zu einer entsprechenden Ver- 
fassungsänderung autorisiert. Das Referen- 
dum ist von der niedrigsten bis dahin 
bekannten Wahlbeteiligung (71 %), massi- 
ven Wählereinschüchterungen und zahlrei- 
chen Unregelmäßigkeiten geprägt. Die UNP 
erzielt nur knapp die notwendige Mehrheit 
(55 %). Damit kann die UNP den parlamen- 
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tarischen Wahlmodus über ein ganzes Jahr- 
zehnt suspendieren und sie nimmt das Her- 
anwachsen einer neuen Generation von 
wahlfähigen, aber politisch verbitterten 
Jugendlichen in Kauf, die sie weder ideolo- 
gisch einschätzen noch parteipolitisch ein- 
binden kann. 


Die UNP versucht aber auch gegenüber 
anderen Konkurrentinnen und in anderen 
Bereichen ihre Macht zu konsolidieren. Mit- 
te 1983, nach dem von der UNP tolerierten 
Pogrom an den Tamilen werden drei kleine 
Linksparteien verboten.’ Eine neue Verfas- 
sungsänderung, die allen Politikern und 
Beamten unter Eid das Eintreten für die 
Landeseinheit abverlangt, führt zum Parla- 
mentsausschluß der tamilischen Partei 
(TULF). Gegenüber den Gewerkschaften 
konsolidiert die UNP ihre Macht mit Hilfe 
eines neuen ’Essential Public Services Act‘. 
Damit wird für weite Bereiche der Wirt- 
schaft das Streikrecht aufgehoben. Zugleich 
baut sie die ihr nahestehende, 1977 noch 
unbedeutende Gewerkschaft, die JSS, zur 
mitgliederstärksten Gewerkschaft der Insel 
auf. Dies gelingt ihr durch offizielle Förde- 
rung, Patronage-Versprechungen und Dro- 
hungen seitens der staatlichen Arbeitgeber 
und UNP-naher Schlägertrupps. Während 
das Regime seine Machtposition innerhalb 
eines überkommenen demokratischen 
Systems ausbaut, gibt ihr der eskalierende 
Konflikt mit der LTTE den Anstoß und den 
Vorwand, sich und ihre Sicherheitskräfte mit 
Ausnahmeregelungen und Sondervollmach- 
ten auszustatten. Weite Teile der Insel, vor 
allem der Norden und der Osten werden 
jetzt unter die monatlich erneuerten und 
ständig erweiterten "Emergency Regulations’ 
gestellt. Der Ausbau der Armee, die Aufstel- 
lung einer ’Special Task Force’ und die 
Begründung von ’Home Guards’ - Milizen in 
den Neusiedlerkolonien führen zur Rekru- 
tierung und Bewaffnung singhalesischer 
Jugendlicher, die sozialen Randgruppen ent- 
stammen, kaum überprüft und wenig diszi- 
pliniert werden. 


Als Folgen des Aufbaus eines autoritären 
Regimes und der Bekämpfung einer separa- 
tistischen Bewegung zeigen sich damit eine 
wachsende Schwächung der Unabhängig- 


keit der Rechtsprechung und eine faktische 
Ausschaltung der Legislative. Neben diese 


de-facto-Aufhebung der Gewaltenteilung 
treten zugleich die zehnjährige Aussetzung 
des demokratischen Wahlprozesses, also 
die Verschiebung der Parlamentswahlen auf 
1989, und das Verbot bzw. die Behinderung 
der ohnehin geschwächten oppositionellen 
Parteien - aber auch der Gewerkschaften. 
Diese Suspendierung der wechselseitigen 
Institutionenkontrolle und des Parteienwett- 
bewerbs wird begleitet von einer immer stär- 
keren, aber formal abgesicherten Aufhebung 
der politischen und bürgerlichen Rechte 
und von einer zunehmenden Militarisierung 
und einer zunehmend unkontrollierten 
Gewalttätigkeit. Die wachsende Rechtlosig- 
keit, Militarisierung und Gewalttätigkeit 
zeigt sich nicht nur nach außen, gegenüber 
dertamilischen Guerilla, sondern auch nach 
innen gegenüber der Opposition und der 
singhalesischen Bevölkerung. Einen Höhe- 
punkt der Rechtlosigkeit und des uneinge- 
schränkten Gewalteinsatzes erreicht aber 
das Regime während der Niederschlagung 
eines Jugendaufstandes, der sich im wesent- 
lichen gerade gegen den Ausbau dieses 
autoritären Staates und dessen Abbau demo- 
kratischer Grundrechte richtete. 


Die singhalesische 
Jugendrebellion 


1971 schlug die Regierung mit beispiel- 
loser Brutalität einen ersten Aufstand 
arbeitsloser, primarschulgebildeter singha- 
lesischer Jugendlicher nieder. Der Aufstand 
weist alle Züge einer Revolution der 
getäuschten Patronage-Erwartungen auf. 
Das von hohen Investitionen für eine Sinha- 
la-sprachige Massenbildung und von 
ungenügendem Wirtschaftswachstum ge- 
kennzeichnete ‘nationale’ Wirtschaftsmo- 
dell kann die von ihm selbst geweckten 
Erwartungen nicht mehr befriedigen. Die 
vordergründig "maoistische’” Geheimorgani- 
sation der Janatha Vimukti Peramuna (JVP) 
lenkte die Rebellion. 1977 amnestierte die 
UNP-Regierung die mehr als 25.000 Inhaf- 
tierten und buddhistisch" Umerzogenen 
und ließ die JVP wieder als Partei zu.’ Seit 
ihrer Entlassung haben die Amnestierten 
weitgehend unüberprüft Zugang in die sing- 
halesischen Neusiedlergebiete, in den Ver- 
waltungsapparat, in die Armee und in die 
paramilitärischen Organisationen gefunden. 
Sie haben sich zugleich mit einer seit 1977 
heranwachsenden neuen Jugendgeneration 
verbunden. Diese Jugendgeneration fühlt 
sich von der neuen Staatsklasse der UNP 
getäuscht und ausgegrenzt, ist über ihre 
wachsende Arbeitlosigkeit verbittert und 
empfindet den 1987 verfügten ‘Indo - Sri 
Lankan Peace Accord’ als eine Demütigung, 
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Von der Armee zerstörtes Gebäude des Jaffna Cooperative Store. Foto: Südasienbüro Dortmund 


als einen Ausverkauf des Landes an die indi- 
sche Hegemonialmacht. 

Seit Ende 1987 zeigt sich eine neue von 
der alten Janatha Vimukti Peramuna (JVP) 
beherrschte und von einer neuen Jugendge- 
neration getragene Aufstandsbewegung. Sie 
wird ausgelöst durch die von dem Friedens- 
vertrag verfügte Dezentralisierung der Insel, 
also durch die für die Föderation notwendi- 
ge Wahl neuer Provinzparlamente. Die JVP 
hat sich nun vollständig zu einer Geheim- 
und Terrororganisation gewandelt und ihre 
allgegenwärtigen Anhänger und Mitläufer 
versuchen jetzt nicht mehr - wie 1971 - im 
Handstreich die Macht über die Insel zu 
übernehmen. Sie versuchen statt dessen mit 
Hilfe massiverer und vermehrter Terroran- 
schläge, die Herrschaftsschicht der UNP 
Schritt für Schritt, Sektion um Sektion und 
Familie nach Familie einzuschüchtern, zu 
spalten und zu liquidieren. Nachdem bis zur 
Jahresmitte 1988 mehr als 3.000 UNP-Mit- 
glieder und rund ein Zehntel aller Provinz- 
parlamentskandidaten - zumeist mit ihren 
Frauen und Kindern - erschlagen, zer- 
stückelt und verbrannt worden sind, zeigt 
sich ein beängstigender, zunächst noch 
lokaler, aber sehr bald koordinierter Gegen- 
terror des Regimes. 


Der Einsatz und die wachsende Koordi- 
nation dieses Gegenterrors verbinden sich 
von Anfang an mit dem Aufstieg des UNP- 
Premiers Ranasinghe Premadasa. Dieser 


kann im Herbst 1988 seine Nominierung 
zum Präsidentschaftskandidaten der UNP 
durchsetzen und er kann schließlich die Prä- 
sidentschaftswahl und die im Januar 1989 
durchgeführten Parlamentswahlen für sich 
und die UNP entscheiden.* Bereits vor und 
während, vor allem aber nach den beiden 
Wahlen zeigt sich ein schrankenloser Ein- 
satz von Todesschwadronen. 


Die von den Verwandten, Leibwächtern 
und Schlägertrupps eines Parlamentsabge- 
ordneten gebildeten oder aus lokalen Polizi- 
sten und weiteren in ihrem Leben bedrohten 
Regime-Anhängern rekrutierten Todes- 
schwadronen dringen in ihrem jeweils lokal 
begrenzten Operationsgebiet in die Hütten 
angeblicher JVP- Sympathisanten ein, ent- 
führen, verhören und foltern sie. Eine große 
Zahl der Entführten wird getötet und, oft in 
einem entfernten Wahlkreis an der Straße 
ausgelegt, in Flüsse oder ins Meer geworfen. 
Der unverminderte Terror der JV/P wird von 
den Todesschwadronen mit einem Gegen- 
terror beantwortet, der einem ’Vergeltungs- 
tarif’ folgt: im Durchschnitt werden für ein 
Opfer der JVP zwölf JVP-Sympathisanten 
ermordet. Diese Strategie des Gegenterrors 
läßt die Zahl der Entführten und Getöteten in 
die Höhe schnellen und sie zerbricht 
schließlich im November 1989 den aus Ter- 
ror und Geheimhaltung gebildeten Schutz- 
mantel der JVP. Die Führungsschicht der JVP 
wird gefunden, gefoltert und liquidiert. 


Anfang 1990 bricht der Aufstand zusam- 
men. Seine Niederschlagung hat - nach Ein- 
schätzung diplomatischer Kreise und Men- 
schenrechtsorganisationen - zumindest 
30.000 Menschen das Leben gekostet. 
Damit fielen dieser Terrorstrategie mehr 
Menschen zum Opfer als dem Tamilenkon- 
flikt seit der Unabhängigkeit und mehr als 
jedem militanten Konflikt während der 
holländischen und britischen Kolonialzeit. 


Die Niederwerfung dieses von der JVP 
geführten Jugendaufstands hat zugleich den 
Charakter des ceylonesischen Reststaates 
tiefgreifend verändert. Um die Provinzrats-, 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
trotz der Angriffe und der Morddrohungen 
der JVP durchzuführen, ist die UNP-Regie- 
rung dazu übergegangen, die Kandidaten 
aller Parteien, vor allem aber ihre Minister 
und Parlamentsabgeordneten mit Waffen 
und Leibwächtern auszustatten. Bereits die 
Bekämpfung der LTTE hatte zur Aufstellung 
von paramilitärischen Organisationen und 
Milizen und damit zu einem wachsend 
unkontrollierten Waffenbesitz geführt. Nun 
verlagert sich diese wachsende Bewaffnung 
und Bedrohung der Bevölkerung auch ins 
Hinterland des Bürgerkriegs, also in die sing- 
halesischen Landesteile. Es entstehen offizi- 
elle und inoffizielle Privatarmeen der UNP- 
Politiker, Privatarmeen, die tagsüber als 
Schutztruppen und nachts als Todesschwa- 
dronen operieren. Diese Entwicklung geht 
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einher mit dem Verfall staatlich organisierter 
und monopolisierter Strafverfolgung, Verur- 
teilung und Strafvollziehung: In dem Maße, 
in dem eine eingeschüchterte Polizei die 
Morde der JVP nicht mehr untersucht, das 
Rechtssystem zusammenbricht und die 
staatlichen Gefängnisse von der JVP mühe- 
los unterwandert oder überfallen werden, 
tritt der Vergeltungsmord der Todesschwa- 
dronen an die Stelle der staatlichen Strafver- 
folgung. Damit verstärkt sich eine zuvor nur 
von paramilitärischen Organisationen und 
Milizen getragene und in den Bürgerkriegs- 
gebieten beobachtbare Entwicklung: Das 
staatliche Gewaltmonopol und das staatli- 
che Rechtsmonopol beginnen sich aufzulö- 
sen. Die Lücke füllen lokale Statthalter und 
intermediäre Machthaber des Regimes, die 
mit Hilfe ihrer Privatarmeen Gewalt ausü- 
ben und mit Hilfe von Todesschwadronen 
an die Stelle der Rechtsprechung den Ver- 
geltungsmord rücken. Damit zeigt sich par- 
allel zur Rettung des UNP-Regimes der Nie- 
dergang des ceylonesischen Staatswesens. 
Dieser von einem singhalesischen Nationa- 
lismus und dem ethnischen Konflikt aus- 
gelöste, durch die Machtkonsolidierung der 
UNP verstärkte und im Rahmen der Nieder- 
werfung der JVP vorläufig vollendete Nie- 
dergang des ceylonesischen Staates prägt 
auch die politische Entwicklung seit 1990. 


Bürgerkrieg, Autoritarismus 
und Einschüchterung der 
Opposition 


Das Niederwerfen des von der JVP 
geführten singhalesischen Jugendaufstandes 
rettete die UNP und stärkte die Machtstel- 
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lung Premadasas. Nachdem im Juni 1990 
der ‘Zweite Eelam-Krieg’ ausbricht, glauben 
Premadasa und sein Verteidigungsminister 
Ranjan Wijeratne, die gegenüber der JVP 
erprobten Unterdrückungsmaßnahmen 
auch gegenüber der LTTE anwenden zu kön- 
nen. Die Annahme der UNP-Führung, die 
LTTE sei nun entscheidend geschwächt, da 
sie nacheinander die Unterstützung seitens 
der indischen Zentralregierung - seit 1987 -, 
seitens der Tamilen Südindiens - seit der 
Ermordung Rajiv Gandhis im Frühjahr 1991 
- und schließlich seitens der eigenen Bevöl- 
kerung - seit der fast vollständigen Abriege- 
lung Jaffnas 1991 - verloren habe, erweist 
sich aber bislang als falsch. Die LTTE kann 
mit Hilfe spektakulärer Bombenanschläge 
den Verteidigungsminister (Anfang 1991) 
und fast den gesamten Generalstab der sing- 
halesischen Armee (August/November 
1992) ermorden. Im Rahmen einer fast kon- 
ventionellen Kriegsführung gelingt es ihr 
wochenlang ein wichtiges Armeelager ein- 
zuschließen (Juli 1991), und in einem weite- 
ren Falle zu überrennen und 600 singhalesi- 
sche Soldaten zu töten (November 1993). 
Unfähig, den LTTE-Aufstand niederzuwer- 
fen, versucht die Regierung einerseits den 
Bürgerkrieg auf die tamilische Siedlungszo- 
ne einzudämmen, und andererseits durch 
wirtschaftliche Liberalisierungsmaßnahmen 
im singhalesischen Siedlungsbereich ein 
begrenztes Wirtschaftswachstum und 
dadurch ihre Popularität zu fördern. 

Eine verbesserte Wirtschaftslage allein 
kann aber dem Regime keine Stabilität 
garantieren und das Regime kann auch die 
von den Todesschwadronen verübten Mor- 
de nicht aus der Welt schaffen. Seit 1990 
werden Premadasa die Rechtsverletzungen 
seines Regimes zum Vorwurf gemacht, nicht 
nur von internationalen Menschenrechtsor- 
ganisationen, sondern auch von den wich- 
tigsten westlichen Geberländern. Premada- 
sa weiß zudem, daß die aus höheren Kasten 
entstammende UNP-Elite sich seiner gerne 
entledigen würde. Der einst als nützlich 
empfundene ’Retter’ des Regimes, gilt jetzt 
als innen- wie außenpolitische Belastung. 


Diese neue Verwundbarkeit seiner vorder- 
gründig umfassenden Machtstellung zwingt 
ihm eine dreifache Vorgehensweise auf. (1) 
Um der Kritik des Auslandes an den Men- 
schenrechtsverletzungen entgegenzutreten, 
richtet Premadasa mehr als zehn vorder- 
gründig mit der Aufklärung und Abwehr von 
Menschenrechtsverletzungen beauftragte 
Regierungskommissionen ein. (2) Da diese 
Kommissionen aber daran gehindert wer- 
den, die verantwortlichen Todesschwadro- 
nen, Beamten, Polizisten und Militärs zur 
Verantwortung zu ziehen, bleiben die für 
die Machtstellung Premadasas unverzicht- 
baren Grundbedingungen gewahrt: die Erin- 
nerung an den Gegenterror des Regimes und 
die Angst vor seinen Todesschwadronen. (3) 
Da Premadasa die ursprünglich zur Be- 
kämpfung der JVP eingesetzten Schattenor- 
ganisationen und die seit 1990 zur Untersu- 


chung dieser Organisationen eingesetzten 
Regierungskommissionen benutzt, um seine 
Rivalen im UNP-Apparat auszuspionieren 
und unter Druck zu setzen, kann er seine 
Vormachtstellung auch innerhalb der UNP 
verteidigen. 

Gestützt auf dieses Wissen und diesen 
Einfluß kann Premadasa einen in aller 
Heimlichkeit von seinen Rivalen und der 
UNP-Elite vorbereiteten Mißtrauensantrag 
im August 1991 überstehen. Die im April 
1993 erfolgte Ermordung des Führers dieser 
Dissidentengruppe, Lalith Athulathmudali 
wird von vielen Beobachtern nicht der LTTE, 
sondern Premadasa zur Last gelegt. Wenige 
Wochen später, während der 1. Mai-Prozes- 
sion 1993 wird schließlich Premadasa durch 
einen Attentäter in die Luft gesprengt. Die 
Urheber werden auch bei diesem Anschlag 
weniger bei der LTTE vermutet, als in einem 
weiten Spektrum der singhalesischen Feinde 
Premadasas, welches JVP- und SLFP- 
Anhänger, aber auch Mitglieder der UNP 
umfaßt. Die Vielfalt der möglichen Motive 
und Urheber charakterisiert indirekt die 
Undurchschaubarkeit, die die Herrschaft 
Premadasas innerhalb des UNP-Apparates 
inzwischen erreicht hat. Der bisherige Pre- 
mierminister Dingiri Banda Wijetunga, ein 
weitgehend bedeutungsloser UNP-Politiker 
und Parteigänger Premadasas, wird zum 
Präsidenten ernannt. Unter seiner Führung 
kann die UNP im Mai bei den Provinzrats- 
wahlen die Stimmenmehrheit erreichen. 
Der neue Präsident hat damit ein Mandat, 
aber keine ausreichende Autorität. Ihm und 
der weitgehend erhaltenen UNP-Elite ist es 
bislang nicht gelungen, den von einem Bür- 
gerkrieg, einem politischen Autoritarismus 
und von der Einschüchterung selbst der 
eigenen Bevölkerung vorangetriebenen 
Konfliktkreislauf aufzubrechen. 

Jakob Rösel 


Anmerkungen: 

1) Er wurde nur kurz unterbrochen von der Phase des 
indischen Truppeneinmarsches (1987), den Kämpfen 
zwischen der indischen Armee und der LTTE (1987- 
1990) und einem Waffenstillstand zwischen LTTE und 
UNP (1989-1990), 

2) Dabei handelt es sich um paramilitärische Verbände. 
3) Das ‘Bündnis’ wurde geschmiedet, um den für die 
delegitimierte UNP wie für die bedrängie LTTE glei- 
chermaßen notwendigen Abzug der indischen Truppen 
zu erzwingen. 

4) Jayawardene beschuldigte diese für den Pogrom ver- 
antwortlich zu sein, ohne jemals Beweise vorzulegen. 
5) Nach dem Tamilen-Pogrom 1983 wurde die JVP 
allerdings wiederum verboten. Um von der Beteiligung 
vieler UNP-Politiker an dem Pogrom abzulenken, hatte 
Jjayawardene die JVP, die NSSP {eine trotzkistische 
Splittergruppe) und die prosowjetische Kommunisti- 
sche Partei der Urheberschaft bezichtigt und die drei 
Splittergruppen proskribiert. 

6) Der 82jährige Jayawardene will sich Ende 1988 bei 
den anstehenden Präsidentschaftswahler nicht mehr 
aufstellen lassen. Nach den Wahlen kann Premadasa 
seine Rivalen - im Jayawardene Kabinett und bei der 
Jayawardene Nachfolge - entmachten und sich von 
Jayawardene distanzieren. Seine Aufstellung, Wahl und 
Machtbehauptung verdankt er aber im wesentlichen 
der Tatsache, daß die eingeschüchterte, von Absatzbe- 
wegungen und Spaltungen bedrohte UNP sich von ihm, 
dem einst verachteten Unterschichtskarrieristen, jetzt 
ihr physisches und politisches Überleben verspricht. 
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Karibik 


Die antillanische Schizophrenie 


7.000 km von Paris 


Der folgende Artikel ist ein leicht 
gekürzter Vorabdruck aus einer Neu- 
veröffentlichung des ‘iz3w’ mit dem 
Titel’ 

Die Karibik zwischen Souveränität 
und Abhängigkeit’(siehe Kasten). Die 
Autorin gibt ihre Eindrücke von den 
französichen Antillen wieder und kon- 
frontiert sie mit den Identitätsproble- 
men der karibischen ‘Zivilisation’. 


n Palmen vorbei führt die gut ausge- 

baute Straße vom Flughafen in die 

Hauptstadt Fort-de-France. In der 
Bucht weht die französische Fahne; ein 
Monument des Abenteurers Belain d’Esnam- 
buc erinnert an die Annexion der Insel durch 
Frankreich und eine Statue an die Kaiserin 
Josephine de Beauharnais, die in Trois-Islets 
geboren wurde. Auch die Straßen tragen 
Namen französischer Helden. Auffällig ist 
ein gut restauriertes Kolonialgebäude in der 
Nähe der ‘Savane’, dem zentralen Platz der 
Stadt. Es handelt sich um eine Bibliothek, 
die nach Victor Schoelcher benannt ist, der 
1848 die Abschaffung der Sklaverei durch- 
gesetzt hat. Irgendwie komme ich mir trotz 
der tropischen Temperaturen, der Palmen 
und der Freundlichkeit der Bevölkerung wie 
in Frankreich vor: Die gleichen Kaufhäuser 
verkaufen hier französischen Käse, französi- 
sches Baguette und französischen Wein. In 
den Reisebüros hängen Bilder der französi- 


schen Alpen. Sie scheinen sehr beliebt zu 
sein, denn auch in meinem Hotelzimmer 
hängt eine Alpenlandschaft mit röhrendem 
Hirsch. Ich schlage eine Zeitung auf: Schlaf- 
zimmerangebote a la frangaise. Daneben 
die Anzeige eines Friseurs, die wie in Paris, 
Bordeaux oder Marseille auf die preiswerte 
und haarschonende Dauerwelle hinweist. 
Handelt es sich da um einen Friseur, der vor 
allem für Touristen oder Franzosen aus dem 
Mutterland arbeitet? (Über 80 Prozent der 
Bevölkerung auf Martinique und Guadelou- 
pe sind afrikanischen Ursprungs.) Es scheint, 
als ob die gesamte Infrastruktur auf die 
Bedürfnisse der Franzosen aus Frankreich 
ausgerichtet ist. 


Ein Leben im Zwiespalt 


Nicht nur die Friseure pflegen vornehm- 
lich blonde glatte Haare, auch das Bildungs- 
programm kommt aus Frankreich. In der 
Schule - und bereits im Kindergarten - wer- 
den mit der französischen Sprache auch 
französische Werte vermittelt. In den Schul- 
büchern aus Frankreich wird beispielsweise 
das Leben einer französischen Durch- 
schnittsfamilie gezeigt. Dagegen ist ja an 
und für sich nichts einzuwenden. Da es aber 
das einzige Familienmodell ist, das ihnen 
vermittelt wird, hat es Vorbildcharakter. Es 
steht im Widerspruch zu den realen Erfah- 
rungen in der antillanischen Familie, in der 


”, 


die Familie kein Baguette zum Frühstück ißt, 
der Vater nicht morgens um 8 Uhr mit dem 
Auto zur Arbeit fährt, die Kinder nicht ihre 
Schulmappe nehmen und zur Schule gehen 
oder in den Ferien an einem Skikurs teilneh- 
men. In zahlreichen antillanischen Familien 
arbeitet mindestens ein Familienmitglied, 
meistens der Vater, in Frankreich und 
schickt jeden Monat Geld. Nur während sei- 
nes Urlaubs kommt er auf Besuch und bringt 
Geschenke mit. So ist es für die Kinder fast 
schon eine Selbstverständlichkeit, daß auch 
sie später nach Frankreich gehen werden, 
um Geld zu verdienen. Es entsteht ein Zwie- 
spalt zwischen einem idealen, in der Schule 
vermittelten Familienbild und den tatsächli- 
chen Erfahrungen der antillanischen Kinder. 
Sie beginnen sich zu fragen, warum sie denn 
nicht auch alle diese wunderbaren Dinge 
haben, die für die französischen Kinder eine 
Selbstverständlichkeit zu sein scheinen. 

Ein sichtbarer Ausdruck dieses Zwiespal- 
tes ist die Sprache.' Der Schulunterricht fin- 
det auf Französisch statt, obwohl die Kinder 
zu Hause Kreolisch sprechen. In den Schul- 
büchern wird nicht der Lebensbereich der 
Kinder angesprochen, sondern die Schüler 
rezitieren Texte, oft ohne deren Sinn zu ver- 
stehen. Auch die Geschichte der Antillen 
wird aus französischer Sicht behandelt. So 
entsteht der Eindruck, als ob die Inseln erst 
mit der Besiedlung durch die Franzosen das 
Licht der Welt erblickt hätten und per se 
dazu bestimmt wären, Zuckerrohr für Frank- 
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reich zu produzieren. Die Sklaverei und 
Sklavenaufstände mit ihren Helden werden 
verschwiegen. 

In den vergangenen Jahren wurden ver- 
schiedene Versuche unternommen, das 
Kreolische als Unterrichtssprache einzu- 
führen. Vor allem der Dichter, Linguist und 
Lehrer Hector Poulet (Guadeloupe) hat sich 
dafür eingesetzt, ist aber auf Widerstand von 
Seiten der Eltern gestoßen. Die Soziologin 
Dany Bebel-Gisler (Guadeloupe) leitet eine 
alternative Schule, in der Schüler zwischen 
sechs und achtzehn Jahren auf Kreolisch 
unterrichtet werden, die auf anderen Schu- 
len vor allem Integrationsschwierigkeiten 
hatten. Unter der sozialistischen Regierung 
Mitterrands wurde in den letzten 10 Jahren 
häufig über eine Reform des Unterrichtswe- 
sens diskutiert. Eine der Schwierigkeiten 
besteht darin, nicht nur geeignetes Material 
zu finden, sondern vor allem qualifiziertes 
Lehrpersonal heranzubilden. 


Das Kreolische als Geheimcode 


Die kreolische Sprache und Kultur wird 
bis heute mit dem Widerstand der entflohe- 
nen Sklaven, der 'marrons’, gegen die eta- 
blierte Gesellschaftsordnung in Verbindung 
gebracht. Während die Haussklaven den 
Lebensstil der Plantagenbesitzer, der 
‘"bekes’, imitierten, entwickelten die Feld- 
sklaven und ‘marrons’ in der Art eines 
Geheimpaktes, von denen die ’bek6s’ aus- 
geschlossen waren, die kreolische Sprache 
als eigenen Code. “Das Kreolische ist in sei- 
nen Anfängen wie ein Pakt, der trotz der 
Öffentlichkeit des Schreis geheim bleibt”, 
schreibt Edouard Glissant aus Martinique. 
Damit entsteht eine eigenständige kreoli- 
sche Kultur- und Gesellschaftsform inner- 
halb der französisierten Kolonialgesell- 
schaft. Die 'marrons’, die bis zur Abschaf- 
fung der Sklaverei in kleinen Gemeinschaf- 
ten am Fuße der Vulkane - auf Martinique La 
Pelee, auf Guadeloupe La Soufrierle - leb- 


ten, entwickelten am Rande der Plantagen- 
gesellschaft eine eigene selbständige Über- 
lebensform, eine ‘&conomie de survie’. Aus 
dieser &conomie entstand - im Gegensatz zu 
den größeren Inseln der Karibik - aber keine 
kollektive Lebensweise, da die ‘marron’ auf 
Grund der geographischen Enge sich nicht 
aus dem Wirkungsbereich der Kolonial- 
macht zurückziehen konnten auf ein eige- 
nes Leben in einer festen Gemeinschaft. 
Daher konnten sie ihr Wissen nicht an ihre 
Nachfahren weitergeben. “Kulturelle Errun- 
genschaften werden also nicht akkumuliert, 
so daß die späteren Pflanzer auf kleinen Par- 
zellen ihre gemeinsame Wurzel nicht ken- 
nen”, führt Glissant dazu aus. 

In der offiziellen französischen 
Geschichtsschreibung ‘schenken’ die Fran- 
zosen 1848 den afrikanischen Sklaven ’die 
Freiheit’. Die Plantagenwirtschaft bleibt 
jedoch erhalten und die ehemaligen Sklaven 
werden zu freien’ Landarbeitern. Durch 
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diese Veränderung stellt sich für die Men- 
schen afrikanischer Herkunft zum ersten 
Mal die Frage nach ihrem Platz innerhalb 
der französisierten Gesellschaft. Bisher wur- 
den sie im Code Noir, einer Gesetzgebung, 
die 1685 von Colbert unter Ludwig XIV. 
erlassen wurde, um das Los der Sklaven zu 
regeln, als “Mobiliar betrachtet”, die “als 
solches ins gemeinschaftliche Erbe 
gehören...”. Da die Sklaven 1848 freie 
Untertanen des französischen Kolonial- 
reichs werden, haben die ‘'marrons’, die sich 
gegen die Entmenschlichung in der Sklaven- 
haltergesellschaft wehrten, ihre Funktion 
verloren. Die kreolische Sprach- und 
Lebensform als ‘pacte secret’ ist jedoch als 
Denkmodell bis heute erhalten geblieben. 
Glissant spricht von einer ’marronnage 
intellectuel’ und Poulet bezeichnet in einem 
Gespräch 1986 das Kreolisch als “maquis 
interieur” - als innerliche Abschottunng. Die 
‘marron’s integrierten sich 1848, mit der 
Abschaffung der Sklaverei, in die koloniale 
Gesellschaftsordnung. Der Gedanke, einen 
eigenen Nationalstaat nach dem Beispiel 
Haitis zu gründen, kam nicht zum Tragen. 


Heute machen die Antillaner zur glei- 
chen Zeit das gleiche Abitur wie die Schüler 
im Mutterland Frankreich. Die Schulbildung 
ist auf ein 7.000 km entferntes europäisches 
Industrieland ausgerichtet, obwohl die bei- 
den überseeischen Departements vorwie- 
gend landwirtschaftlich orientiert sind und 
keine Industrie haben. So werden in der 
Schule die zukünftigen Arbeitslosen heran- 
gezogen, denn die Ausbildung entspricht 
nicht den Bedürfnissen der Inseln. Wenn die 
antillanischen Jugendlichen eine Berufsaus- 
bildung machen oder studieren wollen, 
müssen sie nach Frankreich gehen. Für sie 


ist die Reise nach Frankreich ein natürlicher 


Abschluß ihrer Ausbildung und der Eintritt in 
das Erwachsenenleben, auf das die Schule 
vorbereitet hat. 


Die Stigmatisierung 


Sind die Franzosen aus den Antillen dann 
in Frankreich, stellen sie erstaunt fest, daß 
die Franzosen aus dem Mutterland sie nicht 
als ihresgleichen behandeln. Sie beklagen 
sich, wie afrikanische Flüchtlinge behandelt 
zu werden.’ Sie haben bereits eine feste Vor- 
stellung vom Antillaner und hören gar nicht 
mehr zu, wenn er ihnen etwas sagt. Sie 
scheinen schon alles über ihn zu wissen, vor 
allem besser zu wissen als er selbst. Es ist, als 
ob er gar nicht als Individuum existiere! 
Auch der französische Paß macht den Antil- 
laner noch nicht zum gleichwertigen Fran- 
zosen. Er weckt Bilder von ‘Kasäv’, Musik 
und Tanzen, Palmen, Sonne und Faulenzen 
und ruft Begeisterung hervor. (Simone 
Schwarz-Bart gibt in ihrem Roman 
“Telumee” * ein Beispiel für die ambivalente 
Beziehung zwischen Antillanern und Fran- 
zosen, wenn sie beschreibt, wie der Antilla- 
ner Amboise seine Seele als “schwarz” emp- 
findet und nach Frankreich geht, um sie 
“weiß” zu machen, damit Gott ihn mit 
Wohlwollen betrachte. Bei seinen Integrati- 
onsbemühungen fühlt er sich durch die 
Indifferenz der Franzosen verletzt, die nicht 
wahrnehmen, wie er versucht, sich anzu- 
passen.) Aber daß ein Antillaner zwangsläu- 
fig nach Frankreich kommen muß, um sei- 
nen Militärdienst abzuleisten, zu studieren 
oder Arbeit zu suchen, das macht sich nie- 
mand klar. 


Nicht nur ‘Gastarbeiter’, die im Dienst- 
leistungssektor - beispielsweise im Kranken- 
haus, bei der Post oder bei der Metro arbei- 
ten, sondern auch Intellektuelle, die in 
Frankreich studieren, haben Schwierigkei- 
ten. Auf den Antillen meinten sie aufgrund 
ihrer französischen Schulbildung den Fran- 
zosen ebenbürtig zu sein. Jetzt machen sie 
in Frankreich die bittere Erfahrung, daß sie 
von den Franzosen aus dem Mutterland auf 
Grund ihrer kulturellen Besonderheit, deren 
sichtbarer Ausdruck ihre dunkle Hautfarbe 
ist, stigmatisiert werden. Diese Stigmatisie- 
rung provoziert eigene, verinnerlichte Hal- 
tungen. Die Antillaner haben diese im Laufe 
der jahrhundertelangen Unterdrückung 
übernommen: Jede Abweichung von der 
französischen Norm empfinden sie selbst als 
negativ. Durch ihre Antillanität - mit der kol- 
lektiven Erfahrung der Verschleppung aus 
Afrika, der Plantagenwirtschaft und der 
Kolonisierung, die sie von den Franzosen im 
Mutterland unterscheidet - ist es gar nicht 
möglich, aus einem Antillaner einen Franzo- 
sen zu machen. Dieses von vornherein zum 
Scheitern verurteilte Vorhaben ruft ein 
Gefühl der eigenen Minderwertigkeit her- 
vor. So bleibt ihnen nur die Möglichkeit, 
sich den französischen Vorstellungen anzu- 
passen, sich so in die französische Gesell- 
schaft in Frankreich zu integrieren oder auf 
die Antillen zurückzukehren. 


Auf Martinique und Guadeloupe sind die 
Arbeitsmöglichkeiten für Fachkräfte oder 
Akademiker begrenzt. Das erklärt die Ani- 
mosität der Antillaner, wenn einer der weni- 
gen Arbeitsplätze auf den Antillen von Fran- 
zosen aus dem Mutterland besetzt wird. So 
hat das Gefühl, auf der eigenen Insel vom 
französischen Mutterland unterdrückt zu 
werden, bis heute angehalten. Im September 
1993 haben sich zwölf Frauen, deren Män- 
ner bei der Fluggesellschaft Air Martinique 
arbeiteten, am Justizgebäude angekettet, um 
gegen die ungleiche rechtliche Behandlung 
der Antillaner zu demonstrieren. Der leiten- 
de Angestellte Justin Bonnialy beklagt sich, 
“daß Techniker stets durch ein ungerechtes 
Verfahren, das jede interne Beförderung 
ausschließt, aus Frankreich geholt werden, 
obwohl kompetente einheimische Kräfte 
vorhanden wären. Die Führungskräfte aus 
dem Mutterland würden weniger arbeiten 
als die anderen, jedoch doppelt so viel ver- 
dienen.“ Air Martinique mußte übrigens 
Konkurs anmelden. 

Die Franzosen aus dem Mutterland neh- 
men den gut ausgebildeten Antillanern nicht 
nur die Arbeitsplätze auf ihrer Heimatinsel 
weg, sondern sie importieren auch die kultu- 
rellen Werte und Normen aus Frankreich. So 
besteht die Gefahr, daß die antillanische 
Kultur erstickt wird. Die Antillaner wehren 
sich gegen diese von Frankreich praktizierte 
Politik, die man als eine Politik des Völker- 
mordes durch Substitution bezeichen könn- 
te. Die Besetzung der gehobenen Positionen 
durch Franzosen aus dem Mutterland 
blockiert nämlich Eigeninitiativen der Insel- 
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bewohner. Diese Art der Besetzung und 
Fremdbestimmung hat mit der Zunahme der 
französischen Arbeitgeber und -nehmer auf 
Martinique und Guadeloupe nach dem 
Zweiten Weltkrieg erheblich zugenommen. 


Rache an der ehemaligen 
Kolonialmacht? 


Mit der nach 1946 erfolgten Statusände- 
rung (die französischen Antillen werden zu 
französischen Departements erhoben - 
Departments d’outre mer) und erhofften 
Gleichberechtigung wurden durch den 
erhöhten Import französischer Waren neue 
Bedürfnisse geweckt. Die Antillaner wollen 
jetzt ebensogut leben wie die ehemaligen 
Kolonialherren auf Martinique oder Gua- 
deloupe. So stellen sie ihre Gebrauchsge- 
genstände nicht mehr selber her, sondern 
konsumieren die aus Frankreich importier- 
ten Produkte. Das Geld zur Befriedigung 
dieser Bedürfnisse ist aber wegen der stei- 
genden Arbeitslosigkeit immer weniger vor- 
handen. Die dadurch verursachte Unzufrie- 
denheit konnte nur zu sozialen Spannun- 
gen, Streiks und Demonstrationen führen. 

“Wir konsumieren und der französische 
Staat zahlt”, läßt der vielgelesene Schriftstel- 
ler Tony Delsham aus Martinique 1986 
einen seiner Romanhelden sagen. Diese 
Haltung der Antillaner sei auf die Politik 
Frankreichs zurückzuführen. Sie sei Schuld 
daran, daß auf den Antillen nichts mehr pro- 
duziert werde. Auch müßte der französische 
Staat als Wiedergutmachung für die Skla- 
venarbeit, durch die das Land reich gewor- 
den sei, eine hohe Entschädigung zahlen. 
Außerdem hätten die Antillaner für Frank- 
reich in den beiden Weltkriegen gekämpft. 
So hätten sie jetzt auch das Recht, ebenso 
gut zu leben wie die Franzosen im Muitter- 
land. Diese nicht nur von Delsham als 
“mentalite d’assist@” bezeichnete Einstel- 
lung ist dadurch gekennzeichnet, daß der 
Einzelne sich - oft auf ausgeklügelte Art und 
Weise - bemüht, ohne zu arbeiten möglichst 
hohe Sozialleistungen vom französischen 
Staat zu beziehen. Rache an der ehemaligen 
Kolonialmacht? 

Vertreter einer nationalen Eigenständig- 
keit, wie beispielsweise die Schriftsteller 
Edouard Glissant (Martinique) oder Maryse 
Cond& (Guadeloupe), betonen, daß die 
Antillaner lernen müßten, selbstverantwort- 
lich zu handeln, ihre Zukunft zu planen und 
sich nicht auf die Hilfe Frankreichs verlassen 
sollten. Aber wie soll das möglich sein, 
wenn alle wichtigen Entscheidungen für sie 
von Franzosen aus Frankreich und in Frank- 
reich getroffen werden? Sie können ihren 
Lebensunterhalt auf Martinique oder Gua- 
deloupe - von wenigen Ausnahmen abgese- 
hen - fast nur noch im Dienstleistungssektor 
verdienen. Es wird kaum noch etwas auf den 
Inseln produziert und immer mehr aus 
Frankreich eingeführt. So bleibt nur noch die 
Hoffnung auf ein Wunder, der Traum vom 


großen Lottogewinn oder vom Schatz der 
karibischen Vorfahren, der irgendwo auf der 
Insel oder im Meer verborgen sein soll. 


Die Menschen scheinen 
viel Zeit zu haben 


Als europäische Urlauberin genieße ich 
das Schwirren der Kolibris und beobachte 
die Anoli-Eidechsen, die faul in der Sonne 
liegen. Ich suche Spuren einer nicht franzö- 
sischen, typisch antillanischen Kultur. Auch 
hieran haben die Franzosen gedacht und 
zwei kulturelle Institutionen geschaffen, die 
von Staats wegen die karibische Kultur för- 
dern. Die CMAC (Centre Municipal 
d‘Action Culturelle) hat unter Leitung von 
Fanny Augiac eine Ausstellung des Malers 
Leroy Clarke aus Trinidad veranstaltet. Es 
finden verschiedene Konzerte von Ronald 
Tulle, Taxikreol, Gertrude Seinin usw. statt. 
Ich bin begeistert und meine, endlich etwas 
typisch Antillanisches gefunden zu haben! 
Die Kritik auf Martinique teilt allerdings mei- 
ne Begeisterung nicht: “Ein biederes Pro- 
gramm, aber... derart unbedeutend, farblos 
und langweilig” schreibt die Wochenschrift 
“Antilla‘. Auch der staatlichen Institution 
SERMAC (Service Municipal d’Action Cultu- 
relle) wird jede Dynamik abgesprochen. 
“Antilla‘ fahndet nach alternativen Gruppen. 
Der Geheimtip ist die Gruppe “AM4”, die in 
Grand Carbet auftritt. 

Auf meiner Fahrt nach Grand Carbet 
komme ich durch verschiedene Ortschaften 
mit den für die Inseln typischen kleinen 
Häusern, die ‘cases’ genannt werden. Im 
Gegensatz zu Guadeloupe, wo die cases 
weit auseinander stehen, drängen sie sich 
hier aneinander, als ob sie ihre Zusammen- 
gehörigkeit betonen wollten. Das soll damit 
zu tun haben, daß es auf Martinique Schlan- 
gen gäbe. Die Menschen wären enger 
zusammengerückt, um sich schneller gegen- 
seitig helfen zu können. Die cases’, die ein 
Betonfundament, aber durchaus auch noch 
Holzwände haben, sind heute zumeist mit 
einem Blechdach versehen, auf dem eine 
Fernsehantenne angebracht ist. Sie bestehen 
aus zwei viereckigen Räumen von etwa drei 
mal sechs Meter, an die bei Bedarf - wenn 
die Familie sich vergrößert - an der der 
Straße zugewandten Seite eine Galerie und 
nach hinten weitere Räume angebaut wer- 
den können. Früher standen die vollständig 
aus Holz gebauten ‘cases’ auf Steinbrocken, 
die die Unebenheiten des Bodens ausglei- 
chen und verhindern sollten, daß Wasser in 
die Räume drang. Wechselte die Familie 
den Wohnort, so konnte die ‘case’ auf ein 
Gefährt geladen und an einem anderen Ort 
auf der Insel wieder aufgestellt werden. Die- 
se Flexibilität ist heute verloren gegangen, 
die Grundkonstruktion der ‘case’ ist jedoch 
erhalten geblieben. 

Heute noch kennzeichnet der ‘karibische 
Garten‘, der ‘jardin caraibe‘, der als zusätzli- 
che Versorgungsquelle seit der Sklaverei 
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Neuerscheinung zur Karibik 

Nicht türkisblaues Meer und kilometerlange weiße Sandstrände, sondern die gesellschafts- 
politische Realität des karibischen Raums sind das Thema einer neuen Veröffentlichung 
des Informationszentrums Dritte Welt. Der Titel des Buchs: Die Karibik zwischen Souverä- 
nität und Abhängigkeit. 

Anstoß zur Auseinandersetzung mit der Karibik gab die Kampagne zu 500 Jahre Kolonia- 
liimus in Amerika. Keine Region der Welt war in solch starkem Maße allen Phasen des 
europäischen Kolonialismus ausgeliefert und wurde gleichzeitig ökonomisch, sozial und 
kulturell mit Europa in solcher Intensität verzahnt wie die Karibik. Dennoch bleibt im all- 
gemeinen in gesellschaftspolitischen Analysen die Region zwischen dem nord- und süd- 
amerikanischen Kontinent unterbelichtet. Dem setzen auch kontinuierlich steigende Tou- 
ristInnenzahlen nichts entgegen. 

Mit dem Buch werden zwei Aufgaben erfüllt. Einmal gelang es den AutorInnen trennende 
und verbindende Aspekte aus der Karibik zusammenzutragen. Und zweitens wird die Kari- 
bik aus ihrem Schattendasein herausgeführt und in die aktuelle Debatte zu Weltmarktinte- 
gration und Abhängigkeit einbezogen. 

Das Buch ist in fünf Kapitel gegliedert. Das erste Kapitel ist ein kulturphilosophischer und 
entwicklungssoziologischer Einstieg. Hier beleuchten die AutorInnen, geleitet von Begrif- 
fen wie Insularität, Plantagenökonomie und Postmoderne spezifische gesellschaftliche 
Strukturen des karibischen Raums. 

Das zweite Kapitel behandelt europäische Erwartungen gegenüber der Karibik und stellt 
persönliche Erfahrungen der Autorinnen vor. Die Impressionen über karibische Realitäten 
von Peter Paul Zahl und Martin Franzbach zu Jamaika und Kuba spiegeln den Zugang und 
das Verhältnis von EuropäerInnen zur Karibik wider. 

Das dritte Kapitel präzisiert aktuelle karibische Lebenswelten: Alltag, Arbeit, Religion, 
Musik, Familie und Migration. Die Skizzen sind das Ergebnis von Erfahrungen und Beob- 
achtungen der AutorInnen in Kuba, St. Lucia, Jamaika und Guadeloupe/Martinique. 
Politische Strukturen und Konflikte werden im vierten Kapitel des Buches thematisiert und 
auf ihre Wirkungen hin analysiert. Hierbei wurde versucht, zwischen äußeren Einflüssen 
und internen Interessen zu trennen. Neben Wahlen, Parteien, Eliten, und Religion aus 
Jamaika, Puerto Rico, Haiti und der Dominikanische Republik, werden französische und 


US-amerikanische Interessen und Einflüsse auf den karibischen Raum beschrieben. 
Das fünfte Kapitel behandelt ökonomische Aspekte: Tourismus, Freie Produktionszonen, 
kleinbäuerliche Strukturen und Wirtschaftsreformen sowie die Zwänge zur Anpassung an 


den Weltmarkt. 


zum Alltagsleben der Antillaner gehört, das 
Leben der Landbevölkerung. Hier werden 
Gurken, Gewürze, Jamswurzeln, Maniok 
und andere mir unbekannte Gemüsesorten 
angebaut, die gelegentlich auch auf dem 
Markt verkauft werden. Jams und den ande- 
ren ‘Wurzeln’ könne auch der stärkste Wir- 
belsturm nichts anhaben, da sie unter der 
Erde wüchsen, wurde mir versichert. Denn 
jedes Jahr im Herbst werden die Inseln von 
mehr oder minder starken Wirbelstürmen 
heimgesucht, die jede Planung für die 
Zukunft hinfällig machen. 

Treffpunkt des Dorfes ist der kleine 
Laden, ‘Chez Mimi’, in dem auch einige 
Tische und Stühle stehen. Von Zeit zu Zeit 
kommen Kinder, die ein Eis (Esquimau!) 
oder eine eisgekühlte Limonade (sorbet) 
kaufen oder auch einige Frauen, die 
Trockenfisch oder andere Lebensmittel ver- 
langen. Lautes Hupen kündigt die Ankunft 
eines Gemeinschaftstaxis an. Es steigen 
nicht nur Fahrgäste ein und aus, sondern der 
Fahrer nimmt auch eine Bestellung von 
einer Frau entgegen, die ihn bittet, ihr ein 
Medikament aus Fort-de-France mitzubrin- 
gen. Das wäre durchaus üblich, wird mir 
versichert. Das nächste Hupen kündigt den 
Lieferwagen an, der frische Baguettes ver- 
kauft. Der Fahrer nimmt mich bis Grand 
Carbet mit. 
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Etwa zwei bis drei Kilometer weiter steht 
eine Telefonzelle auf einem Hügel, vor der 
geduldig Menschen anstehen. Es würde 
nicht an Telefonzellen mangeln, aber es 
habe sich herumgesprochen, daß man von 
dieser Zelle aus kostenlos telefonieren kön- 
ne. Und wer habe nicht mindestens einen 
Verwandten oder Freunde in Frankreich! 
Jetzt wird mir wieder bewußt, daß bei’ Chez 
Mimi’ auch für die Gäste ständig das Telefon 
geklingelt hat. Es sind alltägliche Dinge, die 
am Telefon ausführlich besprochen werden. 
Die Menschen scheinen viel Zeit zu haben. 
Ist das eine Auswirkung der hohen Arbeitslo- 
sigkeit (über 30 Prozent) oder haben die 
Antillaner eine andere Beziehung zur Zeit 
als die Europäer? Die Zukunft ist hier nicht 
nur aufgrund der Arbeitslosigkeit, sondern 
auch wegen der Wirbelstürme und der 
unvorhersehbaren, oft extremen Auswirkun- 
gen der Trocken- und Regenperioden, 
denen die Inselbewohner ausgesetzt sind, 
schwer planbar. 


Wie zu Hause in Europa 


Martinique und Guadeloupe gehören zu 
den wohlhabendsten Inseln in der Karibik. 
Der Tourist fühlt sich wie zu Hause - in Euro- 
pa! Ob sich aber auch die Inselbewohner in 
diesem exotischen Frankreich wohl fühlen, 


wage ich zu bezweifeln. Im Fernsehen habe 
ich beispielsweise keine Sendung in kreoli- 
scher Sprache gesehen, dafür aber die Wet- 
tervorhersage für Frankreich. Das Radio hat 
mich über das Verkehrschaos auf der östli- 
chen Pariser Autobahn zwischen der Porte 
de la Muette und Porte des Lilas informiert. 
Was auf Martinique selbst passiert oder wie 
es auf einer der Nachbarinseln aussieht, 
wird verschwiegen. Eine Ausnahme sind die 
Ankündigungen über Todesfälle auf der 
Insel, die regelmäßig gemeldet werden und 
auf großes Interesse der Bevölkerung stoßen. 
Die veill&es pour les morts, die Totenwa- 
chen *, an denen früher alle Dorfbewohner, 
Geschichtenerzähler, Sänger und Musiker 
teilnahmen, dauerten mehrere Tage und 
Nächte. Obwohl die Totenwachen nicht 
mehr in dieser Art abgehalten werden, prä- 
gen sie nach wie vor das Verhältnis des 
Antillaners zum Tod und zu den Verstorbe- 
nen. Prächtige marmorne Gräber auf jedem 
Friedhof zeugen davon. 

Es ist nicht so einfach, die Besonderhei- 
ten der kreolischen Kultur- und Lebensform 
wahrzunehmen, zumal sie unter einer fran- 
zösisierten - oberflächlich betrachtet - domi- 
nierenden Gesellschaftsform verborgen 
sind. Sie sind mit Sicherheit nicht in den 
staatlich geförderten Programmen der SER- 
MAC oder CMAC auffindbar. Nur nach 
einem längeren Aufenthalt, mit viel Zeit und 
großer Aufgeschlossenheit ist es mir mög- 
lich, das Andere, nicht Französische, unter 
der Oberfläche zu erspüren, das sich jedoch 
meiner Begrifflichkeit und meinen eingefah- 
renen europäischen Denkschemata ent- 
zieht. Immer wieder wird mir von den Medi- 
en der Eindruck vermittelt, daß das Leben 
auf Martinique oder auf den benachbarten 
Karibikinseln so wenig Bedeutung hat, daß 
es nicht erwähnenswert ist. Alle wichtigen 
Ereignisse scheinen sich in Frankreich abzu- 
spielen. Das trifft nicht nur für die Medien- 
welt zu, sondern auch für das wirtschaftli- 
che, politische und kulturelle Leben. Erst die 
Anerkennung in Frankreich ermöglicht eine 
Führungsposition auf den Antillen! Unter 
diesen Umständen würde ich für die Unab- 
hängigkeit der beiden Inseln Martinique und 
Guadeloupe plädieren. Aber ist eine Unab- 
hängigkeit heutzutage noch realisierbar? 
Und wie sollte sie aussehen? 


Helmtrud Rumpf 


Anmerkungen: 

1}Frantz Fanon thematisiert diesen Zwiespalt in 
‘Schwarze Haut, weiße Maske‘, Frankfurt 1980, vor 
allem in dem Kapitel ‘Der Schwarze und die Sprache’. 
2)'Zersplitterte Welten’. Der Diskurs der Antillen , Hei- 
delberg 1986. 

3)”Das fehlte ja gerade noch, uns mit Negern in einen 
Topf zu werfen!” läßt Fanon (1980:20) Antillaner bei 
der Begegnung mit Europäern und Afrikanern sagen. 

4) Simone Schwartz-Bart, "Telumee’, Wuppertal 1988 
5)Antilla vom 24.-30. 09. 93 

6)Eine ausführliche Schilderung der Totenwachen und 
der kulturellen Besonderheiten der Inseln enthält der 
Roman ’L&onora. L’histoire enfouie de la Guadeloupe 
(Paris 1985) von Dany Bebel-Gisler, auszugsweise 
übersetzt in: ’La Linea Colorada: literarische Facetten 
Lateinamerikas’, herausgegeben vom Haus der Kultu- 
ren der Welt, Berlin 1989:12-22. 


Afrikanisches Kino 


Drei Jahrzehnte 
afrıkanısches Kino 


Nach nunmehr 30jähriger Existenz ist 
es dem afrikanischen Kino zu gönnen, 
daß es endlich aus seinem Schattenda- 
sein herauszufinden scheint. In noch 


nie dagewesenem Maße brachte das 


Jahr 1993 einen ‘Boom’, wenn man in 
diesem Zusammenhang dieses Wort 
benützen kann. 1993 war gleichzeitig 
ein Jahr des großen Festivals in Oua- 
gadougou (FESPACO), durch das sich 
afrikanisches Kino über die Jahre hin- 
weg definierte und präsentierte und 
das nach wie vor zum wichtigsten 
Ereignis für den afrikanischen Film 
zählt. 


nzählige Veranstaltungen, Festivals 
| und Filmreihen mit afrikanischen Fil- 

men brachten ein Publikum in die 
Kinosäle aber auch vor die heimischen Fern- 
sehschirme. Von Tokio über Los Angeles bis 
hin nach New York wurden größere Filmrei- 
hen aufgeführt, in Harare (der simbabwi- 
schen Hauptstadt, die mit ihrem Festival 
eine anglophone Variante des FESPACO 
aufbauen möchte) oder in einigen französi- 
schen Städten (so in Amiens, das seit langen 
freundschaftliche Beziehungen zum Festival 
in Ouagadougou pflegt) gab es Festivals mit 
ausschließlicher oder zumindest starker Prä- 
senz afrikanischer Filme. Auch eine Veran- 
staltungsreihe in Zürich (CinemAfrica findet 
dort schon zum vierten Male statt) und Film- 
zyklen in deutschen Städten (die ebenfalls 
diesen Herbst in Städten wie Berlin, Köln, 
Bremen, Göttingen, Augsburg oder Freiburg 
stattfanden und zum Teil 1994 fortgesetzt 
werden) sind zu nennen. 

Wenngleich 1993 auch zwei Filme im 
Wettbewerb in Cannes zu sehen waren 
(HYENES von Djibril Mambety-Diop aus 
dem Senegal und WENDEMI von Pierre 
Yameogo aus Burkina Faso) und zwei weite- 
re im Berliner Wettbewerb vertreten waren 
(SAMBA TRAORE von Idrissa Ouedraogo, 
der gar,.den ‘Silbernen Bären‘ gewann sowie 
SANKOFA von Heile Gerima), kann in 
Bezug auf die Qualität der Filme nicht gera- 
de von einem ‘starken‘ Jahrgang gesprochen 


werden. 

Das afrikanische Kino, entstanden mit 
der Unabhängigkeit der Staaten, war in den 
Anfängen eng verbunden mit den nationa- 
len Politiken. Das Kino eines Semb&ne Ous- 
mane, dem wohl wichtigsten Ziehvater der 
afrikanischen Literatur und des Films, war 
ein Kino gegen Kolonialismus und Neokolo- 
nialismus. Eine ganze Generation von Fil- 
memachern aus den zumeist frankophonen 
Ländern Westafrikas stand in seinem Bann. 
Kino lag auf der Linie der politischen und 
sozialen Kämpfe eines Amilcar Cäbral, 
Patrice Lumumba oder Sekou Toure. In die- 
sem Sinne sollte es gesehen und verstanden 
werden. Dennoch war diese spezifisch afri- 
kanische Ausprägung eines Autorenfilms nie 


einem ‘Massenpublikum’ zugänglich: dazu 
war es zu intellektuel, zu abstrakt in seinen 
Aussagen wie in seiner Ästhetik. Gefallen 
fand es sehr bald bei einer französischen 
Linken, die mit den Unabhängigkeitsbestre- 
bungen afrikanischer Staaten sympathisier- 
te, 

Bis in die 70er Jahre konnte so von einem 
recht homogenen Kino gesprochen werden. 
Kino in Afrika verstand sich als Handwerk, 
um das Leben zu verändern‘ (wie es Pierre 
Haffner in der Nr. 27/28 der Zeitschrift 
CICIM, einem Sonderheft zum afrikanischen 
Film, der vielleicht besten deutschsprachi- 
gen Publikation zum Thema, ausdrückte) - 
dieser Anspruch durchzieht die Filmge- 
schichte wie ein roter Faden bis heute. Sol- 


Sembene Ousmane (links) mit der Schauspielerinn Zalika Souley und Jean Rouch 
vor der Büste Oumarou Gaudas in Niamey” 
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Afrikanisches Kino 


ches Handwerk war Ausdruck eines Ent- 
wicklungsstadiums, das von den Filmema- 
chern selbst - nicht ohne Ironie und Sarkas- 
mus - als ‘Unterentwicklung‘ bezeichnet 
wird. Im Zusammenspiel sozialer, politi- 
scher und ökonomischer Veränderungen in 
Afrika spielte das Kino jedoch kaum mehr 
als eine symbolische Rolle. 


Aufsätze zur Diskussion 
Eine theoretische Zeitschrift des 
revolutionären Marxismus 


AZD 58 - Dezember 1993 
Inhaltu. a. 


* Indianische Milltärstaaten 

* Vorgeschichte Mexikos 

* Aztekisch-mexikanische 
Agrarordnung 


AzD 59 - März 1994 
Inhalt u.a. 


* Die mexikanische 
Revolution 

* Allianz von Kleinbürgern 
und Bauern 

* NAFTA: das Ende der 
Dorfgemeinden 
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Idrissa Ouedraogo, Gaston Kabore oder 

auch Safi Faye (die mit ihrem Film LA 
PASSANTE aus dem Jahre 1972 als erste fil- 
mende Frau in die Annalen afrikanischer 
Filmgeschichte einging) lösten sich von die- 
sem ‘'Dogma’ der politischen Relevanz. Ihre 
Filme zeigen einen differenzierteren Blick 
auf die Vielfalt ihrer Kulturen und den Alltag 
ihrer Länder, ihre Eigenheiten und spezifi- 
schen Ausformungen gesellschaftlichen und 
kulturellen Lebens. Dazu verwenden sie 
eine nicht selten dokumentarisch-ethnogra- 
phische Form: Rhythmus und Erzählstil afri- 
kanischer Filme machen Anleihen bei den 
Erzählungen der ‘Griots’ (das sind traditio- 
nelle Lobsänger in Westafrika, in deren 
Gesängen und Erzählungen afrikanische 
Geschichte tradiert wird). 

Afrikanisches Kino gehört heute zu dem 
am stärksten subventionierten Kino. Welche 
Auswirkungen das auf Themenwahl und 
Ästhethik hat, wäre zu untersuchen. Augen- 
fällig ist das Festhalten am Gewohnten: man 
bedient ein europäisch-amerikanisches 
Publikum mit dem, was es kennt. Kino in 
Afrika war nie Genre-Kino; die soziale The- 
matik steht in den meisten Filmen im Vor- 
dergrund. Selbst die Komödie läßt Rück- 
schlüsse auf soziale Realitäten zu. Kino wur- 
de nie als Selbstzweck begriffen. Manchmal 
wurden dabei Bilder eines Afrika von ausge- 
wählter Schönheit, Ruhe und Kraft gefunden 
(Filme von Souleyman Ciss6e, Ousmane 
Sembene, Med Hondo oder auch Idrissa 
Ouedraogo zeugen davon). 

Im Grunde haben uns afrikanische Filme- 
macherinnen und Filmemacher allerdings 
mehr zu sagen als zu zeigen. Dies wird ger- 
ne mit der Bedeutung der mündlichen Tradi- 
tion in Afrika begründet, in der das Erzählen, 
das Palaver eine wichtige soziale Einrich- 
tung geblieben ist. Filme übernehmen so 
eine moderne Mittlerrolle, ersetzen den 
“Griot’, der unter dem Palverbaum die Tra- 
ditionen fortführt. In vielen Filmen wird das 
selbst zum Thema: in FAD JAL oder LETTRE 
PAYSANNE von Safi Faye, ir JOM von Aba- 
bacar Samb Makharam oder CEDDO von 
Ousmane Semb£ne zum Beispiel. Im allge- 
meinen sind die Themen afrikanischer Filme 
im Spannungsfeld von Tradtion und Moder- 
ne, Stadt und Land, Vergangenheit und 
Gegenwart angesiedelt; konkreter wird da 
gesprochen von der Rolle der Frauen, der 
Arbeitssituation in den Städten und auf dem 
Land, von Ehe und Polygamie, Religion aber 
auch von einer ‘education sentimentale’ der 
Jugendlichen. Und: immer wieder werden 
Kinder zu den Protagonisten afrikanischer 
Filme gemacht (WEND KUUNI und RABI 
von Gaston Kabor&, NYAMANTON von 
Cheikh Oumar Sissoko, in LAAFI von Pierre 
Yameogo sind es junge Schulabgänger). 


F rst die jungen Cineasten der 80er wie 


Die einigen hundert Filme, die in den 
dreißig Jahren der afrikanischen Filmge- 
schichte entstanden sind, erscheinen im 
Rückblick wie eine Enzyklopädie afrikani- 
scher Gesellschaften. Was allerdings auf- 


fällt: kein afrikanischer Film träumt eine afri- 
kanische Zukunft! Dafür ist der Blick zurück 
nicht selten ein zorniger. 

Nicht unterschätzt werden sollte aller- 
dings die Wirkung, wenn Sissoko den 
Maliern die Situation ‘ihrer’ Kinder vor 
Augen führt, wenn Cisse, ebenfalls in Mali, 
von Jugendlichen und ihrer Ausweglosikeit 
im Kampf für eine bessere Zukunft (gegen 
die korrupten Machenschaften der Herr- 
schenden im Land) erzählt oder Sembene 
der senegalesischen Mittelklasse einen Spie- 
gel vorhält. Die besten Filme afrikanischer 
Filmgeschichte waren jene, die es verstan- 
den zu zeigen, zu analysieren, anzuklagen, 
Geschichte zu reflektieren, indem sie 
Geschichten erzählten. 


roduziert werden afrikanische Filme 
P'- fast alle mit großen Anteilen 

europäischen und amerikanischen 
Geldes. Ohne die Produktionshilien (vom 
Fernsehen aber auch von privaten, staatli- 
chen und kirchlichen Organisationen) aus 
Frankreich, in den letzten Jahren auch aus 
England, Italien, der Schweiz und zu gerin- 
geren Anteilen auch aus der Bundesrepu- 
blik, seit neuestem auch aus den USA und 
Kanada, gäbe es in dieser Form kein afrika- 
nisches Kino. So finden afrikanische Filme 
auch kaum noch den Weg zurück in die 
Kinos von Dakar, Lagos, Lom& und die 
anderen großen Städte. 

Afrikanische Filme werden für Afrika 
zum ‘teuren’ Kino. Dabei sind nicht die Pro- 
duktionskosten maßgebend - diese sind 
immer noch vergleichsweise gering. Viel- 
mehr treten afrikanische Filme in den Kinos 
gegen die bereits amortisierte Billigware aus 
den USA, Frankreich oder Indien in eine von 
vorneherein aussichtslose Konkurrenz. Afri- 
kanische Autoren/Produzenten, angewiesen 
auf einen ordnungsgemäßen Rückfluß der 
Einnahmen an den Kinokassen, werden so 
zu ‘teuer’. 

Die afrikanischen Filmemacherinnen 
und Filmemacher gönnen sich eine Pause, 
ruhen aus auf einem momentarı relativ 
sicheren finanziellen Bett. Die Gefahr, daß 
die westlichen Helfer (’Entwicklungshelfer‘ 
wurden sie im Zusammenhang mit der staat- 
lichen ‘Entwicklungshilfe-Politik’ genannt) 
ihr momentanes Hätschelkind ‘afrikanisches 
Kino’ alsbald fallen lassen, ist allerdings m.E. 
groß. 

Manches mag provozierend sein, man- 
ches verkürzt und wenig differenziert darge- 
stellt (Burkina Faso ist nicht Niger, Ghana 
bietet andere Voraussetzungen als Mozam- 
bique). Es handelt sich aber um eine solida- 
rische Kritik von einem, der das afrikanische 
Kino liebt und es seit langem beobachtet. 
Afrikanisches Kino bietet Reize, denen man 
sich hingeben, und Geschichten, denen 
man zuhören sollte. 

Werner Kobe 


Rezensionen 


Aus fernen Großstädten 


etonblumen’ ist, wenn ich es richtig 
B übersehe, im _deutschsprachigen 

Raum die zweite Anthologie mit litera- 
rischen Texten zum Großstadtleben in den 
Ländern der Dritten Welt. Anläßlich des von 
den Vereinten Nationen 1987 ausgerufenen 
“Internationalen Jahres der Hilfe für Men- 
schen in Wohnungsnot” stellte Armin Kerker 
das erste Mal eine Anthologie mit vergleich- 


barem thematischem Schwerpunkt zusam-. 


men. 

In dem Band sind Gedichte und Prosatex- 
te, Erzählungen, aber auch Ausschnitte aus 
längeren Romanen zusammengestellt. Die 
meisten Texte sind relativ kurz (kein 
Textausschnitt ist länger als 10 - 12 Seiten) 
und in deutscher Sprache bislang nicht 
erschienen. Unter den Autoren sind einige, 
die hierzulande schon einen Namen haben 
(wie z. B. Sahar Taufik, Carlos Fuentes, Sal- 
man Rushdie oder Meja Mwangi). Für denje- 
nigen, der sich regelmäßig über neue Litera- 
tur aus der Dritten Welt informiert, sind 
allerdings auch keine ganz überraschenden 
Neuentdeckungen dabei. Viele Texte sind z. 
B. aus englischsprachigen Anthologien des 
Heinemann-Verlages übernommen. 

Was wollen die Herausgeber mit ihrer 
-Anthologie? Es geht ihnen darum, die 
Lebens- und Überlebensprobleme der Men- 
schen in den Metropolen der Dritten Welt, 
gespiegelt in den Literaturen ihrer Länder, 
hiesigen Lesern nahezubringen. Die Samm- 
lung ist so facettenreich wie die Realität. Da 
wird das Leben im Elend beschrieben, die 
Perspektivlosigkeit, in der die Ärmsten der 
Armen leben. Da ist von den Kindern zu 
lesen, die Abfalleimer der Haushalte der 
Mittelschicht durchwühlen, um etwas Eßba- 
res zu finden. Aber es gibt auch heitere Texte 
und solche, die einen ironischen Blick auf 
die Wirklichkeit werfen. 


Die Sammlung enthält viele gute 
Momentaufnahmen, auch eindringliche 
Beschreibungen von Einzelheiten. Aber es 
sind wenig gut erzählte Geschichten darun- 
ter. Meja Mwangis "Tanz der Kakerlaken” 
oder auch der wiedergegebene Ausschnitt 
aus Salman Rushdies ”Satanischen Versen” 
sind Ausnahmen. Hin und wieder eine 


gelungene Personenbeschreibung, wie das 
Porträt von Maria, der ”Asphaltschwalbe”. 


Der Erzählfluß wird zuweilen brutal abge- - 


brochen, ein Text aus dem Kontext gerissen. 
Ein bißchen mag das aber auch mit dem 
Thema zusammenhängen, denn Großstadt- 
literatur war schon immer abgehackt, dis- 
kontinuierlich, der Erzählfluß kam kaum an 
gegen die Unübersichtlichkeit der großen 
Städte. Das gilt auch für die europäische 
Großstadtliteratur seit den 20er Jahren. 


atürlich merkt man den Texten auch 
N an, daß ihre Autoren zur Mittel- 

schicht ihrer Länder gehören. Auch 
wenn hier von den Armen die Rede ist, so 
sind dies nicht Selbstzeugnisse der Betroffe- 
nen, sondern es bleibt der Blick der Außen- 
stehenden auf das Elend. Allerdings sind es 
allesamt engagierte Autoren, deren Texte 
hier versammelt sind, nicht diejenigen, die 
die Augen zumachen und etwas von 
“Schandfleck” murmeln, wenn sie auf die 
Obdachlosen in ihrer eigenen Stadt treffen. 


Eine ganze Reihe der Autoren ist weitgereist, 
kann Städte miteinander vergleichen. Ein 
häufig wiederkehrendes Motiv ist deshalb 
die Erkenntnis, daß Städte überall gleich 
sind. Da heißt es in einem Text aus Simbab- 
we: "Die Gesellschaft ist krank. Ich laß’ 
mich von niemandem krank machen. In 
Kingston, in London stoßen sie uns mit der 
Nase in diesen kranken Dreck. Ohne mich! 
Die Gesellschaft in Harare ist krank... Baby- 
lon ist, wo immer ich auch bin, wer immer 
ich auch bin.” Ganz ähnlich empfindet eine 
argentinische Schriftstellerin: ”Aber vorher 
oder nachher kommt der Augenblick, in 
dem man entdeckt, daß Athen Constituciön 
ähnlich ist, und alles außer Venedig verliert 
seinen Reiz, aber sogar der Reiz Venedigs ist 
und bleibt unvorhersehbar... Die bidonvilles 
gleichen den cantequiles und die Slums und 
die favelas anderen Elendsvierteln...” 

Doch es wäre schrecklich, müßte man 
ein solches Buch mit der Erkenntnis beiseite 
legen; daß jede Reise (und sei es eine litera- 
rische Reise) nur Wiederkehr des immer 
Gleichen böte. Zum Glück gibt es auch das 
Einmalige, das, was eine Lokalität, einen 
Ort, ein Viertel unverwechselbar beschreibt. 


Und das kann man selbst in einer Metropole 
wie Singapur ausmachen. Da gibt es ein 
Gedicht über Singapur, in dem die Stadt an 
ihrer Mischung der Gerüche kenntlich wird: 
"Geruch von Stahl und Satay, Kanalwasser 
und Eau de Cologne verweilen am Rande 
der Dämmerung... Das Gemisch von Düften 
hängt über Singapur wie ein Namensschild, 
an dem man es erkennt.” Nirgendwo sonst 
auf der Welt machen Gerüche so stark den 
Charakter einer Lokalität aus wie in Asien. 
Das jedenfalls ist geblieben, auch in der ste- 
rilen Betonstadt Singapur. 

In formaler Hinsicht sind die Beiträge der 
Sammlung eher konventionell. Experimen- 
telle Literatur findet sich da so gut wie nicht. 
Eine Ausnahme bildet allenfalls der Auszug 
aus Kojo Laings Roman ”Search Sweet 
Country”. Bei seinem Spaziergang über den 
Makola-Markt von Accra läßt Laing seiner 
blühenden, bisweilen skurrilen Phantasie 
freien Lauf. Das sind keine archaischen Bil- 
der mehr, das ist eine faszinierende Beob- 
achtungsgabe, gepaart mit Sprachwitz, der 
aus vielen Quellen schöpft, dabei aber seine 
Spontaneität und Leichtigkeit nicht einbüßt. 
Eine vergnüglich zu lesende Passage (die 
vielleicht auch ein paar Leser dazu anregt, 
sich den ganzen Roman vorzunehmen). 

Die Qualität einer Anthologie wie der 
hier vorgestellten steht und fällt mit der Qua- 
lität der Übersetzungen. Gut übersetzte 
Taschenbücher sind heutzutage eher die 
Ausnahme als die Regel. Viele verschiedene 
Übersetzer haben an dem Buch mitgearbei- 
tet. Sicher sind nicht alle gleich glatt zu 
lesen, aber im ganzen sind doch erfreulich 
gelungene Übertragungen herausgekom- 
men. 


Einhard Schmidt-Kallert 


Wolfgang Binder u.a. (Hrsg.): Beton- 
blumen. Aus fernen Großstädten. 
Frankfurt/Main, 1992, (Fischer 
Taschenbuch Nr. 10915), DM 16,80 
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Rezensionen 


Ägypten im Guckkasten 


oo 

gypten? Ein bißchen Weltgeschichte, 
Ar Prise Exotismus aus 1001 Nacht, 

ein Schuß Blut und heiliger Terror. 
Wer weiß schon, welcher Kinofilm, welche 
Fernsehserie die Ägypter gerade begeistert, 
über was und wen sie lachen, welche Stars 
sie bewundern? Ägypten besitzt eine vielfäl- 
tige Filmkultur und eine traditionsreiche 
Filmindustrie, die in den vergangenen 65 
Jahren immerhin 2.500 Filme produziert 
hat. Damit liegt die Traumfabrik am Nil 
nach den USA und Indien weltweit an dritter 
Stelle. Ägyptische Filme und Fernsehserien 
haben die Filmkultur der gesamten arabi- 
schen Welt vom Atlantik bis zum Golf ent- 
scheidend geprägt. Hierzulande jedoch 
weiß kaum jemand, daß Omar Sharif in 
Ägypten bereits 24 zum Teil anspruchsvolle 
Filme gedreht hatte und ein gefeierter Star 
war, bevor er mit "Lawrence von Arabien” 
und ”Dr. Schiwago” international bekannt 
wurde. Omar Sharif spielte übrigens auch in 
den vergangenen Jahren mehrmals Haupt- 
rollen in ägyptischen Produktionen. 

Mit ihrem Buch ’Filmkultur und Filmin- 
dustrie in Ägypten’ macht Kristina Berg- 
mann dem deutschsprachigen Publikum ein 
wichtiges Stück ägyptischer/arabischer All- 
tagskultur jenseits von Propheten und Phara- 
onen zugänglich. Den Wert einer solchen 
Arbeit kann man nicht hoch genug einschät- 
zen angesichts der Klischees und Feindbil- 
der vom ”Orient”, die zur Zeit im Auf- 
schwung sind. Produktionsbedingungen, 
Qualität und Inhalt der ägyptischen Filme 
haben sich in 60 Jahren gewaltig verändert: 
Der Musikfilm ist völlig verschwunden, 
dafür locken heute Action-, Karate- und 
Polizeifiilme die Zuschauer in die Kinos; 
durch die rasche Verbreitung von Videore- 
cordern und Satellitenschüsseln ist die Zahl 
der Kinosäle in Ägypten von 450 auf 140 
gesunken. Die ägyptischen Filmstudios sind 
seit 1935 nicht modernisiert worden, das 
Budget für einen ägyptischen Durchschnitts- 
film liegt umgerechnet bei gerade mal 
300.000 Mark. Die Geldnot macht es den 
Filmschaffenden zunehmend schwerer, sich 
dem Einfluß der reichen Golfstaaten mit 
ihrer prüden Moral und ihren Tabus zu ent- 
ziehen. Die Zensur greift allerdings auch in 
Ägypten selbst seit eh und je massiv in die 
Filmproduktion ein, denn bei einer Anal- 
phabetenrate von 60 Prozent gelten Fernse- 
hen und Kino als besonders massenwirk- 
sam. 

In den 20er Jahren von dem Nationalka- 
pitalisten Talaat Harb begründet, war die 
ägyptische Filmindustrie in den guten alten 
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Zeiten vor allem auf Kommerz ausgerichtet. 
Melodramen, Komödien und Musikfilme 
stillten die Sehnsüchte der Mittelschichts- 
bürger von Alexandria und Kairo. Aber 
schon früh entstanden auch einzelne sozial- 
kritische, realistische Filme, wie die Komö- 
die "Barsum sucht eine Arbeit” (1923) von 
Mohammed Bayyumi, die von der Arbeits- 
suche eines Bauern in der Stadt handelt. In 
den vierziger Jahren setzten sich die realisti- 
schen Filme durch. Sie wurden neben dem 
Musikfilm zum ägyptischen Genre schlecht- 
hin und waren oft an den Romanvorlagen 
ägyptischer Literaten wie Nagib Mahfuz ori- 
entiert. Nach der Revolution der Freien Offi- 
ziere 1952 wurden patriotische und histori- 
sche Filme besonders gefördert. Nach der 
Niederlage gegen Israel schlossen sich 1968 
kritische Regisseure, Drehbuchautoren und 
Techniker zusammen, die neben ästheti- 
schen und inhaltlichen Neuerungen mehr 
Raum für experimentelle Filme forderten. 


nen ist, daß das vordergründig wichtig- 

ste Phänomen der ägyptischen Gegen- 
wart, der islamische Fundamentalismus, im 
ägyptischen Kino (und übrigens auch im 
Fernsehen) kaum nennenswerten Nieder- 
schlag findet. So mutiert in "Terror und Ke- 
bab” (Al-Irhab wa-I-Kabab, von Hani Las- 
hin, 1992) ein bürokratiegeschädigter Fami- 
lienvater, der in dem berühmt-berüchtigten 
Kairoer Verwaltungsmoloch "Mogamma” 
eigentlich nur seine Söhne zur neuen Schule 
anmelden will, unfreiwillig zum Terroristen: 
Als Revolutionär eher unbeschlagen, aber 
vom Hunger getrieben, fordert er aus dem 
besetzten Gebäude heraus schließlich mit 
dem Gewehr in der Hand ”Kebab für alle”. 
Ein islamischer Fundamentalist, bärtig und 
betend, taucht im Film zwar auf: Doch er ist 
kein Gegner, sondern als Staatsbeamter Teil 
des Systems. Seine (schein)heiligen Argu- 
mente werden im Handumdrehen von der 
Hure Yusra entlarvt und nach getaner Rebel- 
lion klopft man sich beim Verlassen der 
Mogamma freundschaftlich auf die Schulter. 
Die Trennungslinie verläuft hier wie so oft 
nicht zwischen Säkularisten und Fundamen- 
talisten, sondern zwischen der korrupten 
staatlichen Macht und dem der Staatsmacht 
ohnmächtig ausgelieferten Bürger. 

Nicht die Auseinandersetzung zwischen 
Islam und Moderne ist das Thema der ambi- 
tionierten ägyptischen Filme; wenn man an 
dem vielfältigen ägyptischen Filmschaffen 
überhaupt einen wesentlichen Charakterzug 
entdecken will, dann ist es das Geschichts- 


F rappierend für westliche Zuschauerln- 


bewußtsein der Filmemacher. Napoleon, 
Kolonialismus, Nasser-Ära und die Wende 
zum Westen unter Sadat - keine Epoche, die 
nicht filmisch verarbeitet worden ist. Auch 
der exzellent und witzig gemachte gesell- 
schaftskritische Film "Mercedes” (1993) von 
Yusri Nasrallah, der kürzlich deutsch unter- 
titelt bei ARTE lief, ist ein Stück weit Vergan- 
genheitsbewältigung. 

Gerade die realistischen, sozialkritischen 
Filme bieten oft einen ausgezeichneten Ein- 
blick in die ägyptische Realität. Dennoch 
erscheint es fragwürdig, die ambitionierten 
ägyptischen Filme auf einen dokumentari- 
schen Wert zu reduzieren, die filmische 
Realität quasi als Guckkasten auf die ägypti- 
sche Gesellschaft darzustellen, wie es Kristi- 
na Bergmann gelegentlich tut. So schließt sie 
aus der Verstoßung eines Mädchens, daß es 
“konfliktlösende Diskussionen im ägypti- 
schen Kino nicht gebe.” Und das entspreche 
auch der ägyptischen Lebensauffassung, 
nach der der Stand der Dinge "immer abso- 
lut” sei. Solche pauschalen Feststellungen 
sind bei Bergmann leider ziemlich häufig 
und nähren das Klischee vom fanatischen, 


emotionsgeladenen Orientalen. Bergmann 
bemerkt auch, die ägyptische Stummfilm- 


komödie sei ”in keiner Weise den Chaplin- 
Filmen ebenbürtig gewesen”. Sollte sie das 
sein? Mußte sie das sein? Nun läßt sich über 
Geschmack zweifellos streiten, doch hier 
fehlt ein Stück Auseinandersetzung mit dem 
Eurozentrismus in der Kunstkritik. 

Davon abgesehen, ist das Buch unterhalt- 
sam und gut geschrieben und für jede/n 
Filmbegeisterte/n sowohl als Einstieg als 
auch als Nachschlagewerk unbedingt zu 
empfehlen. Im Anhang gibt es neben einer 
Chronologie der politischen Ereignisse im 
modernen Ägypten ein wertvolles kleines 
Lexikon ägyptischer Filmschaffender, ein 
deutsch-arabisches Verzeichnis der Filmtitel 
sowie Adressen und Telefonnummern ägyp- 
tischer Filmschaffender und Filminstitutio- 
nen. Mehr kann frau wirklich nicht tun... 
Also Augen auf und hingeschaut! 

Martina Sabra und 
Muna El-Shorbagi 


Kristina Bergmann: Filmkultur und 
Filmindustrie in Ägypten. Wissen- 
schaftliche Buchgesellschaft Darm- 
stadt 1993. Paperback. 304 Seiten. 
Preis: 59,- DM 


Rezensionen 


Algerische Erfahrungen 


schen Küste senkte, war ich von Zärtlich- 

keit erfüllt: Lange hatte ich mir gewünscht, 
in diesem Land zu leben.” ”So ist mir das 
Land meiner Träume zum Alptraum gewor- 
den. Immer seltsamer kommt es mir vor, daß 
eine Art Leben dort trotzdem weitergeht.” 
Zwei Bekenntnissätze an exponierter Stelle, 
der Einleitungssatz und der Auftakt des Epi- 
logs, die nicht wörtlich genug zu nehmen 
sind. Sie signalisieren einmal die Dialektik 
aus Faszination und Abneigung, zum ande- 
ren eine unverhohlene, das “ich” nicht 
scheuende Subjektivität, die für Sabine Ke- 
birs *algerische Erfahrungen” gleicherma- 
ßen bestimmend sind. 

Die Autorin, seit 1989 Privatdozentin in 
Frankfurt am Main, folgte ihrem algerischen 
Ehemann, dem Dokumentarfilmer und Fern- 
sehmoderator Saddek Kebir, 1977 in ihr 
Sehnsuchtsland. Bis 1988 lebte sie in Alge- 
rien, zunächst in Sidi Bel-Abbes, später als 
Universitätsangestellte in Oran und schließ- 
lich in Algier. 

Die Autorin hat ihr Buch aus autobio- 
graphischer Spurensuche und Reisejournal, 
aus politischem Räsonnement und persönli- 
cher Betroffenheit, aus Reportage und Leit- 
artikel, aus landeskundlichen Exkursen und 
essayistischen Einlagen komponiert. Zwei- 
fellos hat die Herkunft aus der Ex-DDR ("aus 
der DDR war ich in der Überzeugung weg- 
gegangen: kein blöder Land auf dieser 
Welt”) ihre Sensibilität für die Selbstrechtfer- 
tigungen totalitärer Macht geschärft, für die 
Differenz zwischen sozialistischen Idealen 
und realexistierender Misere. Der algerische 
“Front de la Lib6ration Nationale“ (FLN) sah 
sich als Reaktion auf die Oktoberunruhen 
des Jahres 1988 zu einer Verfassungsrevisi- 
on genötigt, die im Februar 1989 das Politik- 
monopol der Einheitspartei lockerte, ”Verei- 
nigungen politischen Charakters” zuließ so- 
wie die offizielle Sozialismusoption nahezu 
aufgab. Gerade mit einem aus DDR-Zeiten 
geschulten Instinkt gelingen Kebir überaus 
zutreffende Charakterisierungen der verknö- 
cherten politischen Kader, etwa der FLN- 
Veteranen Ali Kafi und Abdessalam Belaid. 
Daß Armeeführung und Einheitspartei jahr- 
zehntelang so gut wie identisch waren, hätte 
allerdings noch pointierter dargestellt wer- 
den sollen. 

“Mit diesem Buch”, heißt es programma- 
tisch auf den ersten Seiten, “möchte ich zum 
Abbau von Mythen über die Dritte Welt bei- 
tragen. Da Länder wie Algerien ... heute 
durchaus über Elemente einer modernen So- 
ziologie und Politologie verfügen, sind wir 


| mmer wenn sich das Flugzeug zur algeri- 


nicht mehr darauf verwiesen, negative Ent- 
wicklungen allein mit dem bei uns gängigen 
Feindbild Islam in Verbindung zu bringen”. 

Wenn der - im März 1992 offiziell verbo- 
tene - “Front Islamique du Salut” (FIS) der- 
zeit ungeniert zur Hatz auf sämtliche in Al- 
gerien lebenden Ausländer ruft, wird das 
hierzulande kräftig genährte Feindbild Islam 
natürlich glänzend bedient; umso wichtiger 
der Nachweis der Autorin, daß die algeri- 
sche Revolte, bevor sie von den FIS-Strate- 
gen Abbassi Madani und Ali Belhadj religiös 
instrumentalisiert wurde, zunächst ein so- 
zialer Protest war und daß religiöser Funda- 
mentalismus auch in Algerien keineswegs 
mit muslimischer Orthodoxie zu verwech- 
seln ist. 


Sabine Kebir gewinnt den algerischen 
Zuständen, die sie auch in den intimen Be- 
zirken von Haus und Familie als wache und 
engagierte Zeitzeugin kennengelernt hat, 
eine weibliche Lesart ab: “Wenn Vollbe- 
schäftigung und Gleichberechtigung der 
Frauen ein Hauptmerkmal von Sozialismus 
ist, hat es in Algerien nie Sozialismus gege- 
ben.” Die Kapitel etwa über das aus der 
Scharia abgeleitete Familiengesetz von 
1984 ("Das Familiengesetz bedeutete einen 
geradezu ungeheuerlichen Verfassungs- 
bruch”) oder über die Funktionen des Hid- 
jab (Der Frauenschleier ”bannte nicht nur 
die sexuelle, sondern auch die politische 
Energie der Frau, ... der Schleier verwies auf 
ihren Status als patriarchal verfügbare Han- 
delsware, auf die Negierung ihrer Individu- 
alität”) sind eindrucksvolle Proben einer sol- 
chen weiblichen Lesart. Überhaupt ent- 
spricht die Gewichtung der im ganzen elf 
Kapitel sehr exakt jenen Facetten, die so et- 
was wie ein Prisma des postkolonialen Alge- 
rien ausmachen. So informiert die Autorin, 
oft in eminent kenntnisreichen Hintergrund- 
berichten, etwa über die Folgen der Agrarre- 
form unter Präsident Boumediene (1965 bis 
1978), über die aus dem “Erdölmanna” ge- 
borenen Industrialisierungskampagnen un- 
ter Präsident Chadli Bendjedid (1978 bis 
1992), über die Revolten der algerischen Tu- 
areg oder über die von der FLN-Nomenkla- 
tura gehätschelten Mythen aus dem Unab- 
hängigkeitskrieg 1954 bis 1962 gegen die 
Kolonialmacht Frankreich. Ein Bravourstück 
ist das “Hochtechnologie und Hochara- 
bisch” betitelte Kapitel über die Auswüchse 
der von Chadli forcierten Arabisierungspoli- 
tik. 

Eine Kennerin ist hier am Werk - und 
eben deshalb kann es nicht überzeugen, daß 
die tumultösen Ereignisse seit den Parla- 


mentswahlen vom Dezember 1991 (die FIS 
errang im ersten Wahlgang 188 von 432 
Mandaten), seit dem Staatsstreich der Mili- 
tärs und der Ermordung des Staatsratsvorsit- 
zenden Mohammed Boudiaf im Juli 1992 
auf wenigen Druckseiten gleichsam pflicht- 
schuldig (und offenbar als Nachrichtenab- 
klapp einer Korrespondententätigkeit in Al- 
gier zum Jahreswechsel 1991/92) und ohne 
jede ernsthafte Kommentierung erledigt 
werden. “Die egalitäre Forderung lebt im Is- 
lamismus der Massen heute weiter, unge- 
achtet dessen, daß die Führer der Islamisten 
eine gesellschaftliche Hierarchie vorberei- 
ten, wie sie das vorkoloniale Algerien nie 
gekannt hat”, heißt es in anderem Zusam- 
menhang - eine zweifellos zutreffende Dia- 
gnose, die die Autorin allerdings vor dem 
Hintergrund der aktuellen Ereignisse hätte 
entwickeln müssen. Daß sie dem jüngsten 
Akt der algerischen Tragödie so wenig ge- 
recht wird, istein empfindliches Manko die- 
ses Buches. Ansonsten liegt hier ein über- 
zeugender Erfahrungsbericht vor, dessen 
Qualität durch einige Versehen (die größte 
Moschee Afrikas steht in Casablanca, nicht 
in Constantine!) kaum getrübt wird. 

Hartmut Buchholz 
Sabine Kebir: Zwischen Traum und 
Alptraum. Algerische Erfahrungen 
1977-1992. Econ Verlag. 320 Seiten. 
39.80 Mark. 


Archiv für Sicherbeits- und 
Entwicklungpolitik 


soeben erschienen: 


Der Krieg der Apartheid 
in Angola und 
Mozambik 


Eine Broschüre über die Bürgerkrie- 
ge in Angola und Mozambik, de- 
ren Auswirkungen aufBevölkerung 
und Entwicklung, und über die 
Chancen auf Frieden. 


Gegen 5,-DM-Schein [keine Brief- 
marken!!!) plus 2,-DM Porto erhält- 
lich bei: Archiv für Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik, Pf. 1219, 48348 
Everswinkel. 
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Mit AIDS in den Ländern der Dritten 

Welt, insbesondere den Ursachen 

für die rasche Verbreitung und den 

sozio-ökonomischen Folgen der 
Krankheit, beschäftigt sich der 50. Band aus 
der Reihe "Zum Beispiel" des Lamuv-Verla- 
ges. Dem Erfolgsrezept der Reihe folgend, 
wird das Thema kurz und leicht verständlich 
angegangen. Daß in den Ländern des 
Südens ganz andere Rahmenbedingungen 
für den Umgang mit AIDS bestehen als bei 
uns, leuchtet den Lesern und Lerserinnen 
ein, auch ohne daß direkte Vergleiche gezo- 
gen werden müssen. 


Einen Schwerpunkt des Bändchens bildet 
die Beschreibung der Faktoren, die für die 
hohe Zahl an AIDS-Infektionen in Afrika, 
Asien und Lateinamerika verantwortlich 
sind. "Armut zwingt viele Menschen zu Risi- 
koverhalten", sei es nun der Gelderwerb 
durch Prostitution oder der Verkauf des eige- 
nen Blutes. Wer arm ist, hat in der Regel 
mangels Bildung auch keinen Zugang zu 
Informationen über AIDS und die Möglich- 
keiten, sich vor einer Infektion zu schützen - 
vorausgesetzt, im jeweiligen Land ist AIDS 
überhaupt ein Thema in der Öffentlichkeit 
und im Gesundheitswesen. 

Frauen sind wegen ihrer geselischaftli- 
chen Abhängigkeit besonders gefährdet: 
"Anständige Frauen reden nicht über Sex." 
Für den Ehepartner aber sind außereheliche 
Sexualkontakte mit Infektionsrisiko oft 
nichts Ungewöhnliches. 

Die Nutzung von Kondomen bleibt die 
Ausnahme - sei es, weil es keine gibt oder 
aus männlicher Überheblichkeit. Folge: "In 
Europa sind nur zehn Prozent der HIV-Infi- 
zierten Frauen, in Afrika sind es dagegen 
50%". 

Die Folgen von AIDS sind für die Länder 
der Dritten Welt besonders drastisch: es ster- 
ben junge, zum Teil gut ausgebildete Men- 
schen, deren Arbeitskraft in der Wirtschaft 
oder der Familie oft nur schwer ersetzt wer- 
den kann. Bleibt eine AIDS-Infektion kein 
Einzelfall, so bricht der traditionelle Famili- 
enrückhalt zusammen - die Großfamilie ist 
nicht mehr in der Lage, alle Kranken zu pfle- 
gen und alle Waisen aufzunehmen und zu 
versorgen. 

Da die Gelder für das Gesundheitswesen 
in den Ländern des Südens ohnehin knapp 
sind, bindet die Betreuung von AIDS-Kran- 
ken Mittel und Kräfte, die somit für die 
Behandlung und Verhinderung anderer 
Krankheiten nicht mehr zur Verfügung ste- 
hen. 

Besondere Beachtung finden in dem 
Buch unterschiedliche Beispiele für AIDS- 
Aufklärung und -Selbsthilfegruppen in Län- 
dern der Dritten Welt (Thailand, Brasilien, 
Uganda). Sehr interessant ist daneben die 
Beschreibung des regierungsamtlichen 
kubanischen AIDS-Bekämpfungsmodells 
"Gut versorgt im Aquarium." 

Insgesamt wird der Band AIDS den 
Ansprüchen der Reihe "Zum Beispiel" 
gerecht. Lesern und Leserinnen ohne Vor- 
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Kurzrezensionen 


kenntnisse ein Nord-Süd-Thema beispiel- 
haft nahezubringen, wenn auch etwas mehr 
verbindende und strukturierende Elemente 
der Aufsatz-Sammlung nicht geschadet hät- 
ten. 

br 


Zum Beispiel: AIDS; Redaktion: Uwe Jung- 
fer; Lamuv-Verlag, Dezember 1993; 110 
Seiten; DM 9,80. 


Seit geraumer Zeit ist in der öffentli- 
chen Diskussion um das subsahari- 
sche Afrika die gefährliche Tendenz 
erkennbar, die koloniale Vergangen- 
heit vergessen zu wollen. Ebenso wird die 
Schuld am Elend des Kontinents alleine 
"typisch afrikanischen’ Phänomenen zuge- 
schrieben (vgl. SZ-Magazin vom 20.11.92 
oder Spiegel vom 14.12.92). 
Diesem allzu bequemen Trend stellt die für 
'Brot für die Welt’ vom Starnberger Institut 
erarbeitete Studie Afrika - Ein Kontinent auf 
dem Weg aus der Krise die Grundthese ent- 
gegen: ”Der Hunger in Afrika ist nicht 
schicksalhaft, ist auch keine Naturlaune und 
keine Folge einer irrationalen ‘afrikanischen 
Mentalität’ (...). Hunger und Elend haben 
vielmehr primäre Ursachen in Strukturen, 
Fehlentscheidungen und dem Versagen von 
Politik sowohl in Afrika als auch in den Indu- 
strieländern” ($.37). 
Der Autor der Studie, Tilman Schiel, 
beschreibt zunächst in seiner Problemanaly- 
se, daß die heutigen Mißstände, die gemein- 
hin als ‘typisch afrikanisch’ bezeichnet wer- 
den, größten Teils Überbleibsel der Koloni- 
alzeit sind. So sind zum Beispiel die als 
Kleptokratien bezeichneten korrupten 
Machteliten, die nur in die eigene Tasche 
wirtschaften, meist die direkten Erben der 
von den Kolonialherren eingesetzten Regi- 
me. Auch der viel beschworene Tribalismus 
hat seine Wurzeln in der Kolonialzeit. Und 
schließlich sind auch hohes Bevölkerungs- 
wachstum, Umweltzerstörung und religiö- 
ser Fundamentalismus nicht die Ursachen 
von Armut und Elend, sondern deren Fol- 
gen. 
Im zweiten Teil der Studie entwirft Tilman 
Schiel ein Szenario für die zukünftige Afrika- 
politik des Westens. Dabei sieht er vor allen 
Dingen im Auferlegen von Strukturanpas-. 
sungsprogrammen bei der Vergabe von Kre- 
diten ein Grundübel gegenwärtiger Politik. 
Diese müsse in Zukunft stärker darauf ausge- 
richtet sein, echte Demokratisierungspro- 
zesse voranzutreiben und mithin eine Zivil- 
gesellschaft zu schaffen, in der die Wahrung 
der Menschenrechte für alle Bürger gewähr- 
leistet ist. Dabei kann es nicht um die Über- 
nahme westlicher Muster gehen, sondern 
vielmehr um die Förderung afrikanischer 
Strukturen. 
Diesem Ziel dient, nach Meinung Schiels, 
eine intensivere Unterstützung und stärkere 
Einbeziehung von Nichtregierungsorganisa- 
tionen und die Stärkung der Position von 
Frauen. Dies könnte von seiten der Indu- 


strienationen zum Beispiel durch einen 
Schuldenerlaß geschehen. Wobei der Autor 
die Einrichtung von sogenannten Gegen- 
wertfonds empfiehlt, die von den Regierun- 
gen als Gegenleistung für die Schuldenstrei- 
chung einzurichten seien. Dabei sollte die 
Verfügungsberechtigung über die Fonds bei 
den Nichtregierungsorganisationen liegen. 
Denn, so der Autor, Hunger nach Brot kann 
erst dann langfristig gestillt werden, wenn 
auch der Hunger nach Gerechtigkeit gestillt 
ist. 

dm 
Brot für die Welt (Hg.), Afrika - Ein Konti- 
nent auf dem Weg aus der Krise? Politische, 
soziale und ökonomische Probleme im sub- 
saharischen Afrika, eine Studie des Starn- 
berger Institutes, Stuttgart 1993, 90 Seiten 
Din A4, DM 10.-, Bezug: Stafflenbergstr.76, 
70184 Stuttgart, Tel: 0711/2159-0 


Nach dem Ende der Apartheid steht 
nicht nur Südafrika vor einem 
grundlegenden Wandel. Auch die 
Nachbarstaaten sind davon betrof- 
fen. Das Buch "Kap der kleinen Hoffnung” 
versammelt zu diesen Fragen eine Reihe von 
Aufsätzen. Die Beiträge beschäftigen sich 
mit dem gesellschaftlichen und politischen 
Wandel und der wirtschaftlichen Situation 
in Angola, Mosambik, Namibia, Südafrika 
und Zimbabwe. Warum Sambia, Malawi 
und Tansania (vielleicht auch noch Lesotho 
und Swasiland als weitere Mitglieder der 
SADC) ausgespart wurden, bleibt das 
Geheimnis der Herausgeber, die auf ein 
Vorwort verzichteten. Somit muß sich 
der/die Leser/in selbst seinen/ihren Reim auf 
die getroffene Auswahl der Beiträge 
machen, was nicht leicht fällt. Sämtliche 
Beiträge sind Bestandsaufnahmen, die v.a. 
die koloniale Vergangenheit und den Kalten 
‚Krieg als entscheidende Erblast ausmachen. 
Deren Bedeutung für die Entwicklung der 
Länder soll nicht abgestritten werden, aber 
damit allein ist die jeweilige Entwicklung 
noch nicht ausreichend analysiert. Insbe- 
sonders Mitherausgeber M. Baiculescu sieht 
für Mosambik Neokolonialisten und auslän- 
disches Kapital schalten und walten zu 
Lasten der breiten Bevölkerung. Daß auch 
ein wenig differenzierter analysiert werden 
kann, beweisen andere Beiträge im Buch. 
Interessant sind außerdem die Aufsätze über 
den informellen Sektor in Mosambik und 
Angola, über traditionelle und neue Auto- 
ritäten in Zimbabwe und über die Perspekti- 
ve einer regionalen Zusammenarbeit. Insge- 
samt wünschte man sich, daß in Anlehnung 
an den zukunftsgerichteten Titel des Buches 
mehr über die Möglichkeiten und Perspekti- 
ven der Länder bzw. der Region zu erfahren 
wäre, als dies der Fall ist. 
uju 
M. Baiculescu/]. Becker (Hg.): Kap der klei- 
nen Hoffnung. Das Südliche Afrika nach der 
Apartheid, Promedia Verlag, Wien 1993, 
224 $., DM 32.- 


UNITED for 
Intercultural Action 


inter dieser Bezeichnung verbirgt 
H sich ein europäisches Netzwerk 

gegen Nationalismus, Rassismus, 
Faschismus und zur Unterstützung von 
Migrantinnen und Flüchtlingen. Es wurde im 
Sommer 1992 durch TeilnehmerInnen von 
zwei europäischen Jugend-Seminaren in 
Straßburg gegründet und hat sich mittlerwei- 
le zum größten europäischen Netzwerk ent- 
wickelt. Unterstützt wird UNITED von 113 
Organisationen aus 31 europäischen Län- 
dern (Stand: Oktober 1993). Das Netzwerk 
erhält permanent Informationen von 470 
Organisationen und verschickt regelmäßig 
Briefe an 1.500 Gruppen aus ganz Europa. 

Viele Organisationen haben sich dem 
Netzwerk angeschlossen, weil klar wurde, 
daß Fragen der Diskriminierung, Migration, 
Asylpolitik usw. nicht mehr länger als natio- 
nale Probleme gesehen werden können, 
sondern in ihrem europäischen Kontext 
angegangen werden müssen. Die Maa- 
stricht- und Schengener Verträge, das Dubli- 
ner Abkommen und andere Flüchtlinge und 
Migrantinnen diskriminierende Abkommen 
sind Ergebnisse, die hinter dem Rücken der 
nationalen Parlamente durchgesetzt wur- 
den. (Zu beachten ist hierbei aber, daß von 
verschiedenen europäischen Parlamenten 
Verschärfungen der Asyl- und Einwande- 
rungsgesetze abgesegnet wurden, d. Verf.). 
Die Festung Europa’ verlangt deshalb einen 
gesamteuropäisch koordinierten Wider- 
stand. 

UNITED organisiert sich ohne den sonst 
üblichen kostenintensiven bürokratischen 
Aufwand. Die beiden Arbeiter des Sekreta- 
riats sowie der zehnköpfige Beirat (fünf 
Männer, fünf Frauen, acht Nationalitäten, 
sechs Migrantinnen) haben ständigen Kon- 
takt zu kleineren Netzwerkorganisationen 
und vermitteln Diskussionen, Vorhaben und 
Ratschläge der Netzwerkkonferenzen in die 
tägliche Arbeit. Zum Gedenken an den 9. 
November, der von organisierten Nazis ins- 
zenierten Reichspogromnacht 1938, infor- 
mierten sie z.B. ihre Mitglieder per Fax über 
geplante Aktionen in verschiedenen Län- 
dern und vermittelten entsprechende Kon- 
taktadressen. 

Das Netzwerk versteht sich als eine nicht 
an Profit orientierte NGO und als absolut 
parteiunabhängig. Finanzielle. Unterstüt- 
zung erhält UNITED von vielen Organisatio- 
nen, die ihre Arbeit auch inhaltlich unter- 
stützen. Subventionen kommen zudem 
auch von verschiedenen nationalen und 
internationalen Stiftungen, nationalen Mini- 
sterien, dem Europaparlament sowie der 
EG- Kommission. 

UNITED unterhält verschiedene Informa- 
tionsprojekte: einen ‘Internationalismus- 
Kalender’ mit Daten von europäischen anti- 
rassistischen Aktionen, ein ’Verzeichnis des 
Internationalismus’ mit Adressen von 1.000 
europäischen Gruppen, eine "Informations- 
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AJS eV. 
Läufertsmühle 
69437 Neckargerach 
Tel. 06263/ 1643 


Fax 06263/ 9491 


Läufertsmühle 


Tagungs- und 


Bildungsstätte 


» Vollwertküche (Lebensmittel aus 
. kontr.-bio. Anbau) 
» Übernachtung (59 Betten) 
>» Ruhige Lage (Odenwald, 
Neckarseitental) 

» Seminarprogramm 
» Forellenzucht 


AJS e.V. 
Arbeitskreis zur Förderung 
internationaler Jugend- und Sozielarbeit e.V 


broschüre’ mit praktischen Tips für Organi- 
sationen. Desweiteren organisiert das Netz- 
werk eine Reihe von europäischen Konfe- 
renzen zur Planung von gemeinsamen Kam- 
pagnen und Aktionen (Straßburg/Februar 
1994: 120 anti-rassistische Jugend-Organi- 
sationen aus 31 Ländern arbeiten eine 
Woche zu gemeinsamen Aktionen; eine 
weitere Konferenz wird in Salzburg oder Ins- 
bruck in der zweiten Jahreshälfte 1994 statt- 
finden). 

Kontakt: UNITED for Intercultural 
Action, Postbus 413, NL-1000 AK Amster- 
dam, Netherlands, Tel./Fax: +3120- 
6234902 


Anti-Rassismus 
Informations-Centrum in 
Nordrhein-Westfalen 


m 1. Januar diesen Jahres hat das 
Abuse Informations-Cen- 

trum (ARIC-NRW) nach längerer Vor- 
bereitungszeit seine Arbeit aufgenommen. 
Es orientiert sich an und kooperiert mit dem 
konzeptionell verwandten ARIC-Rotterdam 
und versteht sich grundsätzlich als ein anti- 
rassistiiches Dienstleistungszentrum für 
Informations-, Organisations-, Seminar- und 
Projektarbeit. Die Hauptaufgaben liegen im 
Bereich von Information, Entwicklung, Auf- 
klärung, Motivation und Beratung zur För- 
derung interkulturellen Lernens. 

Mit ARIC soll versucht werden, der gras- 
sierenden Gewalt und dem offenen wie ver- 
steckten Rassismus etwas entgegenzuset- 
zen. Zwar gibt es (nicht nur) in NRW eine 
Vielzahl von einzelnen Initiativen, Organi- 
sationen und Institutionen mit ähnlichen 
Zielsetzungen, dies könne aber nicht über 
deren strukturelle Mängel in der Informati- 
ons- und Aufklärungsarbeit hinwegtäu- 
schen. Für die InitiatorInnen des ARIC erge- 
ben sich im einzelnen folgende Arbeitsbe- 
reiche: 

1. Aufbau 


einer Informationsbörse 


(Sammlung von Grundlagenliteratur, Pro- 
jekt- und Infomaterialien, Videos, Publika- 
tionen, Ausstellungen, Postern); 

2. Systematisierung und Aufbereitung 
der Publikationen und Materialien (Aufbau 
einer Datenbank); 

3. Praxisorientierte Beratung bei der 
Suche nach geeigneten Informationen, 
Materialien, Projekten, Aktionen und 

4. Entwicklung, Motivierung und Beglei- 
tung von Projekten und Initiativen in der 
interkulturellen, antirassistischen Arbeit. 

Folgende Organisationen sind bisher an 

der konzeptionellen Planung beteiligt: AG 
SOS Rassismus, Haus Villigst (evangel. 
Jugendarbeit), Schwerte / Materialdienst 
Asyl, Duisburg / Duisburger Institut für 
Sprach- und Sozialforschung (DISS) / Ver- 
band der Initiativen in der Ausländerarbeit 
(VIA e.V.), Bundesverband Duisburg / ARIC 
Rotterdam. 
Ansprechpartnerinnen: Ralf-Erik Posselt, 
Haus Villigst, 58239 Schwerte, Tel: 02304- 
755190; Sigrun Scheve (ARIC-Rotterdam), 
Ritterstr. 11, 3550 Marburg, Tel: 06421- 
24618 


Einsteigen 
und mitsteuern. 


. 


EN STROM 


Verlagsanstalt in Berlin GmbH 
Am Treptower Park 28 - 30, 12435 Berlin 


Fairness für Test-Leser. Das Test-Abo 
verlängert sich nicht automatisch. 
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Freiheit für Kurdistan 
Das Verbot der PKK 
muß fallen! 


Nach dem Verbot von PKK, ERNK, zahl- 
reicher kurdischer Vereine sowie der kur- 
dischen Nachrichtenagentur KURD HA 
durch die Bundesregierung haben ver- 
schiedene Gruppen aus der Kurdistan- 
Solidarität beschlossen, die Aktivitäten 
für ein freies Kurdistan in den nächsten 
Wochen und Monaten zu verstärken. 
Dabei gilt unsere Solidarität als Erstes 
den Kurdinnen und Kurden hier. Bis zum 
kurdischen Neujahrsfest Newroz am 
21.3.1994 werden Veranstaltungen, 
Delegationsreisen u.a. organisiert wer- 
den. Für den 12. März rufen die Solida- 
ritätsgruppen zu einer bundesweiten 
Demonstration unter dem Motto „Frei- 
heit für Kurdistan“ nach Bonn auf. 

Für diese Kampagne haben die beteilig- 
ten Gruppen ein Koordinationsbüro ein- 
gerichtet, dessen Aufgabe auch darin 
besteht, die Informationssperre über den 
Krieg in Kurdistan zu durchbrechen. 


Für diese Arbeit brauchen wir Eure finan- 
zielle Unterstützung. 


Solidaritätskomitee Kurdistan 
Wolfstr. 10 / Hinterhaus 
53111 Bonn 

Tel.:02 28 / 65 95 13 


Spendenkonto: 

PGA Köln; BLZ 370 100 50; 
Kto.-Nr.: 39 68-506 

Stichwort: Freiheit für Kurdistan 


Kampagne gegen 
Kinderprostitution 


ie Nachfrage deutscher Sextouristen 
1) nach Informationen der deut- 

schen Kampagne gegen Kinderpro- 
stitution, die von vierzig Organsationen 
getragen wird, in vielen Ländern immer 
mehr Kinder in die Prostitution. Nach Thai- 
land nehme Brasilien weltweit den zweiten 
Platz ein, so die im Nordosten Brasiliens mit 
Straßenkindern arbeitende Psychologin 
Dilma Felizardo auf einer Vortagsveranstal- 
tung Ende letzten Jahres durch Deutschland. 
Sextouristen machen sich die Armut in die- 
sen Ländern skrupellos zunutze. Das Alter 
der sexuell ausgebeuteten Kinder wird dabei 
immer niedriger: auch weit unter zehn Jahre 
alte Kinderprostituierte sind keine Selten- 
heit. Die durchschnittliche Lebenserwar- 
tung der in die Prostitution gezwungenen 


Kinder beträgt 21 Jahre. Im September hat es 


Dilmar Felizardo gewagt, die örtliche Mafıa 
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des Sextourismus in der Provinzstadt Natal 
im Nordosten Brasiliens, zu der auch Senats- 
mitglieder gehören, öffentlich anzupran- 
gern. Seitdem erhält sie ständig Morddro- 
hungen. 

Der gesetzliche Schutz von Mädchen 
(und Jungen) wird durch die deutsche 
Gesetzgebung nur äußerst unzureichend 
gewährleistet. Von der Bundesregierung for- 
dert die deutsche Kampagne gegen Kinder- 
prostitution, ihre in Artikel 37 gegebene Ver- 
pflichtung konsequent einzulösen. Zum 
gesetzlichen Verbot des sexuellen 
Mißbrauchs von Kindern im Ausland müs- 
sen nun baldmöglichst die notwendigen 
ergänzenden Schritte folgen. Durch den 
Abschluß von Rechtshilfeabkommen sind 
Regelungen zur Verbesserung der bilatera- 
len Zusammenarbeit von Ermittlungs- und 
Strafverfolgungsbehörden in diesem Delikt- 
bereich zu treffen. Hier besteht enormer 
Nachholbedarf, denn die ausländischen 
Behörden sind bisher nicht verpflichtet, bei 
etwaigem Verdacht einer begangenen 
Straftat zu informieren. 

Eine weitere Forderung der Kampagne 
gegen Kinderprostitution an die Bundesre- 
gierung zielt auf den Bereich der Entwick- 
lungszusammenarbeit: es muß etwas getan 
werden, um den Kindern alternative berufli- 
che Perspektiven zu geben. Durch Maßnah- 
men der Entschuldung muß der Abbau der 
Leistungen des staatlichen Sozialwesens in 
den Ländern des Südens gestoppt werden. 

Die Reiseveranstalteraktion trägt erste 
Früchte: die Veranstalter Ikarus Reisen, Tjae- 
reborg, Touristik Union International (TUI), 
NUR, Meyer's Weltreisen und Hetzelreisen 
sind auf die Forderungen von terre des hom- 
mes und der Kampagne eingegangen und 
haben zugesagt, sowohl ihre Kundinnen zu 
informieren, als auch ihre ReiseleiterInnen 
entsprechend zu instruieren und darüber- 
hinaus in ihren Vertragshotels darauf zu ach- 
ten, daß die Gäste keine Kinder mit aufs 
Zimmer nehmen können. Kunden, die mit 
diesen Reiseunternehmen gebucht haben, 
können nun Regreßforderungen stellen, 
wenn sie beobachten, daß sich andere 
Hotelgäste mit Kinderprostituierten im Hotel 
aufhalten. 

Kontakt: Kampagne gegen Kinderprosti- 
tution, Postfach 4126, 49031 Osnabrück, 
Tel: 0541-7101 162, Fax: 0541-707233 


Unruhen nach Unfall in 
indonesischem Zellstoffwerk 


ereits im November hat ein Brand in 
B der Zellstoffabrik Indorayon auf Suma- 

tra giftiges Chlorgas freigesetzt. Werks- 
leitung und Behörden verweigerten genaue 
Auskünfte. Die wütende in der Region 
lebende Bevölkerung reagierte mit einem 
Aufstand. Das Gebiet ist seither abgeriegelt. 
Seit 1988 sorgt die Herstellung des für den 
Export bestimmten, von Indorayon produ- 


zierten blütenweißen Papiers für umwelt- 
und existenzvernichtende Schäden, die vor 
allem die ansässigen Kleinbauern und - 
bäuerinnen bedrohen. Durch die Anwen- 
dung des in Europa seit langem verbotenen 
Sulfatverfahrens wird der zur Bewässerung 
und zum Fischfang dienende Fluß Asahan 
verseucht. Die NutzerInnen klagen über 
Ernteeinbußen von etwa 30 Prozent. Zudem 
ist es bereits bei der Gründung des Werkes 
zu massivem Landraub gekommen. 

Die DorfbewohnerInnen im Einzugsge- 
biet des Zellstoffwerks fordern die lückenlo- 
se Aufklärung des Unfalls im November, 
eine Entschädigung für die erlittenen Ein- 
bußen sowie bessere Schutzmaßnahmen für 
die Zukunft. Auf welcher Seite der autoritär 
geführte Staat in solchen Konflikten steht, 
zeigt die Absetzung des leitenden Bischofs 
der Toba-Batak-Kirche (größte protestanti- 
sche Kirche in Asien) durch den regionalen 
Militärbefehlshaber im vorletzten Jahr. Die- 
ser hatte sich dem Protest gegen die 
Umweeltzerstörungen von Indorayon ange- 
schlossen. 

Die Armee, die für brutale Eingriffe bei 
ähnlichen Landkonflikten im Interesse von 
Industrie und Staatsführung bekannt ist, tritt 
seit dem Unfall mit demonstrativer Stärke 
auf. 

Während die Bundesregierung trotz sol- 
cher Menschenrechtsverletzungen derzeit 
zu einem der wichtigsten militärischen Auf- 
rüster Indonesiens wird - gerade auch im 
Zeichen des Ost-Timor-Krieges - ruft FIAN, ' 
die Internationale Menschenrechtsorganisa- 
tion für das Recht sich zu ernähren, zur Ver- 
teidigung der Rechte der Kleinbauern und - 
bäuerinnen auf. 

Weitere Informationen: FIAN, Over- 
wegstr. 31, 44625 Herne, Tel: 02323- 
490099 


Verhaftungswelle in Indonesien 


uch auf StudentInnenseite hat sich im 
An Jahr eine Bewegung 

herauskristallisiert, die für die Demo- 
kratisierung und die Einhaltung der Men- 
schenrechte sowie die Einführung eines 
Rechtsstaates in Indonesien eintritt. Der Pro- 
test richtet sich insbesonders gegen die 
immer zahlreicher werdenden gewaltsamen 
Landenteignungen von Bauern und Bäuerin- 
nen zugunsten von Unternehmen oder zur 
Errichtung von Golfplätzen für die oberen 
Zehntausend. Im zuletzt genannten Fall 
erhalten die Betroffenen nur eine marginale 
Entschädigung; ihre Existenzgrundlage wird 
zerstört. Setzen sie sich zur Wehr, werden 
sie von den Sicherheitskräften oder mit 
deren Duldung terrorisiert. 

Im vergangenen Herbst ist es dem Stu- 
dentenführer Dedi Ekadibrata gelungen, Stu- 
dentiInnengruppen zahlreicher Universitä- 
ten und Organisationen direkt Betroffener 
zu einem Aktionsbündnis zusammenzu- 


schließen. Dieses Anti-Golfplatz-Komitee 
wurde zum Ausgangspunkt einer dezidier- 
ten Demokratisierungsbewegung. Sie nennt 
sich "Front Aksi Mahasiswa Indonesia’ (Akti- 
onseinheit der indonesischen Student- 
Innen). 

Dedi Ekadibrata wurde im November, 
nur wenige Wochen nach der Bildung des 
Anti-Golfplatzkomitees, verhaftet. Er soll 
wegen eines Vorfalls im Frühjahr 1993 vor 
Gericht gestellt werden, bei dem aufge- 
brachte Landbewohner!nnen das Basislager 
einer Firma anzündeten, die in Cijayanti bei 
Bogor einen Golfplatz baut, für den das 
Land der Bevölkerung enteignet worden 
war. Dedi unterstützte zwar die Forderun- 
gen der Bauern und Bäuerinnen, versuchte 
sie aber von Gewalttaten abzuhalten. 

Es wird nun befürchtet, daß Dedi - ähn- 
lich wie vor einigen Monaten ein Anwalt in 
Bandung - seinen Prozeß nicht mehr erleben 
wird, da der Sicherheitsdienst der o.g. Firma 
zu dem Gefängnis freien Zugang hat. 

Die Verhaftung von Nuku Sulaiman, dem 
Vorsitzenden der studentischen Journalistin- 
nengruppe ’Pijar’ in Jakarta, löste unter den 
Studentinnen eine breite Solidarisierungs- 
welle aus. Er soll wegen Beleidigung des 
Staatsoberhauptes (Majestätsbeleidigung) 
vor Gericht gestellt werden. Dasselbe 
Schicksal erwartet wahrscheinlich auch 
weitere 21 Studentinnen, die am 21. 
November vor dem Parlament bei einer Pro- 
testaktion gegen die Golfplätze unter starker 
Gewaltanwendung der Sicherheitskräfte 
verhaftet wurden. 

IMBAS, die Initiative für die Menschen- 
rechte aller BürgerInnen der ASEAN-Staa- 
ten, wendet sich mit einem offenen Brief an 
Außenminister Kinkel und fordert die Bun- 
desregierung auf, jede wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit der indonesischen 
Regierung solange zu stoppen, bis diese die 
Einhaltung der Menschenrechte garantiert. 
Zudem wird die Bundesregierung und der 
indonesische Staat aufgefordert, alle inhaf- 
tierten StudentInnen umgehend freizulas- 
sen, die Anklage wegen Beleidigung des 
Staatsoberhaupts fallenzulassen sowie im 
“Fall” Dedi Ekadibrata für ein faires 
Gerichtsverfahren zu sorgen und seine per- 
sönliche Sicherheit während der Haftzeit zu 
garantieren. 

Protestbriefvordrucke anfordern bei: 
IMBAS, 

Postfach 600422, 

60334 Frankfurt 


Werbung wird diskriminiert!? 


m 25. November war der Internatio- 
As Tag gegen Gewalt an Frauen. 

Terre des Femmes initiierte hierzu 
eine Kampagne, die sich gegen “Gewalt an 
Frauen in Fernsehbeiträgen” (s. kurz belich- 
tet 194) richtete. Es wurde zu einer Postkar- 
tenaktion aufgerufen. Dies hat offenbar eini- 
ge der verantwortlichen Stellen in ziemliche 
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Aufregung versetzt. So beispielsweise den 
Zentralverband der deutschen Werbewirt- 
schaft e.V. (ZAW), der sich veranlaßt sah, 
seine 48 Seiten umfassende Hochglanzbro- 
schüre “Nackte (sic!) Tatsachen - Das Frau- 
enbild in der Werbung” an die KritikerInnen 
zu schicken. Damit soll das angeknackste 
Bild in der Öffentlichkeit wieder “richtig” 
gestellt werden, denn “die Sache ist kompli- 
zierter und komplexer”, als wie es die völlig 
überzogenen Anschuldigungen diverser 
Gruppierungen glaubhaft machen wollen. 
Zwar gäbe es Entgleisungen, darüber beste- 
he gar kein Zweifel. Der größte Teil der Vor- 
würfe allerdings entspränge der verblende- 
ten Motivation von vier mittels einer “Typo- 
logie” höchst anschaulich dargestellten Kri- 
tikergruppen: die nach Einschätzung der 
Verfasser manchmal über das Ziel hinaus- 
schießenden “Frauen-der-Betroffenheit”, 
die “Ideologen”, die “Moralisten” und die 
"Populisten”. Diesen Gruppen gelte es ent- 
gegenzuhalten, daß “Werbung (...) Spiegel- 
bild der Gesellschaft (ist). Nicht die Wer- 
bung prägt die Gegenwart, sondern die 
Gegenwart prägt die Werbung”. 


So fand Anfang der 70er jahre die Libera- 
lisierung des Sexualstrafrechts Eingang in 
die Werbung in Form freizügigerer Darstel- 
lungen. Nach dem diagnostizierten Abklin- 
gen der “Sexwelle”, das heißt dem Aufkom- 
men einer distanzierteren Haltung gegenü- 
ber Sex seitens der hofierten Öffentlichkeit, 
habe sich die Werbeindustrie dieser Verän- 
derung mit stärkerer Selbstbeschränkung in 
der Werbung angepaßt. Unsere Werbung - 
immer auf der Höhe der Zeit! Als ein weite- 
res Plus wird der Umstand verbucht, daß ein 
Großteil derjenigen, die eine Artikelwer- 
bung als frauendiskriminierend einschätzen, 
sich letztlich doch für den Kauf entscheiden 
würden. Und des Volkes Meinung wird 
noch weiter zu Rate gezogen: “Zwei Drittel 
der Bundesbürger sind an Sex-Beratung und 
Soft-Pornos zu später Stunde auf dem Bild- 
schirm interessiert und haben nichts gegen 
solche Sendungen”, so eine Umfrage unter 
der erwachsenen Bevölkerung der Pro- 
grammzeitschrift (sic!) “Bild+Funk”. 


Das Ergebnis dieser den Anschein einer 
seriösen, wissenschaftlich fundierten Analy- 
se erweckenden ‘Studie’ ist wenig überra- 
schend: “Wer der Werbung Gerechtigkeit 
widerfahren lassen will, muß ihr hohes Fin- 
gerspitzengefühl beim Umgang mit der Dar- 
stellung von Frauen in der Werbung zuge- 
stehen”. Unsere sich als interessenlose 
Expertin aufspielende Werbe- und Bewußt- 
seinsindustrie besteht darauf, daß es die Vor- 
stellungskraft des Laien übersteigt, daß Wer- 
bung auch ohne ihre Wirkung operieren 
kann - so die dummkluge Behauptung der 
ZAW! Und falls sie doch einmal diskriminie- 
rend sein sollte, gilt ja auf alle Fälle noch der 
Grundsatz: “Es gibt keine Werbung, die all- 
gemein als frauendiskriminierend erlebt 
wird.“ Denn: über das, was ”Sexismus” ist, 
läßt sich - wir leben schließlich in einer plu- 
ralistisch verfaßten Gesellschaft - trefflich 


streiten. Bei diesem Ausmaß an Beliebigkeit 
(auch der Begriffe: frauenfeindlich?, frauen- 
diskriminierend?, sexistisch?) muß die Arbeit 
des "Deutschen Werberates” als Instrument 
der Selbstbeschränkung höchst effektiv sein, 
oder? 

Das Problem liegt tiefer, als es der ZAW 
sehen möchte: die Werbemethoden können 
auf jene Strukturen zurückgreifen, die feste 
Bestandteile dieser patriarchalen Gesell- 
schaft sind und sich selbst reproduzieren. 
Die Alltäglichkeit, das “Normale” der 
Gewalt gegen Frauen ist der Skandal. Die 
dem Werbewesen zugrundeliegenden Pro- 
fitinteressen tun ihr übriges. 

Ein Mann-der-"Betroffenheit”, ein Ideo- 
loge, ein Populist oder ein Moralist? Es darf 
geraten werden! 


Arbeitsbrigaden nach Kuba 
SG: 1991 läuft in Kuba im Rahmen des 


‘plan alimentario’ ein Programm, das 

eine weitgehende Selbstversorgung mit 
Nahrungsmitteln gewährleisten will. Unter 
anderem sollen brachliegende Flächen für 
den Anbau von Lebensmitteln genutzt wer- 
den. Besonders wichtig ist zur Zeit die Mobi- 
lisierung zusätzlicher Arbeitskräfte für die 
Landwirtschaft. 
Die Freundschaftsgesellschaft Berlin-Kuba 
organisiert seit Frühjahr 1992 kleine Bri- 
gaden (10-15 Personen), die im landwirt- 
schaftlichen Betrieb “La Quinta” arbeiten. Er 
ist Teil einer größeren Staatsfarm in der Pro- 
vinz Pinar del Rio. Auch für 1994 werden 
Menschen mit Interesse an gemeinschaftli- 
cher Arbeit mit kubanischen LandarbeiterIn- 
nen und an Kultur gesucht. Der Arbeitsein- 
satz dauert drei Wochen vom 26.2. bis 
19.3.1994. Die Kosten für Flug, Unterkunft 
und Verpflegung betragen ca. 2000 DM. 
Weitere Infos bei: 
FG Berlin-Kuba, Grimmstr. 6, 10967 Berlin, 
Tel. 030-6912025 


Solidarisch handeln- 
Cuba unterstützen 


Wir beschaffen Ersatzteile für die cubanische 
Basisindustrie, z. B.: 


* Druckindustrie 
« Textil 

« Ernährung 

+ Industriegase 
« Landwirtschaft 


Infos bei: 

Solidaritätswerkstatt e.V. 
Ludwigshöhstraße 42 

64285 Darmstadt 

Telefon und Fax 06151/64066 


Spendenkonto: 

Postgiro Frankfurt am Main 

BLZ 50010060 Kto 4878 02-603 
Bitie angeben. ob Spendenbescheimgung erwünsch! 


Taller 
solidaridad 
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Kurz belichtet 


Agir ici 

eit nunmehr fünf Jahren besteht mit 
Si ici in Frankreich eine besondere 

Form der entwicklungspolitischen 
Öffentlichkeitsarbeit. Da es im Ansatz und 
in der Vorgehensweise in der Bundesrepu- 
blik kaum vergleichbares gibt, lohnt sich ein 
kurzer Blick über die Grenzen. 

Beispielhaft soll die 21. Kampagne von 
Agir ici vom Dezember 1993 beschrieben 
werden: thematisch geht es um die Kurdin- 
nen und deren schwierige Lage in der Tür- 
kei, im Irak und Iran, in Syrien, aber auch in 
Frankreich. 

Agir ici arbeitet bei dieser Kampagne mit 
einem knappen Dutzend französischer 
NROs und Soli-Gruppen zusammen, die 
sich besonders für die Rechte der kurdischen 
Menschen engagieren. Der Kreis der Träger- 
gruppen ist bei jeder Kampagne anders 
zusammengesetzt, abhängig von den inhalt- 
lichen Schwerpunkten der Gruppen. 

Neben den mittlerweile über 6.000 Kam- 
pagnen-AbonentInnen von Agir ici gehören 
zu den direkten Adressatinnen immer auch 
die Mitglieder der Trägergruppen. Mit den 
Kampagnen sollen für das jeweilige Thema 
Öffentlichkeit hergestellt (Präsenz in den 
Medien, Einfluß auf Parlament und Regie- 
rung etc.) und konkrete Forderungen durch- 
gesetzt werden. 

Die Leistung der AbonentiInnen besteht 
im wesentlichen darin, Postkarten an die 
regionalen Abgeordneten, die Regierung 
oder andere zuständige Stellen zu ver- 
schicken, in denen z.B. in der Kurdinnen- 
Kampagne gefordert wird, daß Frankreich 
sich für den Frieden und die Respektierung 
der Menschenrechte in den von Kurdinnen 
bewohnten Gebieten einsetzt. Konkret wird 
die Einsetzung eines Ausschusses in der 
Nationalversammlung zu Kurdistan gefor- 
dert. Von unserer Seite des Rheins aus gese- 
hen, wirkt dagegen die Forderung, Waffen- 
lieferungen an die türkische Regierung „dem 
Beispiel des Kanzlers Kohl folgend“ mit der 
Auflage zu verbinden, die gelieferten Waf- 
fen nicht im Bürgerkrieg in Kurdistan einzu- 
setzen, eher peinlich. Dies ist jedoch in der 
Arbeit von Agir ici eine Ausnahme. In der 
Regel sind die Forderungen sorgfältig ausge- 
arbeitet, teilweise bis zur Formulierung von 
Gesetzesvorlagen für die Nationalversamm- 
lung. 

Die Kampagnenunterlagen bestehen aus 
mehrseitigen Dokumenten, die die wesentli- 
chen Hintergrundinformationen und 
Begründungen für die Forderungen enthal- 
ten. Die KurdInnen-Kampagne ist mit einer 
eher allgemein gehaltenen Aktion, um auf 
die Lage der Kurdinnen aufmerksam zu 
machen, die Ausnahme. Oft stehen ganz 
konkrete Forderungen und Gesetzesvorla- 
gen zur Debatte, beispielsweise zu Waffen- 
exporten, einer Reform der Exportfinanzie- 
rung (Coface, in der BRD mit Hermes ver- 
gleichbar), Fleischexporten der EG nach 
Westafrika, Medikamente-Exporte, Nuklear- 
versuche, Menschenrechte in Marokko etc. 
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Eine Beilage, „Citoyen et Entreprise“ 
(Bürger und Unternehmen), beleuchtet die 
Rolle französischer und internationaler 
Unternehmen in der Dritten Welt. 

Das Budget von Agir ici, nahezu aus- 
schließlich aus Spenden und Beiträgen 
finanziert (Abogebühr: FF 20 pro Jahr), 
betrug 1992 FF 1,2 Millionen (ca. DM 
400.000). 

Agir ici ist auf die Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen angewiesen, die ein Inter- 
esse daran haben, „ihr“ Anliegen einer brei- 
teren Öffentlichkeit bekannt zu machen. 
Die Serviceleistung von Agir ici besteht da- 
rin, die Forderungen in einer Kampagne zu 
konzentrieren, gut aufgemachte, leicht ver- 
ständliche, aber dennoch informative Mate- 
rialien zu produzieren und breit zu verteilen 
sowie die Postkarten-Aktionen auszuwerten 
und die Kampagnen bis zum endgültigen 
Erfolg oder Scheitern weiter zu verfolgen 
und zu bearbeiten. 

br 
Agir ici, 14, passage Dubail, F-75010 Paris, 
Tel.: 0033-1-40350700 


Gegen das herrschende 
“Flughafen-Asylverfahren” 


Flughafenverfahrens nach 818a des Asyl- 

verfahrensgesetzes zeigt sich der men- 
schenverachtende, einer reinen Abschot- 
tungs”logik” verpflichtete institutionelle 
Rassismus der BRD in nochmals verschärfter 
Form. Die sog. AsylberberInnen werden 
sofort nach dem Verlassen des Flugzeugs 
ohne jegliche vorherige Beratungsmöglich- 
keit zur ersten Anhörung durch den Bundes- 
grenzschutz gebracht. In der Regel folgt 
sofort danach die zweite Anhörung bei der 
Außenstelle des Bundesamtes für die Aner- 
kennung von Flüchtlingen. Bei einem ableh- 
nenden Bescheid bleibt dem Flüchtling 
dann nur eine Widerspruchsfrist von drei 
Tagen, die auch über das Wochenende lau- 
fen kann. Vom Flughafen aus soll der Flücht- 
ling dann einen Anwalt finden, der inner- 
halb der dann verbleibenden Frist die Akten 
besorgen und studieren, Gespräche führen, 
Übersetzungen organisieren, Hintergründe 
über das Herkunftsland einholen und eine 
begründete Widerspruchseingabe erarbei- 
ten muß. 

Als einzige Hilfsinstanz hat sich der 
kirchliche Sozialdienst des Flughafens frei- 
willig der Aufgabe der Rechtsberatung ange- 
nommen, die jedoch erst nach den beiden 
ersten Anhörungen wirksam werden kann. 
Der Flughafensozialdienst ist wegen zu 
geringer Landesmittel personell und materi- 
ell mangelhaft ausgestattet. Erschwerend 
kommt hinzu, daß die Zuständigkeit für 
die Flüchtlinge in Kürze von der Flughafen- 
gesellschaft auf das Land Hessen über- 
geht. Befürchtet wird nun, daß eine unab- 
hängige Rechtsberatung von den dann 
zuständigen staatsbediensteten Sozialbe- 


|: der konkreten Praxis des Frankfurter 


treuerlInnen nicht zu erwarten ist. 

In Appellen an den hessischen Minister- 
präsidenten Eichel und die Ministerin Blaul 
verlangt das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie als Minimalforderung eine 
unabhängige Rechtsberatung. Die ohnehin 
extrem beschnittene Rechtswegegarantie 
des Grundgesetzes verkomme mit dieser 
Flughafenpraxis endgültig zu einer Leerfor- 
mel. 

Komitee für Grundrechte und Demokra- 
tie e.V., An der Gasse 1, 64759 Sensbachtal, 
Tel: 06068-2608, Fax: 06068-3698 


ANN 


Das Nachrichten-Bultetin mit regelmässigen 
Berichten aus Nkorogua und Zentrolamerika, 
Vertrieb: ANN-Büro El Gordo, Heyesir.- 7, 
40825 Düsseldorf (BRD), Tei.: (0211) 207801 
ANN-Redaktion: Monaguo, Nicaragua, 
Tel.: (505)-2-668875 


Agenclia 
de Notlclas 
de Nicaragua 


Rüstungsexportarchiv 
mittelfristig gefährdet 


ie umfassende Kürzungswelle im 
) öffentlichen Bereich sowie der mas- 

sive Abbau von öffentlichen wie pri- 
vaten Fördergeldern stellt nun auch das 
Rüstungsexportarchiv des Kommunikations- 
zentrums Idstein e.V. vor Probleme. Das 
Archiv gibt es bereits seit 1980. In über 400 
Ordnern sind Informationen aus Tageszei- 
tungen, militärischen Fachzeitschriften und 
grauer Literatur enthalten. Gruppen, Initiati- 
ven, Einzelpersonen, aber auch Presse, Funk 
und Fernsehen nutzen diese Informationen 
als unverzichtbare Grundlage für eine kriti- 
sche Gegenöffentlichkeit. 1992 hat das 
Archiv für seine Arbeit gegen Rüstungsex- 
porte den Aachener Friedenspreis erhalten. 
Rüstungsexporte als Fluchtursache, die 
militärische Abschottung der “Festung Euro- 
pa” und die massive Lobbypolitik der 
Rüstungsindustrie um Marktanteile sind 
einige der angefragten Themen. Das Archiv 
ist Träger der bereits 10jährigen Kampagne 
“Produzieren für das Leben - Rüstungsex- 
porte stoppen”; ein derzeitiges Schwer- 
punktthema ist Türkei/Kurdistan. 

Mit dem Auslaufen der Förderung der 

Archivteilcomputerisierung sind keine wei- 
teren Mittel mehr für diese Tätigkeit in Aus- 
sicht. Deshalb ist das Archiv stark auf Spen- 
den angewiesen. Eine ehrenamtliche Fort- 
führung wäre mit Zeit- und Qualitätsverlu- 
sten verbunden. Die Arbeit des Archivs kann 
unterstützt werden durch die Nutzung des 
Archivs, die Weitergabe der Informationen 
und durch eine Spende oder einen Dauer- 
auftrag. 
Weitere Informationen: Kommunikations- 
zentrum Idstein e.V. (KOMZI, Bahnhofstr. 
18, 65510 Idstein, Tel: 06126-53118, Fax: 
06126-54660. 


Betrifft: Worum es beim Kampf 
um Demokratisierung geht und 
Südafrika im Weltsystem (blät- 


ter des iz3w, Nr. 194) 

Der Autor hat die Situation in Südafrika 
zunächst gut beschrieben. Der Vergleich 
zwischen den holländischen weißen Sied- 
lern in Afrika im 17. Jahrhundert und den 
Israelis ist allerdings unsinnig. Er hat die 
Ursachen für die Veränderung der bisheri- 
gen Machtverhältnisse richtig analysiert, 
wenn er vom "...Widerstand der Mehrheit 
der Arbeiterklasse..." schreibt. Aber dann 
sucht er die Ursachen für die Veränderun- 
gen darin, daß "Südafrika einige seiner wich- 
tigsten Trümpfe verloren hat: ... seine strate- 
gische Position... die wichtig war während 
des kalten Krieges, der nun vorbei ist." Die 

. politische Rolle als Militär- und Interventi- 
onsmacht gegenüber Nachbarstaaten ist 
nach Meinung des Autors jetzt auch vor- 
über, weil die "nationalen Projekte” in den 
Nachbarstaaten "eine Niederlage erlitten” 
hätten. Die wirtschaftliche Bedeutung Süd- 
afrikas reduziert er auf "Lieferant einiger 
wichtiger Mineralien". Ich glaube, daß die 
Veränderungen der Machtverhältnisse in 
Südafrika ihre Hauptursache haben in dem 
finanziellen und politischen Aufwand, der 
für die Erhaltung der bisherigen Verhältnisse 
notwendig war. In dem Beitrag "Südafrika im 
Weltsystem" schreibt Samir Amin richtiger- 
weise von der "beispiellosen finanziellen, 
wirtschaftlichen, politischen und militäri- 
schen Unterstützung durch die Vereinigten 
Staaten, Großbritannien und Westeuropa". 
Die Kosten für diese Unterstützung und der 
politische Image-Verlust durch diese Unter- 
stützung waren den genannten Staaten ein- 
fach zu hoch. Diese Staaten werden versu- 
chen, auch weiterhin Macht im Südlichen 
Afrika indirekt auszuüben. 

Am Ende seines ersten Beitrages ("Wor- 
um es beim ...") zählt Samir Amin richtiger- 
weise die Bedingungen auf für einen fort- 
schrittlichen sozialen Wandel der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in Südafrika, 
wobei er die dafür notwendige Zeit auf '30 
oder 50 Jahre" schätzt. Ganz so pessimi- 
stisch muß man wohl nicht sein. 

Klaus Blauert 


KURDISTANINEWS 


Neskrieiten fber Mmschsurockterecktzungen ia Kırditın 

Aktuelle Nachrichten über Menschenrechts- 
verletzungen in Kurdistan und Lage der 
Kurden im Exil. Geignet für Menschen- 
rechtsaktivisten,-gruppen, Flüchtlingsorga- 
nisationen, Anwälte und Richter, für alle 
die sich mit diesem Thema befassen. 
Erscheinungsweise 14 tägig. Zum Abo-Preis 
von DM 50-, incl. Versandkosten für ein 
Jahr. Fordern Sie Probeexamplare oder 
abonnieren Sie jetzt !. 
Hrsg: Internationaler Verein für Men- 
schenrechte in Kurdistan (IMK) e.V. gem., 
Postfach 10 45 51, W-2800 Bremen 1, 
Tel. 0421 / 703932; Fax 0421 / 70 38 85. 


Leserbriefe 


WIDERSPRUCH 
Beiträge zur 2 6 


sozialistischen Politik 
Religion und Gewalt 


Missglückte Säkularisierung, Nationalismus, Xenophobie, 
‚Antisemitismus; Esoterik, New Age, Mythen: 

Reiigiöser Sozialismus, Theologischer Materialismus vs. 
Ökonomie des Todes; Psychoanalyse, Freuds Judentum, 
Vaterkose Gesellschaft und Gemeinschaftsgefühl 


D.Claussen, H.Zinser, E.Gugenberger, P.Leuzinger, 
W.Spieler, H.Thielen, M.Jäger, R.Heim, M.Züfle, 
B.Rothschild, P.Passett, E.Modena 


Diskussion 


H.Schäppi: Zum SPS-Wirtschaftsprogramm 
R.Graf: Gramscis Gefängnishefte 


Marginalien / Rezensionen / Zeitschriftenschau 


13. 39.Meft 26 - Dezember 1993 


208 Seiten. Fr. 18.-- 
zu beziehen ım Buchhandel oder beı 


WIDERSPRUCH. Postfach, 8026 Zurich 
Tei.0t 4512209 


Betrifft: Die endgültige Mar- 
ginalisierung der Palästinenser 
(blätter des iz3w, Nr. 194) 


Schon der Ansatz war wohl falsch: die 
Erwartung, daß Friedensverträge Frieden 
bringen. H. Branscheid weist in seinem 
ersten Satz darauf hin: "Kein einziges der 
größeren Friedensabkommen ... befriedete 
dauerhaft den jeweiligen Konflikt der irgend 
beteiligten Parteien. Nicaragua, El Salvador, 
Somalia, Angola, Afghanistan, Kambodscha 
und Kurdistan sind Beispiele dafür. ” 

Südafrika wird sich dieser Kette vielleicht 
anreihen. Wir reden von der Notwendigkeit 
politischer statt militärischer Lösungen, 
ohne zu bedenken, daß Politik eben Macht- 
politik ist. Auch die Vermittlung der 
Großmächte steht unter diesem Zeichen, 
alles andere ist Heuchelei. Die formal ver- 
standene Demokratie hat mit individueller 
Freiheit wenig zu tun; es fragt sich, ob es 
überhaupt eine kollektive Freiheit gibt - ob 
also Freiheit nicht eben Freiheit von Institu- 
tionen ist. Denn alle Revolutionen wollten 
Freiheit schaffen und haben nur zu neuer 
Herrschaft geführt. Die PLO wollte sich 
nicht mit Autonomie zufrieden geben und 
verlangte den Nationalstaat. Bekommen hat 
sie jetzt weder das eine noch das andere. 
Auch bei ihr hat sich herausgestellt, daß es 
um Machtpositionen geht; daß ihre Interes- 
sen und die der Israelis konvergieren. Da 
verwundert es nicht, daß die PLO den Israe- 
lis die Sicherheit in den Lagern überläßt. 
Kollaboration ist dafür gar kein so unpassen- 
der Ausdruck. Verordnete Autonomie wäre 
freilich ein Paradox: Selbstverwaltung, 
Selbstbestimmung muß erstritten und einge- 
übt werden, an staatlichen Einrichtungen 
vorbei oder gegen sie. Gewalt ist, zumindest 
auf Dauer, keine Alternative, aber man 
kommt schwer aus ihr heraus. 

Stefan Kafka 


Lebensstil 
oder 
Stilleben 
Lebenswandel 


durch 
Wertewandel 


Nr. 33 


Grün Heil! 


Ökologie als 
Trojanisches 
Pferd der 
neuen Rechten 


Nr. 34 


Zeiten 


Essen aus der 
Genküche 


Nr. 35 


Ab Nr. 35 überall in der 
Bahnhofspresse erhältlich 
oder direkt bestellen bei: 


Politische Ökologie 
Cosimastr. 4/Il 
81927 München 

Tel. 089/91 79 40 
Fax: 089/910 15 17 


7 
u 


D 
un 
D 
— nn 
D 
un 


Bestellen Sie jetzt: 


I ein Gesamtverzeichnis 
O ein Probeheft 


O Lebensstil oder 
Stilleben 
(14,80 DM plus Versandkosten) 


O Grün Heil! 
(14,80 DM plus Versandkosten) 


DO Geniale Zeiten 
(14,80 DM plus Versandkosten) 


O ein Abonnement 
(75,-DM für 6 Ausgaben) 
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Ali H.Qleibo, Wenn die Berge verschwin- 
den, Die Palästinenser im Schatten der isra- 
elischen Besatzung, Palymra-Verlag, Hei- 
delberg, 1993, 276 Seiten, DM 39,80 


Brot für alle, Erklärung von Bern, Fastenop- 
fer (Hrsg.), Wenig Kinder - viel Konsum? 
Stimmen zur Bevölkerungspolitik von Frau- 
en aus dem Süden und Norden, Brot für alle, 
Basel, 1994, 120 Seiten, SFr 16,-, Bezug: 
Brot für alle, Materialstelle, Postfach 414, 
4003 Basel, Schweiz 


Robin Schneider, Zum Beispiel Flüchtlinge, 
Süd-Nord / Lamuv-Verlag, Göttingen, 1993, 
112 Seiten, DM 9,80 


Gloria I. Joseph (Hrsg.), Schwarzer Feminis- 
mus, Theorie und Politik afro-amerikani- 
scher Frauen, Orlanda Frauenverlag, Berlin, 
1993, 295 Seiten, ca. DM 39,80 


Asit Datta (Hrsg.), Die neuen Mauern, Kri- 
sen der Nord-Süd-Beziehung, Peter-Ham- 
mer-Verlag in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Welthungerhilfe, Wuppertal, 
1993, 228 Seiten, DM 19,80 


Wolfgang Karcher, Bernd Overwien, Jürgen 
Krause, Madhu Singh, Zwischen Ökonomie 
und sozialer Arbeit, Lernen im informellen 
Sektor in der “Dritten Welt”, IKO-Verlag, 
Frankfurt, 1993, 530 Seiten, DM 49,- 


Marina Schmidt, Asia Vision: Fernsehnach- 
richtenaustausch in Asien, Entwicklung und 
Perspektiven eines Süd-Süd-Dialogs, IKO- 
Verlag, Frankfurt, 1993, 112 Seiten, DM 
24,80 


Jürgen Grässlin, Den Tod bringen Waffen 
aus Deutschland, Von einem, der auszog, 
die Rüstungsindustrie das Fürchten zu leh- 
ren, Knaur-Verlag, München, 1994, 416 
Seiten, DM 14,80 


Ingomar Hauchler (Hrsg.), Globale Trends 
93/94, Daten zur Weltentwicklung, Stiftung 
Entwicklung und Frieden, Fischer 
Taschenbuchverlag, FrankfurYMain, 1993, 
429 Seiten, DM 19,90 


Francois Jean (Hrsg.), Helfer im Kreuzfeuer, 
Humanitäre Hilfe und militärische Inter- 
vention, Ein Report über Völker in Not, 
Dietz-Verlag, Bonn, 1993, 224 Seiten, DM 
19,80 


Dieter Nohlen, Franz Nuscheler (Hrsg.), 
Handbuch der Dritten Welt, Band 6, Nord- 
afrika und Naher Osten, 
Bonn, 1993, 576 Seiten, DM 49,80 


J.Betz, S.Brüne, Deutsches Übersee-Institut 
(Hrsg.), Jahrbuch Dritte Welt 1994, Daten, 
Übersichten, Analysen, Beck-Verlag, Mün- 
chen, 1993, 306 Seiten, DM 22,- 
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Tagungen ——Neue Bücher 


Dietz-Verlag, 


Entwicklung braucht Entschuldung. Tagung 
vom 11.-13.2.94 der Evangelischen Akade- 
mie Berlin-Brandenburg. Anmeldung: Evan- 
gelische Akademie Berlin-Brandenburg, 
Goethestr. 26-30, 10625 Berlin, Tel.: 
030/3191, Fax: 030/3191200. 


Afrıka 


Jahrbuch 199 


Menschenrechte. Studienbegleitseminar für |Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 


Studierende aus Afrika, Asien und Lateina- 
merika in Baden-Württemberg vom 18.- 
20.2.94 in Weil der Stadt. Anmeldung: STU- 
BE, c/o Evangelische Akademikerschaft, 
Kniebisstr.29, 70188 Stuttgart, Tel.: 
0711/2625853. 


Altes Spiel - Neues Glück. Südafrika vor den 
Wahlen. Studienseminar vom 18.-20.2.94 
von der akademie klausenhof. Anmeldung: 
Akademie Klausenhof, Klausenhofstr.100, 
46499 Hamminkeln-Dingen, Tel.: 
02852/891. 


“(für das) Leben exportieren!”. Eine Kam- 
pagne gegen Rüstungsexporte im Herzen 
der ‘Festung Europa’. Seminar von ‘Produ- 
zieren für das Leben - Rüstungsexporte stop- 
pen’ vom 18.- 20.2.94 in Eschborn bei 
Frankfurt. Anmeldung: Kampagnenbüro, 
Bahnhofstr. 18, 65510 Idstein. 


Die Rolle der BRD in der Neuen Weltord- 
nung. 2.Vorbereitungstreffen des BUKO 
vom 18.-20.2.94 in Karlsruhe. Anmeldung: 
BUKO-Geschäftsstelle, Nernstweg 32-34, 
22765 Hamburg. Tel.: 040/393156, Fax: 
040/3907520. 


Fluchtgrund Hunger - Weltwirtschaftliche 
Hintergründe für Fluchtbewegungen und 
Bürgerkriege. Tagung vom 18.-20.2.94 in 
Beuggen. Anmeldung: Evangelische Indu- 
strie- und Sozialarbeit in Südbaden. Fürsten- 
bergstr. 8, 79102 Freiburg, Tel.: 
0761/72236. 


Frauen auf der Flucht. Geschlechtsspezifi- 
sche Fluchtursachen und europäische 
Flüchtlingspolitik. Tagung vom 4.-6.3. in 
Bonn in der Bildungs- und Tagungsstätte des 
Gustav-Stresemann-Instituts. Veranstalter 
und Veranstalterin: Terre des Femmes, Drit- 
te Welt Haus Bielefeld. Anmeldung: Gustav- 
Stresemann-Institut, Langer Grabenweg 68, 
53175 Bonn (Bad Godesberg), Tel.: 0228/ 
81070. 


Indigenas in Paraguay. Seminar der Paragu- 
ay-Arbeitsgemeinschaft vom 18.-20.3.94 in 
Bornheim bei Bonn. Anmeldung: Paraguay- 
Arbeitsgemeinschaft, Weidemannstr. 4, 
41199 Mönchengladbach. Tel.: 
02166/680368, Fax: 02166/680419. 


in Afrika südlich der Sahara 


Aus dem Inhalt: 

Gesamtüberblick: 

Afcika 1992 - Das Jahr im Überblick 
Deutsch-afrikanische Beziehungen 1992 


Erfassung der wichtigsten gesamtafrikanischen 
und regionalen Organisationen/ Institutionen 


Entwicklungen in Ländern, Regionen und 
zwischenstaatlichen Organisationen 


Separate Darstellung aller 49 Länder südlich der 
Sahara 


Westafrika, Zentralafrika, Östliches Afrika und 
Südliches Afrika 


Aktuelle Einzelanalysen: 


Staatszerfall und staatliche Neugliederung: 
Perspektiven der zukünftigen Staatenstruktur in 
Afrika 


Bewaffnete Humanität oder Interessenpolitik? Mili- 
tärinterventionen in Liberia und Somalia 


Das externe wirtschaftliche Umfeld der afrikanischen 
Demokratisierungsbemühungen. Zwischen Schulden- 
falle, Rohstoffpreisverfall, nachlassender Entwick- 
lungshilfe, zerstörerischer Nahrungsmittelbilfe und 
ungebrochenem Protektionismus des Nordens 


Die Rolle der Medien für Demokratie und Entwick- 
lung in Afrika 


"Wer hat Angst vor dem Schwarzen Mann" ? Afrika- 
nische Flüchtlinge in Europa - Spielball der Politiker 


Herausgeber: 
Institut für Afrika-Kunde 
Rolf Hofmeier 


Leske + Budrich, Opladen 1993 
DM 49,- 


EPK 4/94 (letzte Ausgabe) 

Ethnizität 

Robert Kurz: Die Implosion des Nationalis- 
mus * Carola Lentz: Ethnizität und „Tribalis- 
mus” in Afrika. * Andreas Mehler: Kamerun: 
Nationale Einheit als Illusion * Ola Balogun: 
Afrikanische „Stammeskultur” - Hemmnis 
oder politische Kraft? * Karl Otto Hondrich: 
Weltbürgertum, Ethnizität und Nationalis- 
mus * Henning Eichberg: Ethnos und Demos 
- die miteinander sprechen können * Frank 
Nullmeier: Ethnos und Demos. Wider Hen- 
ning Eichbergs „dritten Weg” * Werner Ven- 
newald: Singapur und Malaysia: Wirt- 
schaftsboon gegen ethnischen Verfall * Rai- 
ner Tetzlaff: Wir-Gruppen und Peolitisierte 
Ethnizität * Peter Körner: Böses Omen? Der 
blutige Gegensatz zwischen Tiv und Jukun 
in Nigeria * Peter Körner: Ein Staat aber kei- 
ne Nation. Ethnonationalistische Gewalt in 
Pakistan * Klaus Schlichte: Ethnizität als 
Kriegsursache? * Michael Köhler: Ethnische 
Minderheiten im Völkerrecht: Art. 27 des 
Menschenrechtspaktes von 1966 * Ulrike 
Neureither: Minderheitenschutz: Lettland 
nach 1919 * 

Bezug: EPK, Nernstweg 32-34, 2000 Ham- 
burg 50, Tel.:040 / 390 52 21 

Preis: DM 6,- 


FORUM entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen 178 

Schwerpunkt: Organtransplantation - Wir 
teilen nicht! 

Erika Feyerabend: Der kontrollierte Tod * 
Jürgen Flöter: Der Mensch als Recyclingpro- 
dukt * Vera Kissel: Menschliche Ersatzteile 
aus der „Dritten Welt“ * Claudia Bernhard: 
Zustimmung oder Widerspruch - Die Vari- 
anten zur gesetzlichen Regelung der Organ- 
entnahme * Kontroverse * James F. Childress 
- Lorie B. Andrews: Organspende kontra 
Organverkauf * Theresia Degener: Die neue 
Reflexion über Selbstbestimmung * Vera 
Kissel im Gespräch mit Renate Greinert: 
„Die Transplantationsmedizin hat kanniba- 
lische Züge” * Annette Will: Organeigentun 
verpflichtet * Charly Kowalczyk im 
Gespräch mit Pflegekräften einer Bremer 
Intensivstation. Außerdem: Maria Mies: 
Patente Geschäfte - Die Vermarktung des 
Lebens durch Gen-Forscher und Bio-Indu- 
strie * Yogesh Varhade: Genozid gegen 
„Unberührbare“ in Indien * Rose Baaba Fol- 
son: Abschlußtagung der „Kampagne Süd- 
strömungen” * Christoph Lange: Forum 
Umwelt und Entwicklung, sowie 20 Seiten 
Service. 

Bezug: FORUM entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen, Buchtstraße 14/15, 28195 
Bremen, Tel.: 04 21 / 32 51 56, Fax: 04 21 / 
337 81 77. 


ila 170 (November 93) 
Lateinamerikanische Literatur aus Deutsch- 
land/Literatura latinoamericana de 
Alemania 

Überall in Deutschland schreiben Latein- 
amerikanerInnen Romane, Erzählungen, 


Zeitschriftfenschau 


Gedichte und Essays. Ihre Manuskripte bil- 
den das Herzstück dieser ila-Ausgabe, die 
damit fast so etwas wie ein Lesebuch gewor- 
den ist, zumal wir alle Texte, um die Authen- 
tizität zu erhalten, sowohl im Original als 
auch in der entsprechenden Übersetzung 
vorlegen. 

An dem 96 Seiten starken Band haben mit- 
geschrieben: Esther Andradi, Carlos Briones, 
Carlos Alberto Azevedo, Melacio Castro, 
Lucia Charunlilescas, Maria Cano Caunedo, 
Jesus Diaz, Irma Gonzalez de Jahn, Jorge 
Guaneme, Pedro C. Holz, Walter Lingan, 
Israel Perez, Joao Ubaldo Ribeiro, Sonia 
Solarte, Omar Saavedra Santis, Luis Sepul- 
veda, MaximilianoLa Tessa und Holger Val- 
qui sowie Martin Franzbach und Gert Eisen- 
bürger u.v.a. 

Über die belletristischen Produkte hinaus 
finden sie biographische Angaben zu allen 
AutorInnen sowie zahlreiche Buchbespre- 
chungen, wo auch andere als im Heft vorge- 
stellte LiteratInnen Erwähnung finden, so 
etwa Antonio Skarmeta Christian Cortes, 
Luis Fayad, David Hernandez und Antono 
Candela. 

Preis: Einzelheft DM 7,-; Abo (10 Ausga- 
ben/lahr) DM 60,- bzw. ermäßigt DM 50,-. 
Bezug: ila, Heerstraße 205, 53111 Bonn. 
Lateinamerika Nachrichten, Nr. 234, 
Dezember 1993 

Schwerpunkt: Medien: Mexiko: Der Teleno- 
vela-Streit * Brasilien: Ich glotz TV * El Salva- 
dor: Kommerzialisierung ohne Ausverkauf - 
Die ehemaligen Guerillaradios * USA: 
Grenzenlose Zukunft, begrenzte Inhalte - 
spanischsprachiges Fernsehen * Film/Lat- 
einamerika - Kreative Unruhen im ökonomi- 
schen Desaster * Alternativmedien: Rein in 
die Diskussion - Mit anderen Augen gesehen 
- Communicacion Popular in Chile * Chile: 
Das Recht des Stärkeren - Zur neuen Radio- 
gesetzgebung * Alternative Agenturen: 
POONAL - Vernetzte Nachrichten * 

Dazu: El Salvador: Erneut Terror gegen die 
Opposition * Peru: Zuviel gesiegt - Fujimoris 
Dilemma * Brasilien: Korruptionsskandale 
ohne Ende * Argentinien: Menem; ein neuer 
Peron? * Chile: Schwarzer Frühling - Ein 
neuer Mann bei Interpol * Kuba: Auswege 
aus einer Krise - Kongreß über alternative 
Energien * 


Lateinamerika-Nachrichten Nr. 235 

(Jan. ‘94) 

Chile: Langweiliger Tiger Lateinamerikas: 
Chile nach den Wahlen / „Der Fall Letelier“ / 
Energiepolitik im Modellland Chile * Brasili- 
en: Sextourismus und Kinderprostitution / 
Fazenda Jangada enteignet ! - Landbesetze- 
rInnen triumphieren nach langem Kampf / 
Interview mit dem PT-Führer: Luis Eduardo 
Greenhalgh * Argentinien: Journalistinnen 
werden immer häufiger Opfer brutaler 
Angriffe / Stabiles Zweiparteieneinerlei: 
Die Einigung von Peronisten und Radikalen 
macht das Volk überflüssig * Venezuela: 
Das Zweiparteiensystem am Ende - Ex-Präsi- 


dent Caldera kehrt zurück * Ecuador: Indige- 
nas bringen Texaco vor Gericht * Mexiko: 
Bahn frei für NAFTA / Weißer Rauch: Das 
Spiel ist aus - Die PRI hat einen neuen Präsi- 
dentschaftskandidaten * Haiti: Haitis Militär 
und US-Rechte im Einklang gegen Aristide * 
Nicaragua: Ein „vertrauliches Memoran- 
dum“ an die Regierung Chamorro * Puerto 
Rico: bleibt assoziierter Freistaat der USA. 
Bezug: LN-Vertreib, Im Mehringhof, Gnei- 
senaustraße 2, 10962 Berlin. 


Terre des Femmes-Rundbrief 3/93 
Menschenrechtsverletzungen an Frauen 
(Uno-Weltmenschenrechtskonferenz zu 
Frauenrechten * Dokumentation über die 
Weltfrauenkonferenz 1995 in China * Para- 
graph 218 * Frauenprojekte in Ex-Jugoslawi- 
en * Frauenbewegungen in Pakistan und 
Westsahara 

Preis: DM 7,50,- einschl. Versand, gegen 
Briefmarken 

Terre des Femmes e.V., Postfach 2531, 
72015 Tübingen, Fax 07071/550352 


Die Gossner Mission sucht für ihr 
Entwicklungsprojekt im Süden Zambias 


eine/n Projektberaterin/ 
Projektberater. 


Voraussetzungen: 
- Pfarrerin/Pfarrer oder Mitarbeiterin/ 
Mitarbeiter aus dem kirchlichen 
Bereich 
, - Berufserfahrung/Auslandserfahrung, 
|  ökumenisches Engagement sowie 
praktische Erfahrung in Projektentwick- 
lung und Koordination 
- Erfahrung in Fragen der Verwaltung, 
der Finanzverwaltung und der 
Buchhaltung | 
- Fähigkeit zu konzeptionellem Denken | 
und kreativer Mitarbeit in einem Team 
| - Gute Sprachkenntnisse in Englisch 


Vertragsbeginn: baldmöglichst 
Vertragsdauer: 3 Jahre, mit der Möglich- | 
: keit der Verlängerung 
, Vergütung: nach BAT entsprechend der 
- Qualifikation 
: Bewerbungsschluß: 6 Wochen nach 
 Erscheinungsdatum 
Anfragen bzw. Bewerbungen mit Refe- 
renzadressen sind zu richten an: 


Gossner Mission 
Fennstraße 31 
12439 Berlin 

: Tel.: 030 / 6 31 78 37 
Fax: 030 / 6 36 11 98 
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I/3W 
79898 Freiburg Postfach 5328 
\ 79020 Freiburg 


ISSN 0933-7733 Die Karibik 


ak analyse & kritik 


und Abhängigkeit 
Zeitung für linke Debatte und Praxis 


Analysen, Berichte und Diskussionen u.a. über: 
Südafrika - Wahlen 1994 
Nordirland - Dialog mit den Briten 
Türkei - BRD unterstützt repressive Kurdenpolitik i ihi ; 
Palästina & Israel - Frieden und doch nicht Frieden Die Karibi k zwischen 
u .. . an . Souveränität und 
ak kostet DM 6,-, erscheint vierwöchentlich und ist in allen linken Abhängigkeit 
Buchläden und Zeitungskiosken erhältlich gg 


Analysen and Berichte zu Jamaika, Kuba, Haiti, St.[.acia 
Gundelonpe-Martinique und der Dominikanischen Republik 


oder direkt bei Die Analysen und Berichte zu Jamaika, 
Hamburger Satz- und Verlagskooperative Haiti, Guadeloupe-Martinique, Kuba, der 
hult 000 Dominikanischen Republik und St.Lucia 
Schu erblatt 58B 2 Hamburg 36 beschreiben beispielhaft die gesell- 
Das Abonnement kostet schaftspolitische Realität und liefern 
alt-BRD Jahresabo DM 72,- 1/2 Jahresabo DM 38,- alt-DDR jahresobo DM 60-1 /2Jahresabo 33,- einen Einblick in die Eigenheiten und 
Kostenloses Probeexemplar bestellen ! Differenzen der Karibik. 
192 Seiten - 19,-DM 
ISBN: 3-922263-13-5 


\ 


4 . , Arbeitsgruppe 501 (Hrsg.) 


Heute hier - 
morgen fort 


Migration, Rassismus und die 
{Un) Ordnung des Weltmarkts 


beschäftigen. 


cu müssen anwendun i i i , Heute hier - 
morgen fort 


Wer vom Rassismus redet, sollte vom 
Weltmarkt nicht schweigen. Über die 
Globalisierung der Waren- und Arbeits- 
märkte, die Migrations- und Fluchtbe- 
wegungen und die Brandstifter an den 
Schreibtischen und auf der Straße. 

206 Seiten - 19,-DM 

ISBN: 3-922263-12-7 


ön 
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